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ABS Aufsichtsbehörde in Betreibungs- und 
Konkurssachen (Obergericht)

AGG Amt für Grundstücke und Gebäude  
der ➔ BVE (BVD)

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
AIG Bundesgesetz vom 16. Dezember 

2005 über die Ausländerinnen und 
Ausländer und über die Integration 
(SR 142.20)

ALV Arbeitslosenversicherung
APV Verordnung vom 25. Oktober 2006 über 

die Anwaltsprüfung (BSG 168.221.1)
ASGS Arbeitssicherheit und Gesundheits-

schutz
BAV Bernischer Anwaltsverband
BGE Bundesgerichtsentscheid
BSG Bernische Systematische Gesetzes-

sammlung
BV Berufliche Vorsorge
BVE Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion 

des Kantons Bern (neu: Bau- und 
Verkehrsdirektion BVD)

BVK Bodenverbesserungskommission  
des Kantons Bern

CALF Abteilung für französischsprachige 
Geschäfte (Verwaltungsgericht)

EG ZSJ Einführungsgesetz vom 11. Juni 2009 
zur Zivilprozessordnung, zur Stra-
fprozessordnung und zur Jugend-
strafprozessordnung (BSG 271.1)

EL Ergänzungsleistungen
ELBA Technische Schnittstelle
EMRK Europäische Menschenrechtskonven-

tion vom 4. November 1950 (SR 0.101)
EO Erwerbsersatzordnung
ERP Enterprise Resource Planning System 

(betriebswirtschaftliche Softwarelösung)
ESchK Enteignungsschätzungskommission 

des Kantons Bern
FIN Finanzdirektion des Kantons Bern
FIS Finanzinformationssystem des Kantons 

Bern (Software)
FL Familienzulagen in der Landwirtschaft
FU Fürsorgerische Unterbringung
FZ Familienzulagen
GK Gehaltsklasse
GSOG  Gesetz vom 11. Juni 2009 über die 

Organisation der Gerichtsbehörden und 
der Staatsanwaltschaft (BSG 161.1)

HR Human Resources
HIS Programm «Harmonisierung der 

Informatik in der Strafjustiz»  
(www.his-programm.ch)

HRM (1/2) Harmonisiertes Rechnungsmodell (1/2)
IKS Internes Kontrollsystem
IR ZSJ Informationsreglement der Zivil-, 

Straf- und Jugendgerichtsbehörden 
vom 12. November 2010 (BSG 162.13)

ISDS Informationssicherheit und  
Datenschutz

IV Invalidenversicherung
JA Jugendanwältin/Jugendanwalt
JGK Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion 

(neu: Direktion für Inneres und Justiz DIJ)
JIT Joint Investigation Team
JugA Jugendanwaltschaft
JUS Gerichtsbehörden und Staatsanwalt-

schaft des Kantons Bern
KAG Kantonales Anwaltsgesetz vom 28. 

März 2006 (BSG 168.11) 
KAIO Amt für Informatik und Organisation 

der ➔ FIN
KESGer Kindes- und Erwachsenenschutz gericht 

(Obergericht)
KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und 

Polizeidirektorinnen und -direktoren
KOST Koordinationsstelle Strafregister und 

DNA
KV Krankenversicherung
KWP Kantonaler Work Place
MAG Mitarbeitergespräch
MEDAS Medizinische Abklärungsstelle der IV
MÜV Massnahmenüberprüfungsverfahren
MV Militärversicherung
NeVo (Rialto) Neue Vorgangsbearbeitung
OG Obergericht des Kantons Bern
PBG Bundesgesetz vom 20. März 2009 

über die Personenbeförderung  
(SR 745.1)

PEKO Personalleiterkonferenz
PV Personalverordnung vom 18. Mai 2005 

(BSG 153.011.1)
QM Pilot Software zur Erstellung von Prozess- 

beschreibungen
RG BJS Regionalgericht Berner Jura-Seeland
RG BM Regionalgericht Bern-Mittelland
RG EO Regionalgericht Emmental-Oberaargau
RG OL Regionalgericht Oberland

ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS  
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RIPOL Recherches informatisées de la police 
(automatisiertes Polizeifahndungs-
system)

RKMF Rekurskommission des Kantons Bern 
für Massnahmen gegenüber Fahrzeug-
führerinnen und Fahrzeugführern 

SBB Schweizerische Bundesbahnen
SchG Schiedsgericht in Sozialversicherungs-

streitigkeiten
SchKG Bundesgesetz über Schuldbetreibung 

und Konkurs (SR 281.1)
SR Systematische Sammlung des Bundes-

rechts
SSK Schweizerische Staatsanwälte-Konferenz
StA Staatsanwältin/Staatsanwalt
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 

21. Dezember 1937 (SR 311.0)
StPO Schweizerische Strafprozessordnung 

vom 5. Oktober 2007 (SR 312.0)
StRK Steuerrekurskommission des Kantons 

Bern
SVA Sozialversicherungsrechtliche Abteilung 

(Verwaltungsgericht)
SVG Strassenverkehrsgesetz vom 19. 

Dezember 1958 (SR 741.01)
uT Unbekannte Täterschaft
UV Unfallversicherung
VOSTRA Strafregister-Informationssystem
VR Verwaltungsrichter/-in
VRA Verwaltungsrechtliche Abteilung 

(Verwaltungsgericht)
WTO World Trade Organisation 

(Welthandels organisation)
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ÜBERBLICK

1. Eckpunkte des Geschäftsjahrs 2019 
der Justiz des Kantons Bern

Die Gerichte des Kantons Bern haben im vergan-
genen Jahr insgesamt 37’767 (Vorjahr: 38’614) 
Verfahren erledigt. Die Staatsanwaltschaft des 
Kantons Bern hat 86’253 (Vorjahr: 90’021) Straf-
befehle erlassen und 8’976 (Vorjahr: 8’373) Unter-
suchungen eröffnet. Die Schlichtungsbehörden 
haben zudem 19’235 (Vorjahr: 18’990) Rechtsbe-
ratungen durchgeführt.

Bei den Gerichtsbehörden und der Staatsanwalt-
schaft fiel ein Aufwand von insgesamt CHF 200 
Millionen (Vorjahr: knapp CHF 208 Mio.) an, wobei 
gleichzeitig Erträge von CHF 80 Millionen (Vorjahr: 
CHF 87 Mio.) verzeichnet wurden. Der Saldo be-
trägt CHF 119,6 Millionen (Vorjahr: CHF 120,7 Milli-
onen).

Ende Jahr arbeiteten 941 (Vorjahr: 888) Personen 
bei den Gerichtsbehörden und der Staatsanwalt-
schaft (ohne nebenamtliche Richterinnen und 
Richter). Davon arbeiteten 48,4 % (Vorjahr: 45,8 %) 
teilzeitlich, der Frauenanteil lag über alle Bereiche 
hinweg betrachtet bei 69,7 % (Vorjahr: 68,9 %), das 
Durchschnittsalter bei 42,1 Jahren (Vorjahr: 42,2).
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2. Zivil- und Strafgerichtsbarkeit

Geschäftsentwicklung
Die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit beurteilte im 

Jahr 2019 insgesamt 35’001 Fälle (Vorjahr 35’540) 
und erteilte 19’235 Rechtsberatungen (Vorjahr 
18’990). 

Der weitaus grösste Teil der Verfahren (28’542 
der insgesamt 35’001 Fälle) betraf die Zivilgerichts-
barkeit, die das Berichtsjahr insgesamt als erfreu-
lich erlebte. Bei den meisten Zivilgerichten sank 
zwar im Vergleich zum Vorjahr die Zahl der Verfah-
renseingänge leicht. Die Zivilverfahren wurden  
jedoch auf allen Stufen deutlich komplexer und  
aufwändiger. Deshalb stiegen die Verfahrensdauer 
sowie die Pendenzen teilweise an. Die Geschäfts-
last bei den Schlichtungsbehörden blieb konstant. 
Diese erteilten allerdings mehr Rechtsberatungen. 

In der Strafgerichtsbarkeit war erneut eine sehr 
hohe Geschäftslast festzustellen. Seit dem Jahr 
2011 stieg diese um ungefähr 25 %. Allerdings 
sind nicht bloss die Fallzahlen steigend, sondern 
auch die Erledigungszahlen der Strafgerichte, die 
zum Teil weit über den mehrjährigen Vergleichs-
zahlen liegen. Dasselbe gilt auch für die Dauer der 
Strafverfahren, die wieder anstieg. 

Die Sanktion der Landesverweisung stand im  
dritten Jahr ihrer Anwendung. Es wurden 224 Straf-
verfahren geführt, in denen eine obligatorische Lan-
desverweisung geprüft werden musste. In 204 
Fällen wurde eine solche ausgesprochen.

Zentrale Themen
In den strafrechtlichen Berufungsverfahren musste 

aufgrund bundesgerichtlicher Vorgaben im Ver-
gleich zu früheren Jahren deutlich umfangreicher 
Beweis abgenommen werden. Diese bundesge-
richtlichen Vorgaben gehen in eine Richtung, die 
von derjenigen abweicht, welche der Bundesge-
setzgeber in der neuen StPO vorzeichnete. Dies 
führte zu einer deutlichen Mehrbelastung, so dass 
am Obergericht zusätzliche Gerichtsschreiberinnen 
und Gerichtsschreiber angestellt werden mussten. 
Auch in der ersten Instanz waren wegen des ange-
stiegenen Prozessaufwandes zusätzliche ao. Ge-
richtspräsidentinnen und Gerichtspräsidenten so-
wie Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber 
einzusetzen. Im Bereich der regionalen Zwangs-
massnahmengerichte wurde fast die doppelte An-
zahl Fälle bewältigt. 

Im Jahr 2019 nahmen sechs erst- und zwei ober-
instanzliche Richterinnen und Richter ihre Tätigkeit 
neu auf.

Finanzen
Die Erfolgsrechnung der Zivil- und Strafgerichts-

barkeit weist im Berichtsjahr einen Verlustsaldo 
von CHF 68,2 Millionen aus. Sie schliesst damit 
um CHF 1,6 Millionen besser ab, als das Budget 
dies vorsah (CHF 69,8 Mio.). Gegenüber dem Vor-
jahr ist der Verlustsaldo um CHF 3,2 Millionen  
gestiegen.
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3. Verwaltungsgerichtsbarkeit

Geschäftsentwicklung
Im Laufe des Geschäftsjahres sind beim Verwal-

tungsgericht 1’390 neue Fälle eingegangen, 1’407 
Fälle wurden erledigt und 1’011 auf das Folgejahr 
übertragen. Im Verwaltungsrecht waren 432 und 
im Sozialversicherungsrecht 958 Eingänge zu ver-
zeichnen (je deutsch und französisch). 

Zentrale Themen
Beim Verwaltungsgericht war im Bereich des 

Verwaltungsrechts die Belastung im Bau- und Pla-
nungsrecht sowie im Ausländerrecht unverändert 
hoch, während zudem im Bereich der Steuern eine 
Zunahme der Eingänge zu verzeichnen war. Im Be-
reich des Sozialversicherungsrechts hat sich die 
Tendenz der zunehmenden Komplexität mit stei-
gendem Aufwand zufolge umfangreicher Akten 
und aufwendigen zusätzlichen Abklärungen, vorab 
in den Verfahren der Invalidenversicherung bestä-
tigt. Die Abteilung für französischsprachige Ge-
schäfte war im Bereich des Verwaltungsrechts zu-
dem mit aufwendigen Fällen in Sachen politische 
Rechte und Bildungsrecht befasst. Die nach wie 
vor hohe Anzahl an Gesuchen betreffend die un-
entgeltliche Rechtspflege wird in der Statistik  
nicht separat ausgewiesen. Deren Behandlung  
verursacht für das Gericht einen erheblichen zu-
sätzlichen Aufwand.

Für die der Aufsicht des Verwaltungsgerichts  
unterstellten übrigen verwaltungsunabhängigen  
Justizbehörden besonders zu erwähnen ist die im 
Berichtsjahr erfolgte Reorganisation der Geschäfts-
abläufe bei der RKMF. Seit dem 1. Januar 2019 
werden die Dossiers administrativ von den Mitar-
beitenden der Sekretariate der SVA und der CALF 
betreut.

Finanzen
Bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit steht einem 

Aufwand von CHF 15’187’241 ein Ertrag von CHF 
2’564’665 gegenüber. Der Aufwand fällt um  
CHF 1’180’370 tiefer und der Ertrag um CHF 
1’030’533 höher aus als im Voranschlag. Der posi-
tive Saldo beträgt 14,9 Prozent. Er ist im Wesentli-
chen eine Folge des Wechsels auf HRM2 und  
dabei grösstenteils abgrenzungs- und rückstel-
lungsbedingt.

Personal
Das Berichtsjahr war beim Verwaltungsgericht 

geprägt vom Eintritt zweier neuer Verwaltungsrich-
ter, die altershalber zurückgetretene Mitglieder er-
setzt haben. Bei der RKMF ging die langjährige 
Leiterin der Geschäftsstelle in Pension. Ihre Posi-
tion übernahm der bisherige Gerichtsschreiber. 
Auch im Berichtsjahr konnten zudem verschiedene 
angehende Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen 
ein Praktikum absolvieren und Lernende sich auf 
ihren Lehrabschluss vorbereiten.
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4. Staatsanwaltschaft

Geschäftsentwicklung
Das Geschäftsjahr 2019 zeichnete sich durch 

konsolidierte Abläufe im Kerngeschäft aus. Die 
Staatsanwaltschaft bewegt sich in die Richtung 
der gesetzten Ziele. Bei nahezu gleichbleibendem 
Anzeigeverhalten und vergleichbarer Kriminalitäts-
lage fällt der Vergleich der Belastungen der regio-
nalen Staatsanwaltschaften untereinander ausge-
glichener aus. Die Belastung ist nach wie vor hoch. 
Im Unterschied zu den Regionen Bern-Mittelland 
und Emmental-Oberaargau waren in den Regionen 
Oberland und Berner Jura-Seeland deutlich mehr 
Untersuchungen zu eröffnen als geplant, was trotz 
Praxisvereinheitlichungen nicht vollends steuerbar 
ist. Die in der Vergangenheit besonders belastete 
Staatsanwaltschaft Berner Jura-Seeland fügt sich 
besser ins Gesamtbild ein. Der angestrebte Ziel-
wert von 65 Untersuchungen pro Staatsanwältin 
oder Staatsanwalt wird noch nicht erreicht. Im 
Strafbefehlswesen wurde die Planungsvorgabe er-
reicht. Das hierfür eingesetzte Personal kann den 
Sockelwert von 14’500 hängigen Strafbefehlsver-
fahren halten, dies auch dank eines minimen Rück-
gangs der Eingänge.

Zentrale Themen
Die Staatsanwaltschaft erfüllt ihren gesetzlichen 

Kernauftrag mit Engagement und im Rahmen  
verlässlicher Führungsstrukturen. Laufende Ge-
setzesänderungen, Projekte und gesellschaftliche 
Entwicklungen sind mitzugestalten und zu bewälti-
gen. Im Gegenzug kann die Staatsanwaltschaft die 
fachgerechte und effiziente Strafverfolgung im 
Kanton Bern sichern.

Die Staatsanwaltschaft konnte sich in die Revi-
sion der Strafprozessordung einbringen. Das Re-
sultat ist eine in weiten Teilen annehmbare Vor-
lage; in fünf Punkten besteht Änderungsbedarf: 
Bei den Teilnahmerechten wird der EMRK-Stan-
dard mit dem einmaligen Recht zur Konfrontation 
bevorzugt. Im Bereich der Siegelung ist von verfah-
rensverlängernden Rechtsmittelmöglichkeiten ab-
zusehen. Für die DNA-Abnahme und -Auswertung 
soll eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» genügen 
angesichts der Geringfügigkeit des Eingriffs. Von 
der Ausweitung der Informationspflicht nach Art. 

318 StPO ist abzusehen. Mit Blick auf den Res-
sourcenbedarf ist wichtig, dass im Strafbefehlsver-
fahren eine Einvernahmepflicht nur bei unbedingten 
Freiheitsstrafen ab einer gewissen Höhe besteht.

Die hohen Fallzahlen in der digitalen Kriminalität 
und die hohen Belastungswerte der mit Grossver-
fahren betrauten Staatsanwaltschaft für besondere 
Aufgaben führen zum Projekt «Spezialisierung – 
Zentralisierung». Die Grundlagen dieser Organisati-
onsentwicklung wurden in Verbindung mit der nun 
für Dezember 2020 geplanten Einführung der 
neuen Geschäftsverwaltung Rialto erarbeitet. Die 
digitale Kriminalität wird künftig zentral behandelt, 
dies in Zusammenarbeit mit der Kantonspolizei. 
Der internationale Rechtshilfevollzug wird zentrali-
siert vorangetrieben und der Staatsanwaltschaft 
wird ein/e Vermögensabschöpfungsspezialist/in 
zur Verfügung stehen. Die Staatsanwaltschaft ist 
überzeugt, dass sich die Weitsicht in der Stellen-
planung als Ergänzung der Verbundaufgabe Kan-
tone-Bund auszahlen wird.

Finanzen
Die Staatsanwaltschaft hat das zur Verfügung 

stehende Globalbudget von CHF 52,6 Mio. nicht 
ausgeschöpft. Mit einer Beanspruchung von 
CHF 47,5 Mio. wurden die Mittel um CHF 5,1 Mio. 
oder 9,7 % unterschritten. Der Saldo der De-
ckungsbeitragsrechnung beträgt bei einer geplan-
ten Unterdeckung von CHF 25,4 Mio. per Jahres-
ende CHF 19,2 Mio.; nicht beansprucht wurden 
CHF 6,2 Mio. oder 24,4 %.

Personal
Das positive Ergebnis der kantonalen Personal-

befragung ist für den Bereich der Staatsanwalt-
schaft zu bestätigen. Im Berichtsjahr waren ein 
Rückgang der Austritte und eine tiefere Fluktuati-
onsrate zu verzeichnen. Trotzdem durften verhält-
nismässig viele Stellen besetzt werden, was u.a. 
auf die Personalmassnahmen im Projekt NeVo/Ri-
alto zurückzuführen ist. Die Vorgaben zur Stellen-
bewirtschaftung (Soll-Stellen) wurden eingehalten.





Justizleitung
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1 JUSTIZLEITUNG

1.1 Zusammensetzung

Dr. Thomas Müller, Präsident des Verwaltungs-
gerichts, Vorsitzender
Michel-André Fels, Generalstaatsanwalt, stellver-
tretender Vorsitzender
Annemarie Hubschmid Volz, Obergerichtspräsidentin

Frédéric Kohler, Leiter Stabsstelle für Ressourcen

1.2 Tätigkeit

Mit der Justizleitung verfügen die Gerichtsbehör-
den und die Staatsanwaltschaft seit der letzten 
Justizreform über ein gemeinsames Organ (Art. 17 
Abs. 1 GSOG). Die Justizleitung ist Ansprechpart-
nerin des Grossen Rates und der Regierung bei al-
len Fragen, die sowohl die Gerichtsbehörden als 
auch die Staatsanwaltschaft betreffen. Sie erstellt 
den Voranschlag, den Aufgaben- und Finanzplan 
sowie den Geschäftsbericht und den Tätigkeitsbe-
richt und vertritt diese Geschäfte im Parlament. 
Sie ist verantwortlich für die strategischen Leitli-
nien in den Bereichen Personal, Finanz- und Rech-
nungswesen und Informatikmanagement. Dane-
ben nimmt sie für die Gerichtsbehörden und die 
Staatsanwaltschaft jene Aufgaben wahr, die ge-
mäss der Gesetzgebung über die Steuerung von 
Finanzen und Leistungen für die Verwaltung dem 
Regierungsrat obliegen (Art. 18 GSOG). Bei der  
Aufgabenerfüllung wird die Justizleitung durch die 
Stabsstelle für Ressourcen unterstützt (Art. 19 
GSOG).

Die Justizleitung hat im Berichtsjahr wiederum 
zwölf ordentliche Sitzungen abgehalten und einfa-
chere Geschäfte – vorab die Mehrheit der insge-
samt 79 (2018: 82; 2017: 78; 2016: 81; 2015: 70; 
2014: 50) Stellungnahmen – regelmässig auf dem 
Zirkulationsweg verabschiedet.

Die Justizleitung bezog mit ihrer Stabsstelle, nebst 
der Generalstaatsanwaltschaft und der Steuer-
rekurskommission, im Früh sommer ihren neuen 
Standort am Nordring 8. Dieser darf insgesamt als 
sehr passend bezeichnet werden, so dass sich die 
eher schwierige und langjährige Suche schliesslich 
sehr gelohnt hat. Die zahlreichen baulichen Mängel 
konnten bis Ende Jahr mehrheitlich behoben wer-

den. Erfreulich ist weiter, dass das schweizerische 
Projekt Justitia 4.0 (vgl. dazu unten) nun ebenfalls 
Räumlichkeiten am Nordring 8 bezogen hat. Aus-
tausch und Zusammenarbeit werden dadurch für 
beide Seiten vereinfacht.

Im November traf sich die Justizleitung mit den 
Geschäftsleitungen der obersten Gerichte und der 
Generalstaatsanwaltschaft zu einer Informations-
sitzung zum Thema Justiz-Fachapplikationen.

Finanzen
Aufgrund der Verzögerungen beim Projekt NeVo-

Rialto fielen einige Kosten anders als geplant noch 
nicht im Jahr 2018 an. Die Justizleitung beschloss 
an ihrer Mai-Sitzung die Übertragung des Kredits 
im Umfang von CHF 204’288 auf das Berichtsjahr. 
Gleichzeitig bewilligte sie einen Zusatzkredit im 
Umfang von CHF 600’000 für zusätzlich nötige 
Funktionalitäten (E-Unterschrift, Fallkonto).

Die Budgeterarbeitung gestaltete sich einmal 
mehr als Balanceakt. Die Justizleitung war, wie 
schon in den Vorjahren, bestrebt, die Möglichkei-
ten des kantonalen Finanzhaushalts als gegebene 
Rahmenbedingung in alle Überlegungen einzube-
ziehen. Obwohl die Zahlen aufwandseitig im Ver-
lauf der Planung noch etwas gekürzt werden konn-
ten, resultierte gegenüber dem Vorjahresvorschlag 
eine Saldoverschlechterung. Letztlich besteht –
wenn man einen Leistungsabbau nicht in Betracht 
zieht – kaum Spielraum. Die Ausgabenseite wird 
durch das nicht beeinflussbare Arbeitsvolumen 
und die nötige Arbeitsqualität bestimmt, die Er-
tragsseite durch die gesetzlichen Vorgaben, aber 
auch durch die faktischen Zahlungsmöglichkeiten 
der Parteien.

Personal
An mehreren Sitzungen hat die Justizleitung 15 

(2018: 17; 2017: 20; 2016: 61; 2015: 7; 2014: 12) 
neu gewählte Richterinnen und Richter vereidigt 
(Art. 23 GSOG), und über 13 (2018: 23; 2017: 18; 
2016: 12; 2015: 8; 2014: 13) gehaltsmässige Einrei-
hungen von Richterinnen bzw. Richtern und Staats-
anwältinnen bzw. Staatsanwälten beschlossen 
(Art. 38 Abs. 2 PV).

Die Justizleitung befasste sich mit zahlreichen 
Personalgeschäften, u.a. mit der Einführung der 
Vertrauensarbeitszeit, der definitiven Einführung 
von Jobrotation auf Stufe der Gerichtsschreiberin-
nen und Gerichtsschreiber, dem Layout von Stel-
lenausschreibungen der Justiz sowie mit ver-
schiedenen Berichten zum Stellenplan, zu den 
Personalkennzahlen, zum Gehaltsaufstieg sowie 
zum Austrittsmonitoring.
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An ihrer Sitzung vom 5. Dezember 2019 wählte 
die Justizleitung die Mitglieder der Weiterbildungs-
kommission für die Amtsdauer 2020 bis 2022:
– PD Dr. Christoph Hurni, Oberrichter, Präsident 

(bisher)
– Ronnie Bettler, Oberrichter (bisher)
– Manuel Blaser, Gerichtspräsident (bisher)
– Evelyne Halder, Gerichtsschreiberin (bisher)
– Dr. Christian Josi, Oberrichter (bisher)
– Prof. Dr. Peter M. Keller, Verwaltungsrichter 

(bisher)
– Dr. Andreas Kind, Staatsanwalt (neu)
– Barbara Lips-Amsler, Gerichtspräsidentin 

(bisher)
– Antonietta Martino Cornel, Leiterin Human 

Resources der Justizleitung (bisher)
– Marguerite Ndiaye, Gerichtsschreiberin (bisher)
– Daniel Peier, Justizinspektor (bisher)
– Christof Scheurer, Stv. Generalstaatsanwalt 

(bisher)
– Samuel Schmid, Oberrichter (bisher)
– Dr. Denise Weingart, Gerichtspräsidentin (neu)

Informatik
An mehreren Sitzungen befasste sich die Justiz-

leitung mit strategischen Informatik-Themen. Da-
bei ging es regelmässig um das von der KKJPD 
und vom Bundesgericht lancierte Projekt zur 
schweizweiten Einführung der elektronischen Ge-
richtsakte (Projekt Justitia 4.0), die Ablösung der 
Version 3 von Tribuna sowie die für das zweite 
Quartal 2020 geplante Einführung des neuen 
kantonalen PC-Arbeitsplatzes.

Die Diskussionen zur Governance im Projekt Jus-
titia 4.0 konnten Anfang Jahr befriedigend abge-
schlossen werden, wodurch das Projekt merklich 
an Schubkraft gewann. Gerichtsbehörden und 
Staatsanwaltschaft des Kantons Bern stehen hin-
ter dem Projekt und unterstützen dieses sowohl 
finanziell wie – durch aktive Mitarbeit in den Pro-
jektgremien – auch personell; Alles immer im Rah-
men der Möglichkeiten. Bereits heute ist absehbar, 
dass das Engagement in den kommenden Jahren 
in jeder Hinsicht steigen wird. Einerseits stehen 
dann auf schweizerischer Ebene im Projekt die  
grossen Arbeiten und Beschaffungen an, was zu 
entsprechenden Kosten führen wird. Andererseits 
müssen in den Kantonen dann die Umsetzungs-
arbeiten konkret geplant und schrittweise an die 
Hand genommen werden. Dabei geht es insbeson-
dere um die technische Integration (Software, 
Schnittstellen), die Hardware-Ausrüstung, aber 
auch um die baulichen Anpassungen v.a. der Ge-
richtssäle und um das Veränderungsmanagement.

Da Version 3 der elektronischen Geschäftskont-

rolle Tribuna vom Hersteller mittelfristig nicht mehr 
weiterentwickelt wird, setzte sich die Justizleitung 
eingehend mit den Möglichkeiten auseinander. Sie 
kam dabei zum Ergebnis, dass für die Gerichtsbe-
hörden ein Wechsel auf die neue Tribuna-Version 
im Zentrum steht. Für die Staatsanwaltschaft stellt 
sich die Frage nicht, da sie die Applikationen Tri-
buna V3 und Jugis Ende 2020 mit Rialto ablösen 
wird.

Auch die Gerichtsbehörden und die Staatsan-
waltschaft sind von der Harmonisierung des 
kantonalen PC-Arbeitsplatzes (KWP = Kantonaler 
Work Place) betroffen. Der Grossteil der aktuell in 
der JUS eingesetzten Hardware hat das Lebens-
ende erreicht und wird daher im Zug der Migration 
auf den KWP ersetzt. Entsprechend dem Trend 
und den Bedürfnissen werden künftig standard-
mässig Notebooks mit Dockingstations eingesetzt. 
Damit wird mobiles Arbeiten breiter ermöglicht, 
wenn auch noch nicht im heute schon gewünsch-
ten und mittelfristig nötigen Ausmass. Hierzu müs-
sen absehbar kantonsweit die Gerichtssäle und 
Sitzungszimmer mit WLAN-Netzen ausgerüstet 
werden, damit von dort aus drahtlos auf die Daten 
zugegriffen werden kann. Mit der Migration auf die 
neue Applikationsplattform werden zudem Win-
dows 10 und Office 2016 eingeführt. Gleichzeitig 
wird die Supportorganisation gesamtkantonal ver-
einfacht, indem jeder Benutzer und jede Benutze-
rin mit Problemen und Fragen selbst direkt an den 
Service-Desk gelangen kann, so dass der Umweg 
über eine interne Superuserin bzw. einen Superuser 
entfällt.

1.3 Kontakte und Zusammenarbeit mit 
politischen Behörden

Grosser Rat, Justizkommission
Die Justizleitung traf sich im Berichtsjahr wiede-

rum regelmässig mit der Geschäftsleitung der  
Justizkommission, wobei der Austausch in ge-
wohnt wertschätzender und konstruktiver Atmo-
sphäre verlief. Der Aufsichtsbesuch zum Tätig-
keitsbericht 2018 fand am 22. März 2019 statt, 
jener zum Geschäftsbericht 2018 am 17. Juni 2019. 
Der Finanzaufsichtsbesuch zum Voranschlag 2020 
und zum Aufgaben- und Finanzplan 2021–2023 
fand am 19. August 2019 statt. Zum sechsten Mal 
durchgeführt wurde am 16. Oktober 2019 der jähr-
liche «Trilaterale Dialog» zwischen der Justizkom-
mission, der Justizdelegation des Regierungsrates 
und der Justizleitung.

Im Jahr 2019 hat die Justizleitung die Interpella-
tion Hess betreffend die Landesverweisung (I 147–
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2019: Ausschaffung krimineller Ausländer – Härte-
fälle dürfen nicht zur Regel werden [Hess, SVP]) 
zur direkten Beantwortung zugewiesen erhalten. 
Die Antwort auf diesen parlamentarischen Vor-
stoss wird für die Frühjahrssession 2020 traktan-
diert.

Regierungsrat
Am 12. Mai 2019 fand das jährliche Treffen zwi-

schen der Justizleitung und der Justizdelegation des 
Regierungsrates statt. Die Justizleitung begrüsst 
dieses Gefäss für den periodischen Austausch auf 
strategischer Ebene über grundsätzliche Themen. 
Als wertvoll erachtet sie auch den zwei- bis dreimal 
jährlich stattfindenden Austausch mit der Justiz-, 
Gemeinde- und Kirchendirektorin.

Finanzkontrolle
Im Berichtsjahr fanden zwei ordentliche Sitzun-

gen mit einer Delegation der Finanzkontrolle statt. 
Gegenstand der Besprechungen bildeten die 
durchgeführten Dienststellenprüfungen sowie ak-
tuelle Entwicklungen.

Bernischer Staatspersonalverband
Wie in den Vorjahren traf sich die Justizleitung 

Mitte Jahr mit den Vertretern des Bernischen 
Staatspersonalverbandes zur Diskussion von per-
sonalrechtlichen und personalpolitischen Themen.

2 STABSSTELLE  
FÜR RESSOURCEN

2.1 Führung und Administration

Neben der Vor- und Nachbereitung der Geschäfte 
der Justizleitung vertraten der Stabsstellenleiter und 
sein Stellvertreter bzw. (ab September) seine Stellver-
treterin Gerichtsbehörden und Staatsanwaltschaft im 
Strategischen ICT-Ausschuss (SIA), der kantonalen 
Generalsekretärenkonferenz und in kantonalen Ar-
beitsgruppen (Kantonale Beschaffungskonferenz, 
Webkonferenz, Rollout@BE, ICT-Gov@BE, Immobili-
enstrategie, Informationssicherheit BE). Der Stabs-
stellenleiter ist Mitglied des gesamtschweizerischen 
Projektausschusses Justitia 4.0.

Justizverwaltungsangelegenheiten wurden regel-
mässig im Rahmen der justizinternen Generalsekretä-
renkonferenz geplant, organisiert und koordiniert.

Vorbereitung und Durchführung des Umzugs der 
Stabsstelle für Ressourcen, der Steuerrekurskommis-
sion sowie der Generalstaatsanwaltschaft an den Nor-
dring 8 führten im Berichtsjahr zu sehr umfangreichen 
Zusatzarbeiten, denn die Stabsstelle übernahm insbe-
sondere gegenüber kantonalen Stellen, den Architek-
ten, der Hauseigentümerschaft sowie dem Facility 
Management nutzerseitig den Lead für alle drei Justiz-
einheiten.

Wie bereits 2015 und 2017 übernahm die Stabs-
stelle wiederum die kantonale Koordination der in der 
Schweiz durch das Bundesgericht geführten Datener-
hebung zuhanden der Europäischen Kommission für 
die Effizienz der Justiz (CEPEJ). Letztere hat das Ziel, 
die Leistungsfähigkeit und die Funktionsweise des 
Justizsystems in den Mitgliedstaaten des Europarats 
zu verbessern.

Per Ende August verliess Christian Frei seine Stelle 
als stellvertretender Leiter, um per Anfang September 
das Amt des Stabschefs bei der Generalstaatsan-
waltschaft zu übernehmen. Seine Nachfolge bei der  
Stabsstelle trat Esther Abenhaim an, die bis dahin als 
geschäftsleitende Gerichtsschreiberin bei der sozial-
versicherungsrechtlichen Abteilung des Verwaltungs-
gerichts tätig gewesen war.
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2.2 Finanz- und Rechnungswesen und 
Busseninkasso

Im Berichtsjahr konnten neben dem laufenden 
Betrieb zahlreiche Zusatzaufgaben erfüllt werden. 
Wegen ihrer Wichtigkeit und/oder ihres Umfangs 
sind davon folgende zu erwähnen:
– Zweiter Jahresabschluss auf der Basis des 

neuen Rechnungslegungsmodells HRM2 mit 
erhöhten Anforderungen

– Ausbau der Anleitungen für den erweiterten 
Monatsabschluss und den Jahresabschluss

– Ausbau der regelmässigen Finanzberichte mit 
einer Abweichungsanalyse

– Leitung der Betriebskommission Ersatzfrei-
heitsstrafen (Beko EFS; direktionsübergreifen-
der IKS-Busseninkasso-Prozess)

– Mitarbeit im Projekt Rialto der Staatsanwalt-
schaft, z.B. auch bei der Erarbeitung der 
Fachkonzepte zu den busseninkassorelevanten 
Schnittstellen im Zusammenhang mit der 
Ablösung von Tribuna V3

– Konsolidierung und Ausbau der IKS-Berichter-
stattung, insbesondere bezüglich Prozessdar-
stellung mit Hilfe der kantonalen Applikation 
QM Pilot

– Mitarbeit im kantonalen ERP-Projekt (Ablösung 
der Konzernapplikationen FIS und Persiska)

– Support für die Fachverantwortlichen der 
Produktgruppen soweit nötig oder gewünscht

Der Finanzleiter vertrat Gerichtsbehörden und 
Staatsanwaltschaft in kantonalen Gremien und 
Projekten.

Der Bereich Busseninkasso (BUI) agiert als zent-
rale Vollzugsstelle zur Eintreibung von finanziellen 
Forderungen (Geldstrafen, Bussen und Verfahrens-
kosten) der Strafverfolgungs- und -justizbehörden 
des Kantons Bern.

Das Busseninkasso stellte im Berichtsjahr 85’691 
Rechnungen aus (2018: 88’263; 2017: 92’745; 
2016: 92’054; 2015: 84’181), über insgesamt 57.9 
Millionen Franken (2018: 63.4; 2017: 56.0; 2016: 
56.9; 2015: 53.2).

2.3 Human Resources Management

Neben der Erledigung des laufenden Geschäfts 
wurden in zahlreichen Projekten konzeptionelle 
Grundlagen erarbeitet und/oder konkrete Mass-
nahmen umgesetzt:

– Jobrotation (Abschluss Pilot und definitive 
Einführung)

– Durchführung von zwei weiteren Seminaren 
zum Thema «Zeit- und Selbstmanagement»

– Durchführung von zwei Brown-Bag-Veranstal-
tungen zu den Themen «Damit Essen nicht 
mehr im Kopf stattfindet – Gute Entscheidungen 
treffen für einfaches und gesundes Essen.  
Was Sie über Ernährung wissen müssen, um 
Ihr eigener Ratgeber zu werden» und «Agile 
Selbstführung – Unkonventionelle Strategien 
auf neurowissenschaftlicher Basis um unsere 
Selbstführung zu stärken»

– Weiterentwicklung der Berufsbildung

Organigramm Stabsstelle für Ressourcen SSR

Leitung

Human Resources 

Finanzen

Busseninkasso (BUI)
Informatik

Koordinationsstelle  
Strafregister und DNA 

(KOST)

Sekretariat
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– Überarbeitung und des jährlichen Berichts zum 
Austrittsmonitoring: Neu wurde – um die 
Aussagekraft zu erhöhen – der Fokus auf die 
Gehaltsklassenbänder 13–18 und 19–23 gelegt. 
Dabei galt den nicht-juristischen Mitarbeitenden 
(Gehaltsklassen 13–18) ein besonderes Augen-
merk, da diese Gruppe die Mehrheit der 
ausgetretenen Mitarbeitenden darstellte.

– Support für die Fachverantwortlichen der 
Produktgruppen soweit nötig oder gewünscht

Die HR-Leiterin und ihr Team vertraten die Ge-
richtsbehörden und die Staatsanwaltschaft in 
kantonalen HR-Gremien (PEKO, Bewertungskom-
mission, Fachgruppe Personalentwicklung und  
Berufsbildung, Interdirektionales Gremium ASGS) 
und in verschiedenen kantonalen Arbeitsgruppen 
(Aktualisierung Personalstrategie, HR Organisation 
Kanton Bern).

2.4 Informatik

Gerichtsbehörden und Staatsanwaltschaft bezie-
hen die ICT-Grundversorgung beim kantonalen In-
formatikamt KAIO. Obwohl die aktuelle Rollenver-
teilung vielfach schon mit den Zielen der kantonalen 
Informatikstrategie übereinstimmt, ist auch die 
Justiz-Informatik von den Umsetzungsprojekten 
des Programms IT@BE stark betroffen, denn viele 
Prozesse werden auf gesamtkantonaler Ebene neu 
definiert bzw. angepasst.

Die Justiz-Informatik ist in zahlreichen Gremien 
vertreten, u.a. (kantonsintern) im Operativen ICT-
Ausschuss (OIA), den Fachgruppen Informations-
sicherheit und Grundversorgung sowie auf schwei-
zerischer Ebene im Programm HIS (Harmonisierung 
der Informatik in der Strafjustiz) und in der Tribuna-
Allianz.

Folgende Projekte erscheinen wegen ihrer Wich-
tigkeit und/oder ihres Umfangs erwähnenswert:
– Mitarbeit in den verschiedenen Umsetzungs-

vorhaben der ICT-Strategie (IT@BE) des 
Kantons Bern, insbesondere Rollout@JUS

– Mitarbeit im Projekt NeVo-Rialto bzw. in 
verschiedenen Teilprojekten und Unterstützung 
der Generalstaatsanwaltschaft

– Mitarbeit im Projekt Justitia 4.0
– Übernahme von Fachapplikationen, die das 

KAIO nicht mehr als Service anbietet (Zustell-
plattform für eGOV-Eingaben, Open Internet, 
Ausweiskarten-Druck)

– Erste zwei Migrationen auf die neue 
Bibliotheks lösung NetBiblio

– Einführung des Service «Briefe R-Online» bei 
weiteren Gerichten (womit der Service in der 
JUS nun nahezu flächendeckend eingeführt ist)

– Implementierung eines Analyse-Tools zur 
Erstellung von Statistiken über die Nutzung  
des Intranetauftritts

– Ausserbetriebssetzung der Fachapplikation  
Elba in der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit

– Workshops und Schulungen (Volltextsuche, 
Vorlagen)

– Unterstützung des kantonalen Projekts  
«Harmonisierung Smartphones» und  
Einführung in der JUS

– Umzüge an den Nordring 8 und an die Effinger-
strasse 34 (Jugendgericht) sowie Rückbau an 
alten Standorten, die nicht mehr kantonal 
genutzt werden (Sägemattstrasse, Maulbeer-
strasse)

– WLAN-Inbetriebnahme an der Spitalstrasse 11 
in Biel, an der Effingerstrasse 34 (halböffentli-
cher Bereich) und am Nordring 8 in Bern. Im 
Zuge der Sanierung des Amthauses Bern soll 
auch dieser Standort mit WLAN ausgerüstet 
werden. Zu diesem Zweck erfolgten erste 
Messungen. Nach deren Abschluss liegen die 
Grundlagen für die Kostenberechnungen vor. 
Anhand dieser kann dann auch die etappen-
weise Ausrüstung aller Justizstandorte konkret 
geplant werden.

– Bereinigung sämtlicher Netzwerke  
(Subnet-Trennung JGK/JUS)

– Pilot/Proof of Concept für eine Scanning- 
Lösung bei der Staatsanwaltschaft für  
besondere Aufgaben

– Arbeiten im Zusammenhang mit Schliess- 
Systemen (Bern: Nordring 8, Amthaus Bern, 
Effingerstrasse 34)

– Mitarbeit im kantonalen Projekt RBMx@BE 
(Rollen- und Berechtigungsmanagement)

Im ICT-Betrieb konnten alle geplanten Releases 
durchgeführt werden, sowohl im Bereich der 
Grund versorgung wie auch bei den Fachapplikatio-
nen. Bedingt durch die weltweit gesteigerte Be-
drohungslage durch Schadsoftware und Sicher-
heitslücken mussten wiederum zusätzliche, teil - 
weise notfallmässige Releases durchgeführt  
werden, was – durch Abend- und Wochenendar-
beit – ausserordentliche Belastungen der Mitarbei-
tenden mit sich brachte.
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Im Security-Bereich wurde u.a. ein ISDS-Kon-
zept für das Intranet JUS erstellt und der kantonalen 
Datenschutzaufssichtsstelle unterbreitet. Weiter 
wurde ein Reporting der in der ganzen JUS absol-
vierten BE-Secure-Schulungen aufgebaut.

Im Berichtsjahr war die Arbeitsbelastung der 
Mitarbeitenden aus verschiedenen Gründen wie-
derum sehr hoch. Gegen Ende Jahr konnten zwei 
offene Stellen besetzt werden, was eine Verbesse-
rung der Situation verspricht.

2.5 Koordinationsstelle Strafregister  
und DNA (KOST)

Die KOST erfasst für die Staatsanwaltschaft und 
die Strafgerichtsbarkeit sämtliche Strafurteile und 
nachträglichen Entscheide in der Datenbank des 
Schweizerischen Strafregisters (VOSTRA). Zudem 
übermittelt sie Löschmeldungen betreffend die  
erkennungsdienstlichen Daten an die zuständige 
Bundesbehörde AFIS DNA Services.

Die Gesamtzahl der bearbeiteten Geschäfte 
stieg im Vergleich zum Vorjahr um 2,2 % auf insge-
samt 29’898 (2018: 29’244; 2017: 26’392; 2016: 
25’031; 2015: 25’812; 2014: 26’475; 2013: 23’617; 
2012: 21’029; 2011: 19’025). Verglichen mit 2011 
lag die Anzahl der bearbeiteten Geschäfte im Be-
richtsjahr um 57 % höher.

Die Anzahl der zu bearbeitenden Urteile stieg um 
1,9 % und belief sich auf 15’167. Bei der Urteilser-
fassung führten in diesem Jahr Abklärungen der 
KOST bezüglich Personalien, Gesetzesartikel, Tat-
bestände, Begehungszeiten etc. bei rund 19 % 
(Vorjahr 18 %) der Fälle zu einer Ergänzung und/
oder Korrektur. Zusätzlichen Aufwand verursachte 
im Berichtsjahr die neu im Vostra eingefügte ma-
nuelle Prüfung der Härtefallklausel bei Landesver-
weisungen.

Im Berichtsjahr wurden gleichviele (965) Rück-
fallmeldungen bearbeitet wie im Vorjahr, wovon 
316 an die entsprechenden Behörden weitergelei-
tet wurden. Die mangelhafte Programmierung in 
VOSTRA erfordert von der KOST eine genaue  
Prüfung vor dem Versand.

Die Anzahl Strafuntersuchungsmeldungen ist er-
neut um 10,5 % auf 5’035 gestiegen. Hier sind die 
regelmässigen Bereinigungen der offenen Straf-
untersuchungen ohne Aktenzeichen seitens Bundes-
amt für Justiz nicht mit eingerechnet.

Die DNA-Löschmeldungen haben dieses Jahr 
um 2,4 % abgenommen, insgesamt waren es 
3’071 Meldungen. Übrige erkennungsdienstliche 
Daten-Löschmeldungen sind 4’760 eingegangen, 
was einer Abnahme von 0,4 % entspricht.

Auf entsprechende Ersuchen berechtigter Be-
hörden hin wurden 790 Strafregisterauszüge er-
stellt (Vorjahr: 925).

Am mehrjährigen Prozess von der Erstellung ei-
nes DNA-Profils bis zu dessen Löschung sind ver-
schiedene Behörden beteiligt. Die KOST trägt im 
Auftrag der urteilenden Strafbehörde die Aufbe-
wahrungsfrist in der Datenbank des Bundes ein. 
Die Justizleitung teilt die Auffassung, dass die Ab-
läufe zur Aufbewahrung bzw. Löschung der DNA-
Profile im Straf(vollzugs)bereich auf Optimierungen 
hin geprüft werden sollen, soweit das Bundesrecht 
entsprechenden Spielraum gewährt. Die beste-
hende Arbeitsgruppe, welche die beteiligten Be-
hörden des Kantons Bern zusammenführt, hat im 
Berichtsjahr Lösungsansätze erarbeitet. Ziel ist 
eine Vereinheitlichung der Abläufe, dies auch mit 
Blick über die Kantonsgrenzen hinaus.

Wie vom Bundesamt für Justiz angekündigt, 
wird die Einführung von NewVOSTRA voraussicht-
lich erst 2023 erfolgen. Ursprünglich war von ei-
nem wesentlich früheren Zeitpunkt die Rede. Im 
Zusammenhang mit NewVOSTRA erhielt die KOST 
bereits vermehrte Abklärungsaufträge.
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Der Vorsitzende

Michel-André Fels

Leiter Stabsstelle für Ressourcen

Frédéric Kohler

3 WEITERBILDUNGS KOMMISSION

Auch dieses Jahr stiessen die von der Weiterbil-
dungskommission organisierten Kurse auf breites 
Interesse. Sie wurden nicht nur von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Gerichtsbarkeit und der 
Staatsanwaltschaft besucht, sondern auch von An-
gehörigen namentlich der Kantonspolizei Bern, des 
Bernischen Anwaltsverbands und ausserkantona-
ler Justizbehörden. Folgende Kurse fanden statt:
– Hören wir die Kinder nicht?
– Weiterbildung im Strafrecht auf Französisch
– Recherche in juristischen Internetdatenbanken
– Informieren – Publizieren – Anonymisieren: 

Was soll/kann/darf/muss die Ziviljustiz?
– Electronic Monitoring bei Ersatzmassnahmen – 

Anordnung und Durchführung
– Einzelne Rosinen aus der StPO
– Praxis guter Urteilsredaktion
– Tierschutzgesetz
– Die materielle Prozessleitung von Zivilverfahren
– Die schwere psychische Störung
– Unterhaltsberechnungen mit Excel
– «Refresher» Finanzielles Rechnungswesen II
– Unentgeltliche Rechtspflege und Prozess-

kostenvorschuss
– Weiterbildung im Zivilrecht auf Französisch

Die Kommission war wiederum bestrebt, die 
Themen aus möglichst vielen Sichtweisen anzuge-
hen, so dass sich die Teilnehmenden ihre eigene 
Meinung zum Vorgetragenen bilden können. Der 
offene Blick bedingt, dass regelmässig auch au-
sserkantonale oder gar ausländische Referentin-
nen und Referenten einbezogen werden. Die Lai-
enrichterinnen und -richter der Regionalgruppe 
haben die UPD Waldau besucht und beschäftigten 
sich mit den Themen der Begutachtung und des 
Massnahmenvollzugs in der Praxis. Die Gerichts-
sekretärinnen und -sekretäre der regionalen 
Schlichtungsbehörden bildeten sich im SchKG und 
im Exmissionsrecht weiter.

Im Berichtsjahr erschienen zudem erneut zwei 
Ausgaben der Publikation «BE N’ius». Damit geht 
auch die Zeit von Staatsanwalt Thomas Perler zu 
Ende, der auf Ende 2019 sowohl von seinem Amt 
als hochverdienter Redaktor des «BE N’ius» als 
auch als hochgeschätztes Mitglied der Kommis-
sion demissionierte. Als Nachfolgerin in diesen 
Ämtern konnte Gerichtspräsidentin Dr. Denise 
Weingart gewonnen werden. Unter ihrer Führung 
wird ab 2020 das «BE N’ius» neu mit einem vom 
Atelier Pol (atelier-pol.ch) aufgefrischten Layout 
auf der Open-Access-Plattform der Universität 
Bern (bop.unibe.ch) publiziert. Das neue Magazin 
mit Beiträgen aus der bernischen Justiz wird damit 
eine ISBN-Nummer erhalten und künftig in die ein-
schlägigen Bibliothekskataloge aufgenommen 
werden. Die Kommission verspricht sich davon 
eine Professionalisierung unseres Hausmagazins 
und eine grössere Attraktivität für die Autoren.

In personeller Hinsicht gab es weiter die Wahl 
des von der Kommission als Nachfolger von Ober-
gerichtspräsidentin Annemarie Hubschmid Volz 
designierten Kommissionspräsidenten Oberrichter 
PD Dr. Christoph Hurni zu verzeichnen. Infolge sei-
ner Wahl zum Gerichtspräsidenten demissionierte 
schliesslich auch Staatsanwalt Marko Cesarov als 
aktives und geschätztes Mitglied der Kommission. 
Als Nachfolger wurde Staatsanwalt Dr. Andreas 
Kind bestimmt.
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Anhang:  KENNZAHLEN FINANZEN UND PERSONAL
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Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 281.28 Mio. Total CHF 281.28 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 200.17 Mio. Total CHF 200.17 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 80.53 Mio. Total CHF 80.53 mio

Investisse-ments
CHF 0.58 mio

0%
Revenus

CHF 80.53 mio
29%

Charges
CHF 200.17 mio

71%

Charges de 
personnel

CHF 122.47 mio
61%

Biens, services et 
marchandises
CHF 73.25 mio

37%

Charges 
financières

CHF 0.04 mio
0%

Amortisse-ments
CHF 0.16 mio

0%

Charges de 
transfert

CHF 0.12 mio
0%

Imputations 
internes

CHF 4.13 mio
2%

Contributions
CHF 79.32 mio

99%

Revenus divers
CHF 1.00 mio

1%

Revenus 
financiers

CHF 0.00 mio
0%

Revenus de 
transfert

CHF 0.20 mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 121.50 Mio. Total CHF 121.50 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 94.86 Mio. Total CHF 94.86 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 26.62 Mio. Total CHF 26.62 mio

Investisse-ments
CHF 0.02 mio

0%

Revenus
CHF 26.62 mio

22%

Charges
CHF 94.86 mio

78%

Charges de 
personnel

CHF 59.40 mio
63%

Biens, services et 
marchandises
CHF 35.06 mio

37%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-ments
CHF 0.01 mio

0%

Charges de 
transfert

CHF 0.07 mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.32 mio
0%

Contributions
CHF 26.05 mio

98%

Revenus divers
CHF 0.44 mio

2%

Revenus 
financiers

CHF 0.00 mio
0%

Revenus de 
transfert

CHF 0.13 mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 121.50 Mio. Total CHF 121.50 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 94.86 Mio. Total CHF 94.86 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 26.62 Mio. Total CHF 26.62 mio

Investisse-ments
CHF 0.02 mio

0%

Revenus
CHF 26.62 mio

22%

Charges
CHF 94.86 mio

78%

Charges de 
personnel

CHF 59.40 mio
63%

Biens, services et 
marchandises
CHF 35.06 mio

37%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-ments
CHF 0.01 mio

0%

Charges de 
transfert

CHF 0.07 mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.32 mio
0%

Contributions
CHF 26.05 mio

98%

Revenus divers
CHF 0.44 mio

2%

Revenus 
financiers

CHF 0.00 mio
0%

Revenus de 
transfert

CHF 0.13 mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 121.50 Mio. Total CHF 121.50 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 94.86 Mio. Total CHF 94.86 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 26.62 Mio. Total CHF 26.62 mio

Investisse-ments
CHF 0.02 mio

0%

Revenus
CHF 26.62 mio

22%

Charges
CHF 94.86 mio

78%

Charges de 
personnel

CHF 59.40 mio
63%

Biens, services et 
marchandises
CHF 35.06 mio

37%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-ments
CHF 0.01 mio

0%

Charges de 
transfert

CHF 0.07 mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.32 mio
0%

Contributions
CHF 26.05 mio

98%

Revenus divers
CHF 0.44 mio

2%

Revenus 
financiers

CHF 0.00 mio
0%

Revenus de 
transfert

CHF 0.13 mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Rechnung 2019 – Aufwand / Ertrag / Investitionen
Total CHF 280,76 Mio.

Rechnung 2019 – Aufwand / Ertrag / Investitionen
Total CHF 121,50 Mio.

Rechnung 2019 – Übersicht Aufwand
Total CHF 199,91 Mio.

Rechnung 2019 – Übersicht Aufwand
Total CHF 94,86 Mio.

Rechnung 2019 – Übersicht Ertrag
Total CHF 80,27 Mio.

Rechnung 2019 – Übersicht Ertrag
Total CHF 26,62 Mio.

1  Aufwand, Ertrag und Investitionen 
 Gerichtsbehörden und Staats- 
 anwaltschaft

2 Aufwand, Ertrag und Investitionen 
 Zivil- und Strafgerichtsbarkeit

Investitionen
CHF 0,58 Mio.

0%

Investitionen
CHF 0,02 Mio.

0%
Ertrag

CHF 26,62 Mio.
22%

Aufwand
CHF 199.91 Mio.

71%

Aufwand
CHF 94,86 Mio.

78%

Transfer-  
aufwand

CHF 0,12 Mio.
0%

Transferaufwand
CHF 0,07 Mio.

0%

Abschreibungen
CHF 0,16 Mio.

0%

Abschreibungen
CHF 0,01 Mio.

0%

Sachaufwand
CHF 72,99 Mio.

37%

Sachaufwand 
CHF 35,06 Mio.  

37%

Finanzaufwand CHF 0,04 Mio. 0%

Interne
Verrechnungen 
CHF 0,32 Mio.

0%

verschiedene Erträge
CHF 1,00 Mio.

1%

verschiedene Erträge
CHF 0,44 Mio.

2%

Entgelte
CHF 79,06 Mio.

99%
Finanzertrag

CHF 0,00 Mio.
0%

Finanzertrag
CHF 0,00 Mio.

0%

Transferertrag
CHF 0,13 Mio.

0%

Transferertrag
CHF 0,20 Mio.

0%

Interne
Verrechnungen
CHF 0,00 Mio.

0%

Interne Verrechnungen
CHF 0,00 Mio.

0%

Entgelte
CHF 26,05 Mio.

98%

Personalaufwand
CHF 122,47 Mio.

61%

Finanzaufwand 
CHF 0,00 Mio.

0%
Interne

Verrechnungen
CHF 4,13 Mio.

2%

Personal- 
aufwand 

CHF 59,40 Mio. 
63%

Ertrag
CHF 80,27 Mio.

29%
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Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 17.75 Mio. Total CHF 17.75 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 15.19 Mio. Total CHF 15.19 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 2.56 Mio. Total CHF 2.56 mio

Investisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Revenus
CHF 2.56 mio

14%

Charges
CHF 15.19 mio

86%

Charges de 
personnel

CHF 14.48 mio
95%

Biens, services et 
marchandises
CHF 0.70 mio

5%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Contributions
CHF 2.55 mio

99%

Revenus divers
CHF 0.00 mio

0%

Revenus 
financiers

CHF 0.00 mio
0%

Revenus de 
transfert

CHF 0.02 mio
1%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 132.06 Mio. Total CHF 132.06 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 80.73 Mio. Total CHF 80.73 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 51.33 Mio. Total CHF 51.33 mio

Investisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Revenus
CHF 51.33 mio

39%

Charges
CHF 80.73 mio

61%

Charges de 
personnel

CHF 44.47 mio
55%

Biens, services 
et marchandises
CHF 35.63 mio

44%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-
ments

CHF 0.05 mio
0%

Charges 
de 

transfert
CHF 0.06 

mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.52 mio
1%

Contributions
CHF 50.71 mio

99%

Revenus divers
CHF 0.56 mio 1%

Revenus 
financiers CHF 
0.00 mio 0%

Revenus de 
transfert CHF 
0.06 mio 0%

Imputations 
internes CHF 
0.00 mio 0%

Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 132.06 Mio. Total CHF 132.06 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 80.73 Mio. Total CHF 80.73 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 51.33 Mio. Total CHF 51.33 mio

Investisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Revenus
CHF 51.33 mio

39%

Charges
CHF 80.73 mio

61%

Charges de 
personnel

CHF 44.47 mio
55%

Biens, services 
et marchandises
CHF 35.63 mio

44%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-
ments

CHF 0.05 mio
0%

Charges 
de 

transfert
CHF 0.06 

mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.52 mio
1%

Contributions
CHF 50.71 mio

99%

Revenus divers
CHF 0.56 mio 1%

Revenus 
financiers CHF 
0.00 mio 0%

Revenus de 
transfert CHF 
0.06 mio 0%

Imputations 
internes CHF 
0.00 mio 0%

Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 132.06 Mio. Total CHF 132.06 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 80.73 Mio. Total CHF 80.73 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 51.33 Mio. Total CHF 51.33 mio

Investisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Revenus
CHF 51.33 mio

39%

Charges
CHF 80.73 mio

61%

Charges de 
personnel

CHF 44.47 mio
55%

Biens, services 
et marchandises
CHF 35.63 mio

44%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-
ments

CHF 0.05 mio
0%

Charges 
de 

transfert
CHF 0.06 

mio
0%

Imputations 
internes

CHF 0.52 mio
1%

Contributions
CHF 50.71 mio

99%

Revenus divers
CHF 0.56 mio 1%

Revenus 
financiers CHF 
0.00 mio 0%

Revenus de 
transfert CHF 
0.06 mio 0%

Imputations 
internes CHF 
0.00 mio 0%

Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 17.75 Mio. Total CHF 17.75 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 15.19 Mio. Total CHF 15.19 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 2.56 Mio. Total CHF 2.56 mio

Investisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Revenus
CHF 2.56 mio

14%

Charges
CHF 15.19 mio

86%

Charges de 
personnel

CHF 14.48 mio
95%

Biens, services et 
marchandises
CHF 0.70 mio

5%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Contributions
CHF 2.55 mio

99%

Revenus divers
CHF 0.00 mio

0%

Revenus 
financiers

CHF 0.00 mio
0%

Revenus de 
transfert

CHF 0.02 mio
1%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Diagramme deutsch Diagramme französisch

Rechnung 2019 - Aufwand / Ertrag / Investitionen Compte 2019 - Charges / Revenus / Investissements
Total CHF 17.75 Mio. Total CHF 17.75 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Aufwand Compte 2019 - Charges
Total CHF 15.19 Mio. Total CHF 15.19 mio

Rechnung 2019 - Übersicht Ertrag Compte 2019 - Revenus
Total CHF 2.56 Mio. Total CHF 2.56 mio

Investisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Revenus
CHF 2.56 mio

14%

Charges
CHF 15.19 mio

86%

Charges de 
personnel

CHF 14.48 mio
95%

Biens, services et 
marchandises
CHF 0.70 mio

5%

Charges 
financières

CHF 0.00 mio
0%

Amortisse-ments
CHF 0.00 mio

0%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Contributions
CHF 2.55 mio

99%

Revenus divers
CHF 0.00 mio

0%

Revenus 
financiers

CHF 0.00 mio
0%

Revenus de 
transfert

CHF 0.02 mio
1%

Imputations 
internes

CHF 0.00 mio
0%

Rechnung 2019 – Aufwand / Ertrag / Investitionen
Total CHF 17,23 Mio.

Rechnung 2019 – Übersicht Aufwand
Total CHF 14,39 Mio.

Rechnung 2019 – Übersicht Ertrag
Total CHF 2,30 Mio.

3 Aufwand, Ertrag und Investitionen 
 Verwaltungsgerichtsbarkeit

4 Aufwand, Ertrag und Investitionen   
 Staatsanwaltschaft

Ertrag
CHF 2,30 Mio.

13%

Aufwand
CHF 14,93 Mio.

87%

Investitionen
CHF 0,00 Mio.

0%

Sachaufwand
CHF 0,44 Mio.

3%

Abschreibungen
CHF 0,00 Mio.

0%

Finanzaufwand
CHF 0,00 Mio.

0%

Interne
Verrechnungen
CHF 0,00 Mio.

0%

Personalaufwand
CHF 14,48 Mio.

97%

Finanzertrag
CHF 0,00 Mio.

0%

Entgelte
CHF 2,29 Mio.

99%

verschiedene
Erträge

CHF 0,00 Mio.
0%

Transferertrag
CHF 0,02 Mio.

1%

Rechnung 2019 – Aufwand / Ertrag / Investitionen
Total CHF 132,06 Mio.

Rechnung 2019 – Übersicht Aufwand
Total CHF 80,73 Mio.

Rechnung 2019 – Übersicht Ertrag
Total CHF 51,33 Mio.

Investitionen
CHF 0,00 Mio.

0%

Ertrag
CHF 51,33 Mio.

39%

Aufwand
CHF 80,73 Mio.

61%

Interne
Verrechnungen
CHF 0,52 Mio.

1%

Personalaufwand
CHF 44,47 Mio.

55%

Transfer-
aufwand

CHF 0,06 Mio.
0%

Abschreibungen
CHF 0,05 Mio.

0%

Finanzaufwand
CHF 0,00 Mio.

0%

Sachaufwand
CHF 35,63 Mio.

44%

Entgelte  
CHF 50,71 Mio.  

99%

verschiedene Erträge 
CHF 0,56 Mio. 

1%

Finanzertrag  
CHF 0,00 Mio.  

0%

Interne
Verrechnungen
CHF 0,00 Mio. 

0%

Transferertrag
CHF 0,06 Mio.  

0%

Interne
Verrechnungen
CHF 0,00 Mio.

0%
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(Stand 31. Dezember 2019)
Werte in Klammern: Gesamte Kantonsverwaltung1

Datenbasis: Ohne Lernende, Praktikantinnen und Praktikanten, Reinigungspersonal

Männer Frauen Total

Personalbestand

Anzahl Mitarbeitende2 281 660 941

Anteil Teilzeitmitarbeitende (Beschäftigungsgrad < 90 Prozent3)
nach Gehaltsklassen und Geschlecht

GK 01–18 31,4 % 57,2 % 53,8 %

GK 19–23 36,8 % 57,4 % 50,6 %

GK 24–30 19,3 % 64,6 % 41,2 %

Total 27,1 % (18,7 %) 57,6 % (61,2 %) 48,4 % (38,6 %)

Altersstruktur    

Anteil Mitarbeitende bis 20 Jahre 0 % 0,3 % 0,2 % (0,2 %)

20–29 Jahre 8,4 % 18,2 % 15,2 % (10,4 %)

30–39 Jahre 24,5 % 31,7 % 29,5 % (24,3 %)

40–49 Jahre 21,6 % 26,6 % 25,1 % (25,6 %)

50–59 Jahre 31,9 % 18,8 % 22,8 % (30,1 %)

über 60 Jahre 13,6 % 4,5 % 7,2 % (9,3 %)

Total 100 % 100 % 100 %

Anteil Mitarbeitende 
nach Geschlecht und Gehaltsklassen 

GK 01–18 13,3 % 86,7 % 100 %

GK 19–23 33,0 % 67,0 % 100 %

GK 24–30 51,5 % 48,5 % 100 %

Total 30,3 % (53,3 %) 69,7 % (46,7 %) 100 %

Durchschnittsalter 46,2 (46,2) 40,3 (43,3) 42,1 (44,8)

    

Fluktuationsrate4 9,0 % 7,0 % 7,6 % (7,8 %)

Rundungsdifferenzen möglich

1  Seit Berichterstattung 2015 exkl. Hochschulen
2  inklusive 39 Mitarbeitende der Stabsstelle für Ressourcen (Justizleitung)
3  Definition gültig seit 2014 / Definition 2013 und frühere Jahre: Teilzeit = Beschäftigungsgrad ≤ 90 Prozent
4  Bruttofluktuationsrate

5 Personalkennzahlen der Gerichtsbehörden und Staatsanwaltschaft 2019
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6 Personalkennzahlen der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit 2019

(Stand 31. Dezember 2019)
Werte in Klammern: Gerichtsbehörden und Staatsanwaltschaft
Datenbasis: Ohne Lernende, Praktikantinnen und Praktikanten, Reinigungspersonal

Männer Frauen Total

Personalbestand

Anzahl Mitarbeitende 126 348 474

Anteil Teilzeitmitarbeitende (Beschäftigungsgrad < 90 Prozent5)
nach Gehaltsklassen und Geschlecht

GK 01–18 20,8 % 57,2 % 52,1 %

GK 19–23 33,3 % 57,1 % 51,0 %

GK 24–30 14,5 % 66,7 % 42,4 %

Total 22,0 % (27,1 %) 58,2 % (57,6 %) 48,4 % (48,4 %)

Altersstruktur    

Anteil Mitarbeitende bis 20 Jahre 0,0 % 0,3 % 0,2 % (0,2 %)

20–29 Jahre 11,0 % 16,1 % 14,7 % (15,2 %)

30–39 Jahre 28,8 % 35,4 % 33,6 % (29,5 %)

40–49 Jahre 16,1 % 24,1 % 21,9 % (25,1 %)

50–59 Jahre 28,0 % 18,7 % 21,2 % (22,8 %)

über 60 Jahre 16,1 % 5,4 % 8,3 % (7,2 %)

Total 100,0 % 100,0 % 100,0 %

Anteil Mitarbeitende 
nach Geschlecht und Gehaltsklassen 

GK 01–18 14,2 % 85,5 % 100,0 %

GK 19–23 25,8 % 74,2 % 100,0 %

GK 24–30 46,6 % 53,4 % 100,0 %

Total 27,2 % (30,3 %) 72,8 % (69,7 %) 100,0 %

Durchschnittsalter 45,5 (46,2) 40,4 (40,3) 41,9 (42,1)

    

Fluktuationsrate 10,0 % 5,7 % 6,9 % (7,6 %)

Rundungsdifferenzen möglich

5  Definition gültig seit 2014 / Definition 2013 und frühere Jahre: Teilzeit = Beschäftigungsgrad ≤ 90 Prozent
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7 Personalkennzahlen der Verwaltungsgerichtsbarkeit 2019

(Stand 31. Dezember 2019)
Werte in Klammern: Gerichtsbehörden und Staatsanwaltschaft
Datenbasis: Ohne Lernende, Praktikantinnen und Praktikanten, Reinigungspersonal

Männer Frauen Total

Personalbestand

Anzahl Mitarbeitende 42 49 91

Anteil Teilzeitmitarbeitende (Beschäftigungsgrad < 90 Prozent6)
nach Gehaltsklassen und Geschlecht

GK 01–18 0,0 % 58,3 % 53,8 %

GK 19–23 39,1 % 60,0 % 50,9 %

GK 24–30 22,2 % 57,1 % 32,0 %

Total 31,0 % (27,1 %) 59,2 % (57,6 %) 46,2 % (48,4 %)

Altersstruktur    

Anteil Mitarbeitende bis 20 Jahre 0,0 % 0,0 % 0,0 % (0,2 %)

20–29 Jahre 4,8 % 14,3 % 9,9 % (15,2 %)

30–39 Jahre 19,0 % 32,7 % 26,4 % (29,5 %)

40–49 Jahre 31,0 % 28,6 % 29,7 % (25,1 %)

50–59 Jahre 23,8 % 20,4 % 22,0 % (22,8 %)

über 60 Jahre 21,4 % 4,1 % 12,1 % (7,2 %)

Total 100 % 100,0 % 100,0 %

Anteil Mitarbeitende 
nach Geschlecht und Gehaltsklassen 

GK 01–18 7,7 % 92,3 % 100,0 %

GK 19–23 43,4 % 56,6 % 100,0 %

GK 24–30 72,0 % 28,0 % 100,0 %

Total 46,2 % (30,3 %) 53,8 % (69,7 %) 100,0 %

Durchschnittsalter 47,2 (46,2) 40,9 (40,3) 43,8 (42,1)

    

Fluktuationsrate 11,2 % 5,8 % 8,3 % (7,6 %)

Rundungsdifferenzen möglich

6  Definition gültig seit 2014 / Definition 2013 und frühere Jahre: Teilzeit = Beschäftigungsgrad ≤ 90 Prozent
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8 Personalkennzahlen der Staatsanwaltschaft 2019

(Stand 31. Dezember 2019)
Werte in Klammern: Gerichtsbehörden und Staatsanwaltschaft
Datenbasis: Ohne Lernende, Praktikantinnen und Praktikanten, Reinigungspersonal

Männer Frauen Total

Personalbestand

Anzahl Mitarbeitende 96 245 341

Anteil Teilzeitmitarbeitende (Beschäftigungsgrad < 90 Prozent7)
nach Gehaltsklassen und Geschlecht

GK 01–18 40,9 % 56,4 % 54,6 %

GK 19–23 60,0 % 63,3 % 62,2 %

GK 24–30 23,7 % 65,5 % 43,9 %

Total 33,3 % (27,1 %) 57,6 % (57,6 %) 50,7 % (48,4 %)

Altersstruktur    

Anteil Mitarbeitende bis 20 Jahre 0,0 % 0,4 % 0,3 % (0,2 %)

20–29 Jahre 6,3 % 21,6 % 17,3 % (15,2 %)

30–39 Jahre 20,8 % 26,9 % 25,2 % (29,5 %)

40–49 Jahre 22,9 % 30,2 % 28,2 % (25,1 %)

50–59 Jahre 41,7 % 17,6 % 24,3 % (22,8 %)

über 60 Jahre 8,3 % 3,3 % 4,7 % (7,2 %)

Total 100,0 % 100,0 % 100,0 %

Anteil Mitarbeitende 
nach Geschlecht und Gehaltsklassen 

GK 01–18 11,9 % 88,1 % 100,0 %

GK 19–23 32,6 % 67,4 % 100,0 %

GK 24–30 51,8 % 48,2 % 100,0 %

Total 28,2 % (30,3 %) 71,8 % (69,7 %) 100,0 %

Durchschnittsalter 47,5 (46,2) 39,8 (40,3) 41,9 (42,1)

    

Fluktuationsrate 5,3 % 8,2 % 7,4 % (7,6 %)

Rundungsdifferenzen möglich

7  Definition gültig seit 2014 / Definition 2013 und frühere Jahre: Teilzeit = Beschäftigungsgrad ≤ 90 Prozent
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1 EINLEITUNG

Die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit beurteilte im 
Jahr 2019 insgesamt 35’001 Fälle (Vorjahr 35’540) 
und erteilte 19’235 Rechtsberatungen (Vorjahr 
18’990). 

Der weitaus grösste Teil der Verfahren (28’542 
der insgesamt 35’001 Fälle) betraf die Zivilgerichts-
barkeit, die das Berichtsjahr insgesamt als erfreu-
lich erlebte. Bei den meisten Zivilgerichten sank 
zwar im Vergleich zum Vorjahr die Zahl der Verfah-
renseingänge leicht. Die Zivilverfahren wurden je-
doch auf allen Stufen deutlich komplexer und auf-
wändiger. Deshalb stiegen die Verfahrensdauer 
sowie die Pendenzen teilweise an. Die Geschäfts-
last bei den Schlichtungsbehörden blieb konstant. 
Diese erteilten allerdings mehr Rechtsberatungen. 

In der Strafgerichtsbarkeit war erneut eine sehr 
hohe Geschäftslast festzustellen. Seit dem Jahr 
2011 stieg diese um ungefähr 25 %. Allerdings 
sind nicht bloss die Fallzahlen steigend, sondern 
auch die Erledigungszahlen der Strafgerichte, die 
zum Teil weit über den mehrjährigen Vergleichs-
zahlen liegen. Dasselbe gilt auch für die Dauer der 
Strafverfahren, die wieder anstieg. In den straf-
rechtlichen Berufungsverfahren musste aufgrund 
bundesgerichtlicher Vorgaben im Vergleich zu frü-
heren Jahren deutlich umfangreicher Beweis abge-
nommen werden. Diese bundesgerichtlichen Vor-
gaben gehen in eine Richtung, die von derjenigen 
abweicht, welche der Bundesgesetzgeber in der 
neuen StPO vorzeichnete. Dies führte zu einer 
deutlichen Mehrbelastung, so dass am Oberge-
richt zusätzliche Gerichtsschreiberinnen und Ge-
richtsschreiber angestellt werden mussten. Auch 
in der ersten Instanz waren wegen des angestie-
genen Prozessaufwandes zusätzliche ao. Gerichts-
präsidentinnen und Gerichtspräsidenten sowie  
Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber ein-
zusetzen. Im Bereich der regionalen Zwangsmass-
nahmengerichte wurde fast die doppelte Anzahl 
Fälle bewältigt. 

Die Sanktion der Landesverweisung stand im 
dritten Jahr ihrer Anwendung. Es wurden 224 Straf-
 verfahren geführt, in denen eine obligatorische 
Landesverweisung geprüft werden musste. In 204 
Fällen wurde eine solche ausgesprochen.

Im Jahr 2019 nahmen sechs erst- und zwei ober-
instanzliche Richterinnen und Richter ihre Tätigkeit 
neu auf.

Die Erfolgsrechnung der Zivil- und Strafgerichts-
barkeit weist im Berichtsjahr einen Verlustsaldo 
von CHF 68,2 Millionen aus. Sie schliesst damit 
um CHF 1,6 Millionen besser ab, als das Budget 
dies vorsah (CHF 69,8 Mio.). Gegenüber dem Vor-
jahr ist der Verlustsaldo um CHF 3,2 Millionen ge-
stiegen.

2 OBERGERICHT

2.1 Zusammensetzung

Das Richtergremium des Obergerichts hat im Be-
richtsjahr folgende Veränderungen erfahren: Per 
Ende Januar liessen sich die Oberrichter Stephan 
Stucki und Peter Zihlmann pensionieren. Als Nach-
folgerin resp. Nachfolger hatte der Grosse Rat im 
Jahr 2018 Anastasia Falkner und Ronnie Bettler ge-
wählt, die ihr Amt am 1. Februar 2019 antraten. Als 
Folge ihrer Wahl traten sie als Ersatzrichterin und 
-richter zurück. An ihrer Stelle wählte der Grosse Rat 
die Gerichtspräsidentinnen Antonie Meyes Schürch 
und Katrin Sanwald zu Ersatzrichterinnen.

Die in der Novembersession 2018 gewählte Ober-
gerichtspräsidentin Annemarie Hubschmid Volz er-
setzte ab 1. Januar 2019 den aus dieser Funktion 
zurückgetretenen Oberrichter Stephan Stucki.

Präsidium
Hubschmid Volz Annemarie, Obergerichtspräsidentin
Pfister Hadorn Christine, Vizepräsidentin
Guéra Philippe, Vizepräsident

Geschäftsleitung
Hubschmid Volz Annemarie, Obergerichtspräsidentin
Pfister Hadorn Christine, Präsidentin Zivilabteilung
Guéra Philippe, Präsident Strafabteilung
Roth Markus, Dr. iur., Generalsekretär 

Zivilabteilung  im Amt seit
Pfister Hadorn Christine, Präsidentin 2002
Bähler Daniel, Vizepräsident 2009
Bähler Jürg 2017
Bettler Ronnie (ab Februar) 2019
Geiser Rainier 2012
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Grütter Myriam 2013
Hurni Christoph, PD Dr. iur. 2017
Josi Christian, Dr. iur. 2014
Niklaus Jean-Luc, Dr. iur. 2010
Schlup Marcel 2016
Studiger Adrian 2010
Zihlmann Peter (bis Januar) 2007

Strafabteilung im Amt seit
Guéra Philippe, Präsident 2009
Geiser Rainier, Vizepräsident 2012
Aebi Fritz 2011
Bähler Jürg 2017
Bratschi-Rindlisbacher Franziska 2008
Falkner Anastasia (ab Februar) 2019
Gerber Daniel 2018
Hubschmid Volz Annemarie 2010
Kiener Hanspeter 2011
Niklaus Jean-Luc, Dr. iur. 2010
Schleppy Agnès 2018
Schnell Renate 2001
Schmid Samuel 2016
Stucki Stephan (bis Januar) 2000
Vicari Jean-Pierre 2012
Zihlmann Peter (bis Januar) 2007

Die aktuelle Zuweisung der Richterinnen und 
Richter zu den Abteilungen und Unterabteilungen, 
Angaben zu den Ersatzmitgliedern, Fachrichterin-
nen und Fachrichtern, sowie die Zusammenset-
zung der Anwaltsaufsichtsbehörde und der An-
waltsprüfungskommission finden sich online im 
Staatskalender (unter Organisation und Zusam-
mensetzung auf www.justice.be.ch/obergericht).

2.2 Geschäftsentwicklung

2.2.1 Zivilabteilung
Das Berichtsjahr verlief in der Zivilabteilung bei 

hochbleibender Geschäftslast unauffällig. Bei mi-
nim weniger Eingängen waren die Erledigungen in 
der Abteilung insgesamt höher als im Vorjahr. Dies 
ist umso beachtlicher, als im Berichtsjahr auch 
krankheitsbedingte Ausfälle und Abwesenheiten 
wegen des notwendigen Abbaus von Langzeitkon-
ten zu bewältigen waren. Die Verfahren aus dem 
neuen Unterhalts- und Vorsorgeausgleichsrecht 
verursachen einen deutlich höheren Aufwand für 
die Gerichtschreiberinnen und Gerichtsschreiber. 
Auch in anderen Teilgebieten war spürbar, dass die 
Verfahren in den letzten Jahren komplexer und die 
Akten umfangreicher geworden sind. Dies wirkte 
sich auf die Abteilung aus, ohne dass es in den 
Zahlen abgebildet werden könnte. Die Belastung 

der Oberrichterinnen und Oberrichter sowie der 
Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber der 
Zivilabteilung war übers Jahr immer wieder Thema 
an den Abteilungskonferenzen. 

In regelmässigen Sitzungen nahm sich die Zivil-
abteilung nebst organisatorischer Belange vor al-
lem rechtlicher Probleme von allgemeiner Bedeu-
tung an. Zu einzelnen Fragen wurden Praxis - 
 festlegungen getroffen, die der Anwaltschaft und 
den Vorinstanzen kommuniziert wurden. Die Zivil-
abteilung veröffentlichte ausgewählte Entscheide 
im Internet und in Fachzeitschriften.

Mitglieder der Zivilabteilung wirkten in diversen 
internen und externen fachlichen Arbeitsgruppen 
mit. Erneut fand ein Austausch zwischen dem 
Kantonalen Jugendamt und der Zivilabteilung statt. 
An diesen Sitzungen wurden institutionelle und 
rechtliche Fragen im Bereich des Kindes- und Er-
wachsenenschutzes besprochen.

Zivilkammern
Bei den Geschäftseingängen der Zivilkammern ist 

ein deutlicher Anstieg von 613 auf 663 Geschäfte zu 
verzeichnen. Die französischsprachigen Fälle nah-
men von 51 (8 % des gesamten Geschäftsanfalls) 
auf 103 (16 %) zu. Erledigt wurden 667 Dossiers 
(Vorjahr 610). Mit 117 am Jahresende hängigen Ver-
fahren konnte die tiefe Pendenzenzahl des Vorjahrs 
(121) unterschritten werden. Die durchschnittliche 
Verfahrensdauer betrug gut 2 Monate. 

Im Berichtsjahr wurde in 84 Fällen Beschwerde 
an das Bundesgericht erhoben. Im gleichen Zeit-
raum ergingen 87 Entscheide des Bundesgerichts. 
In 2 Fällen hiess das Bundesgericht die Be-
schwerde teilweise gut, in 85 Fällen wurde die Be-
schwerde abgewiesen. Positiv ist, dass die bernische 
Praxis zum neuen Unterhaltsrecht schweizweit Be-
achtung findet.

Handelsgericht
Die Eingänge nahmen im Berichtsjahr im Ver-

gleich zum Vorjahr ab und lagen damit leicht unter 
dem Durchschnitt der Vorjahre. Eingelangt sind 
insgesamt 136 Geschäfte (davon 67 ordentliche 
Verfahren) gegenüber 153 im Vorjahr (davon 89 
ordentliche Verfahren). Das Total aller französisch-
sprachigen Fälle belief sich auf 20 Fälle (Vorjahr 
13) beziehungsweise 15 % (Vorjahr 8 %). Die 
Summarverfahren bewegten sich mit 69 Fällen 
im üblichen Rahmen. Die leicht abnehmende Ge-
schäftslast ermöglichte den Abbau von Pen-
denzen. Erledigt wurden 174 Fälle (davon 92 or-
dentliche Verfahren). Im Vorjahr betrugen diese 
Zahlen 172 und 130. Per Jahresende waren  
noch 92 Fälle hängig (Vorjahr 130), welche alle-
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samt im ordentlichen Verfahren zu führen sind 
(Vorjahr 101). 

Die Vergleichsquote betrug bei den ordentli-
chen Verfahren mit 50 Vergleichen (Vorjahr 56) 
rund 48 % (Vorjahr 53 %). Die durchschnittliche 
Verfahrensdauer konnte beträchtlich reduziert 
werden und betrug 185 Tage (Vorjahr 291 Tage).

Im Berichtsjahr wurde gegen 5 Entscheide  
(Vorjahr 10) Beschwerde an das Bundesgericht 
erhoben. Dieses trat auf drei Beschwerden nicht 
ein, zwei sind noch hängig.

Als Nachfolger der im letzten Jahr zurückge-
tretenen Handelsrichter hat der Grosse Rat die 
Herren Matthias Küng, Cédric Müller und Patrik 
Zaugg gewählt.

 
Aufsichtsbehörde in Schuldbetreibungs- 
und Konkurssachen

Im Berichtsjahr sind 261 Geschäfte (ohne Erstre-
ckungsgesuche für Konkursbeendigungsfristen) 
bei der Aufsichtsbehörde eingelangt (Vorjahr 302). 
Darunter waren 217 (Vorjahr 261) Beschwerden 
(inkl. Rechtsverzögerung) und 14 (Vorjahr 20) Ge-
suche. Unter Letztere fallen Begehren um unent-
geltliche Rechtspflege, Entbindung vom Amtsge-
heimnis und Einleitung von Disziplinarverfahren. 
269 Geschäfte wurden im Berichtsjahr abgeschlos-
sen, die Pendenzen konnten abgebaut werden und 
belaufen sich noch auf 29 Fälle (Vorjahr 37).

Daneben sind 392 (Vorjahr 386) Gesuche um Er-
streckung der Konkursbeendigungsfrist eingegan-
gen und bewilligt worden. Als Erstreckungsgrund 
genannt wurden auch in diesem Berichtsjahr in der 
überwiegenden Anzahl der Fälle die provisorischen 
Steuereingaben der Steuerverwaltung. 

20 Entscheide wurden im Jahr 2019 an das Bun-
desgericht weiter gezogen (Vorjahr 23). Im glei-
chen Zeitraum wurden 2 Beschwerden ganz oder 
teilweise gutgeheissen. Auf 14 Beschwerden 
wurde nicht eingetreten oder sie wurden als ge-
genstandslos abgeschrieben (Vorjahr 16), 1 wurde 
abgewiesen (Vorjahr 9).

Die Ausbildungskommission für Betreibungs- 
und Konkursbeamtinnen und -beamte des Kantons 
Bern hat im Berichtsjahr die vorgesehenen Module 
durchgeführt und die jeweiligen Prüfungen ord-
nungsgemäss abgenommen.

Nach Wegfall der Schlussbesprechungen anläss-
lich von Inspektionen der Betreibungs- und Kon-
kursämter hat der direkte persönliche Kontakt zu 
diesen Amtsstellen leider abgenommen. Hingegen 
konnte der Austausch mit der Geschäftsleitung der 
Betreibungs- und Konkursämter intensiviert wer-
den.

Kindes- und Erwachsenenschutzgericht 
(KESGer)

Im siebten Jahr nach Einführung dieses Fachge-
richts erledigte es die höchste Anzahl Fälle seit  
seiner Schaffung (990, Vorjahr 934). Es gingen mit 
965 Geschäften in etwa gleich viele Fälle ein wie 
im Vorjahr (972). Auf das nächste Geschäftsjahr zu 
übertragen sind 95 Fälle. Während bei den Verfah-
ren betreffend fürsorgerische Unterbringung (FU) 
mit 623 Eingängen eine leichte Zunahme zu ver-
zeichnen war (Vorjahr 610), lagen die Fallzahlen bei 
den übrigen KESGer-Verfahren mit 342 Fällen tiefer 
(Vorjahr 362). Der Anteil an französischsprachigen 
Geschäften entsprach mit 12 % (117) praktisch 
dem Vorjahr (11 %, 104). 

In FU-Verfahren werden nicht mehr automatisch 
alle Urteile schriftlich begründet. Dies bringt eine 
enorme Entlastung für die Gerichtsschreiberinnen 
und Gerichtsschreiber mit sich. Sollte diese Praxis 
vom Bundesgericht revidiert werden, könnte die 
Geschäftslast nur mit zusätzlichen Gerichtsschrei-
berstellen bewältigt werden.

Wie in den Vorjahren musste in zahlreichen FU-
Verfahren zum Schutz der Gerichtsmitglieder die 
Polizei zur mündlichen Verhandlung aufgeboten 
werden. Nach einer Verhandlung ohne Polizei kam 
es zu einem gravierenden Zwischenfall, der glückli-
cherweise nur zu Sachschaden führte. Die Sicher-
heitslage im Haus wird überprüft. 

Auch im Berichtsjahr war die Abgrenzung von 
Straf- und Massnahmenvollzug zur FU in einigen 
Fällen Thema. Das neu eingeführte Justizvollzugs-
gesetz (JVG; BSG 341.1) hat zur Klärung beigetra-
gen.

Die übrigen Geschäfte des KESGer betrafen wie 
in den Vorjahren überwiegend Beistandschaften, 
Kindesschutzmassnahmen und Besuchsrechts-
streitigkeiten. In den meisten Fällen konnte ohne 
den Beizug von Fachrichterinnen und Fachrichtern 
schriftlich entschieden werden. In 14 Verfahren, in 
welchen vornehmlich Kinderbelange zu beurteilen 
waren, fand eine mündliche Verhandlung unter Bei-
zug von Fachrichterinnen und Fachrichtern statt.

2.2.2 Strafabteilung
Oberrichter Peter Zihlmann (1. Strafkammer)  

sowie Stephan Stucki (Beschwerdekammer und 
Obergerichtspräsident) mussten infolge Pensionie-
rung ersetzt werden. Oberrichterin Annemarie 
Hubschmid Volz übernahm das Obergerichtspräsi-
dium und blieb zusätzlich weiterhin Mitglied der  
1. Straf kammer.

Im Mehrjahresvergleich hielten sich die Ge-
schäftszahlen der beiden Strafkammern und der 
Beschwerdekammer auf dem hohem Niveau der 
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Vorjahre (Total Eingänge / Erledigungen 2017: 
1’059/1’050; 2018: 1’090/1’025; 2019: 1’038/1’077). 

Die Rechtsmittelquote betrug 19 % (Vorjahr 16 %; 
Strafkammern 16 %, Beschwerdekammer 21 %). 

Die Kapazitäten der Strafabteilung, namentlich 
der beiden Strafkammern, stossen seit einiger Zeit 
an ihre Grenzen. Die bereits im Vorjahr angespro-
chene hohe Arbeitslast pro Oberrichterin und 
Oberrichter sowie pro Gerichtsschreiberin und Ge-
richtsschreiber hielt unvermindert an, so dass per-
sonelle Aufstockungen unumgänglich waren. Auch 
wenn sich die Geschäftszahlen in den letzten Be-
richtsjahren insgesamt nicht allzu stark veränder-
ten, nahm der Aufwand pro Fall – vorab aufgrund 
von höchstrichterlichen Vorgaben – in diesem Zeit-
raum signifikant zu. Die Rechtsmittelquoten sind 
gestiegen und ebenso der Anteil an gutgeheisse-
nen Beschwerden. 

Hinzu kam der rein zahlenmässige Anstieg der 
Fallzahlen seit dem Jahr 2011, in dem die neue Ge-
richtsorganisation in Kraft trat. Damals gingen 660 
Fälle ein. Seither stieg der Eingang kontinuierlich 
an bis auf über 1’000 Verfahren im Jahr 2019 (An-
stieg um 57 %). Gleichzeitig verlängerte sich we-
gen der Anforderungen des Bundesgerichts die 
Verhandlungsdauer markant, so dass die Anzahl 
Verhandlungen von früher 2–3 pro Tag heute nicht 
mehr möglich ist.

Der Anteil an französischsprachigen Geschäften 
betrug 12 % (Vorjahr 13 %). Die weiterhin starke 
Gesamtbelastung (Straf- und Zivilbereich) des fran-
kophonen Teams machte in den Bereichen Ge-
richtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber sowie 
Kanzlei personelle Aufstockungen nötig. Dies,  
obwohl auf allen Stufen bereits Massnahmen zur  
Effizienzsteigerung eingeleitet wurden. 

Die Führungsinstrumente der Strafabteilung mit 
sechs Konferenzen pro Jahr – unter anderem 
zwecks Praxisfestlegungen und Erlass von Kreis-
schreiben für die ganze bernische Strafjustiz –  
sowie bei Bedarf mit Sitzungen mit den drei  
Kammerpräsidien erweisen sich weiterhin als 
zweckmässig und haben sich bewährt. Die Straf-
abteilung veröffentlicht seit einigen Jahren sämtli-
che Entscheide im Internet.

Strafkammern 
Bei den zwei Strafkammern verzeichneten die 

Eingänge einen Rückgang von rund 10 % (485 
Fälle, Vorjahr 549), während die Erledigungen das 
Niveau der Vorjahre erreichten (495 Fälle, Vorjahr 
494). Der Anteil an französischsprachigen Ver-
fahren betrug 14 % (Vorjahr 15 %). Die Anzahl  
an hängigen Verfahren konnte kaum reduziert  
werden (269 Fälle, Vorjahr 279) und auch die Ver-

fahrensdauer stieg an auf durchschnittlich 198 
Tage (Vorjahr 150). Die Rechtsmittelquote verblieb 
mit rund 16 % auf dem Niveau der Vorjahre.

Im Berichtsjahr wurden 81 Urteile der Strafkam-
mern angefochten (Vorjahr 77). Das Bundesgericht 
hat im gleichen Zeitraum 46 Beschwerden abge-
wiesen (Vorjahr 69), 21 ganz oder teilweise gutge-
heissen (Vorjahr 8) und ist auf 21 nicht eingetreten 
(Vorjahr 16).

Bei den Strafkammern hat der Aufwand – trotz 
leicht rückläufiger Eingänge – markant zugenom-
men. Im Strafbereich war der Einfluss der schon 
mehrfach erwähnten bundesgerichtlichen Recht-
sprechung betreffend Beweisanforderungen im 
Berufungsverfahren besonders spürbar. Diese be-
deutete eine Rückkehr zum uneingeschränkten 
Unmittelbarkeitsprinzip in oberer Instanz mit regel-
mässiger nochmaliger Anhörung der Beschuldig-
ten und der Opfer. Das führte einerseits inhaltlich 
zu anspruchsvolleren Verhandlungen und anderer-
seits zu einem wesentlich höheren Zeitaufwand 
pro Fall (oft mehrtägige Verhandlungen, an denen 
jeweils drei Oberrichterinnen bzw. Oberrichter und 
eine Gerichtsschreiberin bzw. ein Gerichtsschrei-
ber im Einsatz stehen). Hinzu kamen vermehrt Ver-
fahren und Verhandlungen gegen schwierige Per-
sonen mit teilweise erhöhtem Gefährdungspoten - 
zial, für welche mit der Polizei Sicherheitsdisposi-
tive abzusprechen und organisatorische Vorkehren 
zu treffen waren.

Im Berichtsjahr waren signifikant mehr Einsätze 
von Ersatzmitgliedern nötig (47, Vorjahr 32), wie  
im Vorjahr verteilt auf 14 Personen. Ohne deren 
Unterstützung wären die Geschäftslast und die ak-
tuelle Kadenz der mündlichen Verhandlungen nicht 
mehr zu bewältigen gewesen. Es wird daher im 
kommenden Jahr auch der befristete Einsatz eines 
ständigen Ersatzmitglieds zu evaluieren sein, dies 
vorab mit Blick auf den rasant zunehmenden zeitli-
chen Verhandlungsaufwand in den Strafkammern 
(2017: 85 Tage, 2018: 78 Tage, 2019: 112 Tage). 

Beschwerdekammer
Die Eingänge (553 Geschäfte; Vorjahr 541) und 

die Erledigungen (582 Geschäfte, Vorjahr 531) nah-
men zu. Dieser neue Höchststand bedeutet im Ver-
gleich zum Jahr 2011 eine Zunahme um 65 % (2011: 
335 Geschäfte), die sich auch mit der kontinuierli-
chen personellen Aufstockung der Staatsanwalt-
schaft erklären lässt.

Der Anteil an französischsprachigen Geschäften 
ist leicht gesunken auf 11 % (Vorjahr 13 %). Die An-
zahl hängiger Verfahren ist mit 65 Fällen gesunken 
(Vorjahr 94). Die durchschnittliche Verfahrensdauer 
liegt bei 49 Tagen (Vorjahr 52). 
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Im Berichtsjahr wurden 121 Entscheide der Be-
schwerdekammer angefochten (Vorjahr 87). Das 
Bundesgericht hat im selben Zeitraum 25 Beschwer-
den abgewiesen (Vorjahr 32), 5 ganz oder teilweise 
gutgeheissen (Vorjahr 3), ist auf 78 nicht eingetre-
ten (Vorjahr 70) und 1 Beschwerde wurde zurückge-
zogen (Vorjahr 1). 

Die im Jahr 2017 eingeleitete Methodik im Um-
gang mit querulatorischen Beschwerden (Ablage 
ohne förmliche Behandlung) hat sich bewährt. So 
konnten bisher bereits 50 unnötige und Kosten ge-
nerierende Beschwerdeverfahren vermieden wer-
den.

Ein einschneidendes Ereignis im Berichtsjahr 
stellte das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte vom 3. Dezember 2019 in einem 
Berner Fall dar. Der Gerichtshof hatte festgestellt, 
dass eine gesetzliche Grundlage für strafprozessu-
ale Sicherheitshaft in den nachträglichen Verfahren 
fehle. Das hat heikle Folgen für die ganze Schweizer 
Strafjustiz. Sobald dieses Urteil rechtskräftig wird, 
ist die Schweiz nach Artikel 46 Absatz 1 EMRK 
grundsätzlich daran gebunden. Das bedeutet, dass 
selbst gefährlichste Straftäter auf freien Fuss ge-
setzt werden müssten, wenn bis dahin keine ge-
setzliche Grundlage für strafprozessuale Sicher-
heitshaft in den nachträglichen Verfahren geschaffen 
wird. 

2.2.3 Anwaltsaufsichtsbehörde
Die Geschäftszahlen blieben im Berichtsjahr auf 

hohem Niveau. Es waren insgesamt 227 Neuein-
gänge zu verzeichnen (Vorjahr 244). Wie in den Vor-
jahren konnte die Zahl der aufwändigen Disziplinar-
verfahren auf einem niedrigeren Stand gehalten 
werden (2017: 45; 2018: 20; 2019: 21), indem in 
klaren Fällen von der Eröffnung eines förmlichen 
Verfahrens mittels gezielter Information der Anzei-
ger über die Aufgaben der Aufsichtsbehörde ab-
gesehen werden konnte. Erledigt wurden 223  
Ver fahren (Vorjahr 256). Die durchschnittliche Ver-
fahrensdauer der Disziplinarverfahren konnte er-
neut reduziert werden (2017: 324 Tage; 2018: 217 
Tage; 2019: 166 Tage). Die Anzahl der Ende des 
Berichtsjahres hängigen Verfahren ist mit 42 Ver-
fahren geringfügig angestiegen (Vorjahr 38).

Im Berichtsjahr wurden 5 (Vorjahr 6) Disziplinar-
massnahmen ausgesprochen (2 Bussen, 2 Ver-
weise, 1 Verwarnung). Gegen 3 Disziplinarent-
scheide der Anwaltsaufsichtsbehörde wurde Be - 
schwerde an das Verwaltungsgericht geführt. Das 
Verwaltungsgericht trat im Berichtsjahr auf zwei Be-
schwerden nicht ein und bestätigte in zwei Fällen 
den Entscheid der Anwaltsaufsichtsbehörde. In ei-
nem dieser Fälle ist eine Beschwerde beim Bundes-

gericht hängig, in einem anderen Fall ist das Bun-
desgericht auf die Beschwerde nicht eingetreten.

Erneut betrafen einige der zur Anzeige gebrachten 
Sachverhalte tatsächliche oder vermeintliche In-
teres senkonflikte. So musste klargestellt werden, 
dass eine Berufsregelverletzung vorliegt, wenn ein 
Anwalt im Auftrag beider Ehegatten nach Aufhe-
bung des gemeinsamen Haushalts eine Trennungs-
vereinbarung ausarbeitet, im späteren Scheidungs-
verfahren aber nur einen Ehegatten vertritt. Thema 
waren auch die Einforderung von Honorar trotz hän-
gigen Gesuchs um unentgeltliche Rechtspflege und 
das Einfordern eines zusätzlichen Honorars neben 
der amtlichen Entschädigung. Daneben wurden die 
unterschiedlichsten Sachverhalte angezeigt, welche 
mehrheitlich der Generalklausel der Berufsregeln 
der sorgfältigen und gewissenhaften Berufsaus-
übung zuzuordnen waren. 

Die konkrete Ausgestaltung von Anwaltskörper-
schaften (Anwalts-AG und Anwalts-GmbH) gab zu 
etlichen Anfragen an die Anwaltsaufsichtsbehörde 
Anlass.

Mit dem Beginn der neuen Amtsperiode 2019–
2022 konnten in der Anwaltsaufsichtsbehörde 6 
neue Mitglieder begrüsst werden. 

Im Berichtsjahr fanden wie gewohnt zwei Plenar-
sitzungen statt. Diese dienten dem Informations-
austausch über hängige und abgeschlossene Ver-
fahren sowie der Koordination der Arbeit in der 
Anwaltsaufsichtsbehörde. Zudem wurde entschie-
den, vermehrt Entscheide zu veröffentlichen, es 
handelt sich aber nach wie vor um eine einzelfall-
weise Publikation spezifischer interessanter Fälle. 
Seit Dezember 2019 sind die Entscheide auf der 
neuen Entscheidplattform der Anwaltsaufsichtsbe-
hörde abrufbar (https://www.aa-entscheide.apps.
be.ch/tribunapublikation/). 

2.2.4 Anwaltsprüfungskommission
Die Anwaltsprüfungskommission schloss Anfang 

Jahr die Prüfungen der Prüfungssession II/2018 ab 
und organisierte im Berichtsjahr die Prüfungsses-
sionen I/2019 und II/2019. 

Von den an der Prüfung II/2018 geprüften 94 Kan-
didatinnen und Kandidaten (90 deutsch- und 4 fran-
zösischsprachig) haben 39 % und von den an der 
Prüfungssession I/2019 angetretenen 91 Kandida-
tinnen und Kandidaten (87 deutsch- und 4 franzö-
sischsprachig) 33 % die Prüfung nicht bestanden. 
Die Kandidatinnen und Kandidaten scheiterten je-
weils grösstenteils am schriftlichen Teil der Prüfung. 

Zum schriftlichen Teil der Anwaltsprüfung II/2019 
traten 117 Kandidatinnen und Kandidaten an (104 
deutsch- und 13 französischsprachig), wobei 1 Kan-
didatin die Prüfung abgebrochen hat. 65 Kandidatin-
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nen und Kandidaten (56 %) haben diesen Teil der 
Prüfung bestanden. Die Prüfungssession II/2019 
wird mit den Probevorträgen im Januar 2020 ihren 
Abschluss finden.

Die Studierenden reichten 105 Anfragen allgemei-
ner Art und 35 Gesuche ein, womit diese Zahlen 
unverändert hoch blieben. Die Eingaben beziehen 
sich überwiegend auf die Anrechnung von ausser-
kantonalen Tätigkeiten an die obligatorisch abzule-
genden Praktika und die übrigen Zulassungsvoraus-
setzungen zur Anwaltsprüfung.

2.3 Führung

2.3.1 Plenum
Gemäss Artikel 38 Absatz 1 GSOG bilden die 

hauptamtlichen Richterinnen und Richter des 
Obergerichts das Plenum. Das Plenum ist für die 
Grundsatzentscheide in der Gerichtsverwaltung 
zuständig (vgl. Art. 38 Abs. 2 GSOG). Auf strategi-
scher Ebene setzt es die Leitplanken für die Zivil- 
und Strafgerichtsbarkeit und erlässt die für die Auf-
gabenerfüllung erforderlichen Reglemente. Zudem 
trifft es die wichtigsten Personalentscheide. Es 
beschliesst ferner über die Patentierung der An-
wältinnen und Anwälte (Art. 1 Abs. 1 KAG). 

Das Plenum trat zu neun Sitzungen zusammen. 
Im Januar 2019 wurde der von der Geschäftslei-
tung vorbereitete Tätigkeitsbericht für das Jahr 
2018 der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit beider In-
stan zen diskutiert und genehmigt. In seiner zweiten 
Sitzung vom 15. Februar 2019 fasste das Plenum 
Beschluss über die Patentierung der er folgreichen 
Absolventinnen und Absolventen der Anwaltsprü-
fung. Diesen wurden am gleichen Tag im Rathaus 
an einer Feier die Patente überreicht. Ebenfalls dis-
kutierte das Plenum den finanziellen Jahresab-
schluss 2018. Da auf Weisung der Finanzkontrolle 
neue Abgrenzungen vorgenommen werden muss-
ten, fiel dieser positiver aus als erwartet. Im März 
verabschiedete das Plenum den Voranschlag 2020 
sowie den Aufgaben- und Finanzplan 2021–2023 
für die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit. Am 26. April 
2019 diskutierte und verabschiedete es die Stel-
lungnahme zur Revision der Kantonsverfassung 
(Überführung des Instituts Justizleitung in die Kan-
tonsverfassung). Zur vorgeschlagenen Lösung 
hatte es Vorbehalte, vor allem bezüglich Gewalten-
trennung und richterlicher Unabhängigkeit. Diese 
machten nach Einschätzung des Obergerichts ein 
Gutachten notwendig. Die vorgeschlagenen Mass-
nahmen aus der Evaluation der Jusitzreform II dis-
kutierte das Plenum in seiner Sitzung vom 24. Mai 
2019. Es stimmte einer Zentralisierung des Zwangs-

massnahmengerichts zu, ebenso der Angliederung 
von Jugend- und Wirtschaftsstraf gericht an das 
Regionalgericht Bern-Mittelland. Weiter besprach 
es das neue Modell der Vertrauensarbeitszeit für 
Oberrichterinnen und Oberrichter.

Am 1. Juli 2019 entschied das Plenum über die 
Patentierung der Absolventinnen und Absolventen 
der zweiten Anwaltsprüfung des Jahres. Die Feier 
fand gleichentags im Freien Gymnasium Bern 
statt. In der siebten Sitzung im August wurde über 
die neue Bibliotheksapplikation NetBiblio orientiert. 
Am 25. Oktober 2019 beschloss das Plenum über 
neue Richtlinien zur Teilzeitanstellung von erstins-
tanzlichen Richterinnen und Richtern. Es legte fest, 
dass mindestens die Hälfte derselben einen Be-
schäftigungsgrad von 80 % oder mehr aufweisen 
müsse. Im Weiteren wurden an dieser Sitzung zu-
sammen mit der Fachstelle für Gewalt und Dro-
hung der Kantonspolizei Bern Fragen der Gewalt-
prävention behandelt.

In seiner letzten Sitzung vom 22. November 
2019 wählte das Plenum die Präsidien der Zivil-  
sowie der Strafabteilung für die kommenden drei 
Jahre. Es bestätigte die bisherigen Amtsinhaber, 
nämlich Oberrichterin Christine Pfister Hadorn  
als Präsidentin der Zivilabteilung und Oberrichter 
Philippe Guéra als Präsident der Strafabteilung.

In allen Sitzungen orientierte die Obergerichts-
präsidentin über die Projekte, welche die Justizlei-
tung behandelte. Im Weiteren verwies sie auf die 
Protokolle der Justizleitungssitzungen. Zentrale 
Themen stellten die Ablösung von Tribuna V3 
(Fachapplikation der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit) 
sowie die schweizweite Einführung des elektroni-
schen Geschäftsverkehrs zwischen den Gerichten 
und der Anwaltschaft dar.

2.3.2 Präsidium
Die Obergerichtspräsidentin hat nach Gesetz 

(Art. 37 GSOG) für den ordnungsgemässen Ge-
schäftsgang in der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit zu 
sorgen. Sie steht den Organen der Gerichtsleitung 
vor, das heisst sie leitet die Sitzungen von Ge-
schäftsleitung, Erweiterter Geschäftsleitung und 
Plenum. Generalsekretariat und Gerichtsinspekto-
rat unterstützen sie in dieser Führungsaufgabe.  
Die Obergerichtspräsidentin vertritt das Gericht 
nach aussen. Sie hat Einsitz in der Justizleitung als 
dem gemeinsamen Organ von Obergericht, Ver-
waltungsgericht und Generalstaatsanwaltschaft. In 
dieser Eigenschaft nimmt sie auch an den regel-
mässigen Sitzungen der Justizleitung mit der Jus-
tizkommission bzw. der Geschäftsleitung der Jus-
tizkommission teil.

Seit Anfang 2019 präsidiert Annemarie Hub-
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schmid Volz das Obergericht. Sie hat in Zusam-
menarbeit mit dem Generalsekretariat und dem 
Gerichtsinspektorat die Sitzungen der erwähnten 
Gremien vorbereitet, damit die nötigen Entscheide 
in Finanz-, Personal-, Aufsichts- und weiteren wich-
tigen administrativen Fragen zeit- und sachgerecht 
getroffen werden konnten. Das umfasste nament-
lich auch Aufsichtsbesuche bei zwei erstinstanzli-
chen Gerichten, bei denen Führungs- und Ressour-
cenfragen thematisiert worden sind.

Im Frühling 2019 führte die Obergerichtspräsi-
dentin mit allen elf Vorsitzenden der erstinstanzli-
chen Schlichtungs- und Gerichtsbehörden ein 
Standortgespräch. Im Weiteren organisierte sie 
den bernischen Richterinnen- und Richtertag, der 
im Berichtsjahr erstmals stattfand und Gelegenheit 
bot, über Themen wie richterliche Unabhängigkeit 
und Justitia 4.0 zu diskutieren. Die Obergerichts-
präsidentin nahm an zwölf Sitzungen der Justizlei-
tung teil, an welchen Belange der gesamten Justiz 
behandelt wurden. Im Weiteren nahm sie als Mit-
glied der Justizleitung an vier Sitzungen der Justiz-
kommission bzw. der Geschäftsleitung Justizkom-
mission sowie an drei Sitzungen der Justizdele - 
gation des Regierungsrates bzw. der JGK teil. Sie 
vertrat das Obergericht an der Kick-off-Sitzung 
Justitia 4.0 in Luzern. Zudem stand sie in regel-
mässigem Kontakt mit der Universität Bern und 
anderen Gerichten.

2.3.3 Geschäftsleitung
Artikel 39 Absatz 2 GSOG überträgt der Ge-

schäftsleitung des Obergerichts im Sinn einer Ge-
neralkompetenz alle Angelegenheiten der Gerichts-
verwaltung, die nicht einem anderen Organ zu - 
gewiesen sind. Einzelne Aufgaben werden im nicht 
abschliessenden Katalog ausdrücklich aufgeführt. 
Die Geschäftsleitung trägt die Hauptverantwortung 
für die Gerichtsverwaltung. Sie ist für die Aufsicht 
sowie für die Vorbereitung und Antragstellung in al-
len Geschäften zuständig, welche in die Zuständig-
keit des Plenums fallen.

Die Geschäftsleitung traf sich im Berichtsjahr zu 
insgesamt 31 ordentlichen und ausserordentlichen 
Sitzungen. Themenbezogen lud sie zudem die bei-
den stellvertretenden Mitglieder, den Gerichtsin-
spektor und weitere Fachpersonen ein. Die Vorbe-
reitung der Geschäfte zuhanden des Plenums sowie 
die wiederkehrenden Prozesse wie Budgetierung, 
Berichterstattung, Festlegung von Leistungsinfor-
mationen und Verfahrenskennzahlen, Abschluss 
von Ressourcenvereinbarungen usw., gehörten zu 
den Schwerpunkten der Tätigkeit. Die Geschäfts-
leitung befasste sich auch in diesem Jahr mit ver-
schiedenen Themen, die dem Personalbereich  

zugeordnet werden können (Stellenbegehren, Ver-
änderung des Beschäftigungsgrades, ausserordent-
liche Gerichtspräsidien, Bewilligung von ausser-
dienstlichen Tätigkeiten, unbezahlter Urlaub, 
Homeoffice, Leistungsprämien usw.). Insbeson-
dere konnte sie zu diversen Wahlgeschäften des 
Grossen Rats Stellungnahmen abgeben (Ge-
richtspräsidien, Oberrichterinnen und Oberrich-
ter). In ihrer Sitzung vom 27. November 2019 
wählte sie die Vorsitzenden der Geschäftsleitung 
sowie die Geschäftsleiterinnen und -leiter der er-
stinstanzlichen Gerichte für die Amtsperiode 
2020–2022.

Schwerpunkte bildeten die personelle Dotation 
der erstinstanzlichen Gerichte sowie des Oberge-
richts. Die Geschäftsleitung ergriff Sofortmassnah-
men, indem sie Gerichtsschreiberstellen aus der 
Reserve schuf. Generell stellte sie fest, dass die  
aufwändigen Verfahren am Obergericht zusätzliche 
personelle Mittel erforderten.

Die Geschäftsleitung diskutierte die möglichen 
Nachfolgeprodukte als Ersatz für Tribuna V3 sowie 
die jeweiligen Kosten. Sie verfolgte und unterstützte 
zudem die Entwicklungen im schweizweiten Pro-
jekt Justitia 4.0 (elektronischer Geschäftsverkehr 
unter den Gerichten und der Anwaltschaft), in dem 
drei Vertreter der bernischen Zivil- und Strafgerichts-
barkeit mitwirken.

Die Geschäftsleitung befasste sich mit 16 auf-
sichtsrechtlichen Anzeigen gegen das Obergericht 
bzw. einzelne Oberrichterinnen und Oberrichter. 
Diese Eingaben wurden bei der Justizkommission 
anhängig gemacht. In zahlreichen Mitberichtsver-
fahren und Vernehmlassungen äusserte sich die 
Geschäftsleitung zu Gesetzesvorlagen und parla-
mentarischen Vorstössen zuhanden der Justizlei-
tung. In diesem Bereich war im Berichtsjahr ein deut-
licher Anstieg der Vorlagen festzustellen, welche 
zu behandeln waren, was das Obergericht ange-
sichts der Themenbreite stark forderte.

2.3.4 Erweiterte Geschäftsleitung
Die Erweiterte Geschäftsleitung ist das instan-

zenübergreifende Koordinations- und Informations-
organ der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit (Art. 40 
GSOG). Sie setzt sich zusammen aus der Ge-
schäftsleitung des Obergerichts und den Vorsit-
zenden der Geschäftsleitungen der Regionalge-
richte, welche auch die Interessen der in der 
Region ansässigen kantonalen und regionalen Ge-
richtsbehörden (kantonales Zwangsmassnahmen-
gericht, Wirtschaftsstrafgericht, Jugendgericht, 
Schlichtungsbehörden) wahrnehmen. An den Sit-
zungen nimmt zusätzlich der Gerichtsinspektor teil, 
womit die wechselseitigen Anliegen im Bereich 
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Statistik (Erfassung und Auswertung von Ge-
schäftszahlen) sowie aufsichtsrechtliche Fragen 
erörtert und geklärt werden können.

Es fanden acht Sitzungen statt. An drei davon 
nahmen neben den Geschäftsleitern der Regional-
gerichte auch die Geschäftsleiterinnen und -leiter 
der drei kantonalen Gerichte sowie der vier Schlich-
tungsbehörden teil. Wie jedes Jahr wurden zahlrei-
che Administrativthemen (Finanzen, Personalwe-
sen, Informatik usw.) diskutiert und soweit möglich 
koordiniert. Das Obergericht bzw. dessen Präsi-
dentin informierte an allen Sitzungen ausführlich 
über Themen und Beschlüsse der Geschäfts- und 
der Justizleitung. Die Vertreter der Gerichte konn-
ten sich ebenso über zahlreiche Themen austau-
schen, welche die richterliche Praxis in Zivil- und 
Strafsachen beschlagen. 

Die Sitzungen der Erweiterten Geschäftsleitung 
sind ein sinnvolles Informations-, Koordinations- 
und Führungsinstrument. 

2.4 Gerichtsinspektorat / Aufsicht

Das Gerichtsinspektorat der Zivil- und Strafge-
richtsbarkeit des Kantons Bern prüft und evaluiert 
den Rechtsprechungsbetrieb sowie die richterliche 
Amts- und Fallführung. Im Vordergrund stehen das 
Risiko- und das Qualitätsmanagement nach Mass-
gabe der Verfahrensgrundrechte und der Prozess-
ordnungen. Der Gerichtsinspektor ist auch Mitglied 
der Weiterbildungskommission der bernischen 
Justiz.

Schwerpunkte bildeten die Prüfung des Regio-
nalgerichts Bern-Mittelland, die Erhebungen im 
Rahmen der CEPEJ-Studie (Commission europé-
enne pour l’efficacité de la justice des Europara-
tes), die Stellungnahmen zu zahlreichen Entlas-
tungsbegehren sowie die Weiterentwicklung der 
Instrumente zur Bestimmung des Personalbedarfs 
der Rechtsprechung. Im Rahmen der Projektarbeit 
befasste sich das Gerichtsinspektorat mit den The-
menbereichen Gehaltseinreihung, interne Abläufe, 
richterliche Teilzeitstellen und der rechtlichen Auf-
arbeitung von ausserdienstlichen Tätigkeiten. Der 
Gerichtsinspektor nahm an den Sitzungen der er-
weiterten Geschäftsleitung, themenspezifisch an 
Sitzungen der Geschäftsleitung des Obergerichts 
sowie am Aufsichtsbesuch des Ausschusses I der 
Justizkommission des Grossen Rates teil. 

Die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit des Kantons 
Bern beurteilte insgesamt 35’001 Fälle (Vorjahr 
35’540) und erteilte 19’235 Rechtsberatungen 
(Vorjahr 18’990). Dieses Fallvolumen wird durch 
die Geschäfte der Anwaltsaufsichtsbehörde, der 

Anwaltsprüfungskommission sowie durch die Er-
suchen um internationale Rechtshilfe in grenzüber-
schreitenden Zivilprozessen ergänzt. Ende Jahr 
waren 8’543 Verfahren relevant hängig (Vorjahr 
8’416). Die Sockelpendenz (Verhältnis zwischen 
Erledigungen und Pendenzen) liegt damit bei 24 % 
(Toleranzbereich für einen funktionierenden Recht-
sprechungsbetrieb: 20–25 %). 408 Fälle (Vorjahr 
396) sind seit mehr als 18 Monaten rechtshängig 
(Obergericht Zivilverfahren: 20; Obergericht Straf-
verfahren: 10; erstinstanzliche Zivilverfahren: 300; 
erstinstanzliche Strafverfahren: 78). Das entspricht 
knapp 5 % aller hängigen Fälle. Die erstinstanzli-
chen Strafgerichte sprachen 204 obligatorische 
Landesverweisungen aus (Vorjahr 162). Die Härte-
fallquote lag wie im Vorjahr bei 9 %. 

Der Spielraum für einen internen Belastungsaus-
gleich zwischen Zivil- und Strafbereich ist in der 
ganzen Zivil- und Strafgerichtsbarkeit aufgebraucht. 
Die Verfahrensdauern insbesondere im Strafbe-
reich nahmen im Berichtsjahr zu. Zudem äussert 
sich die Richterschaft dahingehend, dass die Res-
sourcen und die Zeit für die Erarbeitung sowie die 
hinreichende Durchdringung der Prozessthemen 
knapp geworden seien. Es wird deshalb vordring-
lich sein, nicht nur die Voraussetzungen für die zah-
lenmässige Erledigung, sondern auch die Voraus-
setzungen für die Gewährleistung der Qualität der 
Fallbeurteilung zu evaluieren. 

2.5 Generalsekretariat

Das Generalsekretariat unterstützt die Organe 
der Gerichtsleitung bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben (Art. 41 Abs. 1 GSOG). Ausserdem ist 
das Generalsekretariat zuständig für die adminis-
trative Betreuung der Anwaltsprüfungskommis-
sion und der Anwaltsaufsichtsbehörde. Das Gene-
ralsekretariat steht der Gerichtsverwaltung vor und 
ist zuständig für das Personal-, Finanz- und Rech-
nungswesen, die übrigen zentralen Dienste und 
die Infrastruktur des Obergerichts. Die Bereiche 
HR & Support sowie Finanz- und Rechnungswe-
sen sind im Generalsekretariat angesiedelt. Sie 
übernehmen je nach Zuständigkeit die jeweiligen 
Aufgaben für das Obergericht oder die gesamte 
Zivil- und Strafgerichtsbarkeit.

Das Generalsekretariat koordiniert die Informa-
tion der Öffentlichkeit. Es beantwortete diverse 
Medienanfragen und koordinierte die Beantwor-
tung von weiteren Anfragen Dritter, insbesondere 
zu wissenschaftlichen Zwecken. Die Geschäftslei-
tung erteilt gemäss Informationsreglement (IR ZSJ) 
Akkreditierungen an Medienschaffende, die über 
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die Rechtsprechung der Zivil-, Straf- und Jugend-
gerichtsbehörden Bericht erstatten wollen. Das 
Generalsekretariat führt eine Liste der akkreditier-
ten Medienschaffenden. Im Berichtsjahr wurden 
21 Gesuche um Akkreditierung behandelt.

Zwei WTO-Ausschreibungsverfahren beschäf-
tigten das Generalsekretariat im vergangenen Jahr 
schwergewichtig. Das eine betraf die Installation 
von Video-Übertragungssystemen, welche zum 
Schutz von Zeugen, Opfern und verdeckten Ermitt-
lern einzurichten sind. Hier entschied sich die Ge-
schäftsleitung für eine verschlankte und damit  
kostengünstigere, aber dennoch zweckmässige 
Variante. Das zweite Projekt betraf die Aussonde-
rung der erstinstanzlichen Verfahrensakten der 
Jahre 1950–2010. Diese lagern bei einem exter-
nen Anbieter sowie bei den Gerichten. Die Urteile, 
Entscheidungen und Verbote, welche das Staatsar-
chiv zur Aufbewahrung braucht, müssen nun aus-
sortiert werden. Im Rahmen der Abklärungen in 
diesem Projekt traten an drei Standorten Akten 
zutage, die mit Schimmel befallen waren. Das Ge-
neralsekretariat organisierte mit den betroffenen 
Regionalgerichten die Reinigung dieser Bestände. 
Zudem führte das Obergericht die neue Applika-
tion NetBiblio ein, welche die Bewirtschaftung der 
verschiedenen Bibliotheken im Haus professionali-
sierte. 

Das Obergericht ist zuständig für die Genehmi-
gung von Formularen, deren ausschliessliche Ver-
wendung das Zivilrecht vorschreibt, wie nament-
lich im Miet- und Pachtrecht. Im Berichtsjahr 
bearbeitete das Generalsekretariat 18 Anfragen 
und Gesuche aus diesem Bereich.

2.6 Ressourcen

2.6.1 Personal
Im Berichtsjahr wurden die Abläufe und Prozesse 

der Einheit HR & Support in einem internen Projekt 
auf ihre Durchgängigkeit hin beleuchtet. Dabei lag 
der Fokus auf Abläufen und Prozessen mit Schnitt-
stellen zu anderen internen Bereichen.

Im Teilbereich Human Resources wurde die neue 
Weisung der Justizleitung zum Kosten- und Ausla-
genersatz von Weiterbildungen umgesetzt. Durch 
sie können die Kosten für Weiterbildungen für alle 
gleich und transparent geplant werden. Der Abbau 
der Langzeitkontoguthaben auf die zulässige Maxi-
malhöhe musste per Ende 2019 beendet werden, 
was dank langfristiger Planung gelang (Abbauver-
einbarungen bis Ende 2019). Die Einführung der 
Vertrauensarbeitszeit für Oberrichterinnen und 
Oberrichter per 2020 bedingte umfangreiche Vorbe-

reitungen und Informationen. Die Möglichkeit der 
Jobrotation wurde im Berichtsjahr an den Mitarbei-
tergesprächen umgesetzt. Das Interesse innerhalb 
der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit fiel allerdings  
bescheiden aus.

 
2.6.2 Finanzen

Nur ein kleiner Teil des Budgets der Zivil- und 
Strafgerichtsbarkeit kann gesteuert werden. Der 
Sachaufwand sowie die Einnahmen hängen direkt 
ab von der Anzahl und dem Umfang der zu bearbei-
tenden Verfahren sowie den finanziellen Verhält-
nissen der Beteiligten. Diese Parameter können 
weder vorhergesehen noch beeinflusst werden.

Sowohl die internen Kontrollen wie auch die 
Dienststellenprüfungen der Finanzkontrolle beim 
Regionalgericht Oberland und beim Obergericht 
haben die Wirksamkeit des internen Kontrollsys-
tems (IKS) in der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit be-
stätigt. Schwerwiegende Probleme oder gar Unre-
gelmässigkeiten wurden keine festgestellt.

Die Finanzbuchhaltung zeigte, dass eine zurück-
haltende Personalpolitik und Rotationsgewinne 
dazu beigetragen hatten, dass die Zivil- und Straf-
gerichtsbarkeit den Personalaufwand auf Vorjah-
resniveau halten konnte. Er belief sich im Berichts-
jahr auf CHF 59,4 Millionen und lag 5 % unter dem 
Voranschlag (CHF –3,0 Mio.). Der budgetierte 
Sachaufwand wurde um CHF 1,7 Millionen über-
schritten (+5 %) und beläuft sich auf CHF 35,1 Mil-
lionen. Die Erträge fielen im Berichtsjahr gleich 
hoch aus, wie im Voranschlag budgetiert. Die Er-
folgsrechnung der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit 
weist im Berichtsjahr einen Verlustsaldo von 
CHF 68,2 Millionen aus. Sie schliesst damit um 
CHF 1,6 Millionen besser ab, als das Budget dies 
vorsah (CHF 69,8 Mio.). Gegenüber dem Vorjahr 
stieg der Verlustsaldo um CHF 3,2 Millionen.

Die Eventualforderungen der Zivil- und Strafge-
richtsbarkeit für die Ausstände aus unentgeltlicher 
Rechtspflege und amtlicher Verteidigung mussten 
dieses Jahr erstmals vollumfänglich ausgewiesen 
werden (CHF 166,9 Mio.). Im Vorjahr wurden unter 
dieser Rubrik bloss diejenigen Forderungen aufge-
führt, die erfahrungsgemäss mit grosser Wahr-
scheinlichkeit realisiert werden konnten. Diese be-
liefen sich auf lediglich CHF 13,1 Millionen.

2.6.3 Informatik
Die Geschäftsleitung des Obergerichts beschäf-

tigte sich mit der Ablösung der Fachapplikation Tri-
buna V3, die in etwa vier Jahren nicht mehr weiter-
entwickelt wird. Zudem leitete das Bundesgericht 
das Projekt Justitia 4.0 betreffend den schweizweit 
elektronischen Geschäftsverkehr zwischen den  
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Gerichten sowie der Anwaltschaft ein. Die Zivil-  
und Strafgerichtsbarkeit arbeitete hier in diversen 
Arbeitsgruppen mit.

Im laufenden Jahr erliess die Geschäftsleitung 
des Obergerichts eine Weisung zum externen Zu-
griff für Mitarbeitende auf deren Daten. Damit soll 
im Bedarfsfall von zuhause oder unterwegs auf die 
eigenen Dateien und Outlook-Daten zugegriffen 
werden können. Bereits angelaufen sind die Vorar-
beiten für die Ausrüstung der Zivil- und Strafge-
richtsbarkeit mit neuen Arbeitsplätzen. Diese sollen 
im Jahr 2020 installiert werden. 

Nachdem schliesslich die Justizleitung ihr Intranet 
aufgeschaltet hatte, konnte das Obergericht intern 
mit einem Projektteam die Schaffung seines Intra-
netauftritts in Angriff nehmen.

2.6.4 Bauliche Infrastruktur
Regelmässig orientierte die SBB über den aktu-

ellen Stand der Grossbaustelle, die auch das Ober-
gericht betraf, besonders bezüglich Erschütterung 
und Lärm. Während der mündlichen Anwaltsprü-
fungen reduzierte die SBB ihre Immissionen. Die 
Zusammenarbeit funktionierte gut. 

Das Obergericht stiess an die Grenze seiner Bü-
rokapazität. Am Schluss langer Verhandlungen 
stand lediglich die Minimallösung, mit der die bis-
herige Wohnung des Hausdienstleiters als Büro-
raum umgenutzt werden soll. 

2.7 Zusammenarbeit  
mit anderen Behörden

Das Obergericht steht unter der Oberaufsicht 
des Grossen Rates, ausgeübt durch die Justizkom-
mission. Über das ganze Jahr bestand zu dieser 
Kommission wie bisher ein dauerhafter und guter 
Kontakt. 

Im Berichtsjahr fanden an drei Sessionen im  
Grossen Rat Richterwahlen statt. Das Obergericht 
gab zuhanden der Justizkommission bei diesen 
Wahlen von Gerichtspräsidentinnen und -präsiden-
ten, Oberrichterinnen und -richtern sowie Ersatz-
richterinnen und -richtern ans Obergericht Stellung-
nahmen zur fachlichen und persönlichen Qualifi - 
kation der Bewerberinnen und Bewerber ab. 

Der Aufsichtsbesuch der Justizkommission im 
März 2019 bot die Gelegenheit, den Tätigkeitsbe-
richt des Vorjahres zu behandeln und einen Rund-
gang durch das Obergericht zu machen.

Im November 2019 traf sich die Geschäftsleitung 
des Obergerichts zur jährlichen Aussprache mit 
dem Bernischen Anwaltsverband. Themen waren 

u.a. die Mehrwertsteuer in Bezug auf Anwaltsho-
norare und Auslagen sowie die Praxis zur unent-
geltlichen Rechtspflege. Der Kontakt mit der An-
waltschaft gestaltete sich auch dieses Jahr in 
angenehmer und konstruktiver Atmosphäre.

2.8 Projekte

Im Berichtsjahr startete das Projekt Justitia 4.0, 
an dem drei Richterinnen und Richter der Zivil- und 
Strafgerichtsbarkeit in Arbeitsgruppen mitwirken. 
Die WTO-Ausschreibung, welche die Aussortie-
rung von erstinstanzlichen Entscheiden aus den 
Verfahrensakten zum Gegenstand hatte, konnte 
abgeschlossen werden. Diese Akten umfassen die 
Bestände zwischen den Jahren 1950–2010. Aus 
ihnen sind die Urteile, Verbote usw. nach einheitli-
chen Kriterien auszuscheiden und dem Staatsar-
chiv abzuliefern. Ebenfalls involviert war die Zivil- 
und Strafgerichtsbarkeit in die Ausschreibung der 
Videoübertragungsanlagen, welche in einfacher 
Ausführung bei jedem Regionalgericht montiert 
werden sollen. Sie sollen Opfer, Zeugen und ver-
deckte Ermittler vor einer Begegnung mit der oder 
dem Beschuldigten schützen.
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3  ERSTINSTANZLICHE  
GERICHTSBEHÖRDEN

Die erstinstanzliche Straf- und Zivilgerichtsbarkeit 
besteht aus drei kantonalen Gerichten (kantonales 
Zwangsmassnahmengericht, Wirtschaftsstrafgericht 
und Jugendgericht), vier Regional gerichten sowie 
vier regionalen Schlichtungsbehörden in den Regio-
nen Berner Jura-Seeland, Emmental-Oberaargau, 
Bern-Mittelland und Oberland (vgl. auch Organi-
gramm S. 32). Das Regionalgericht und die Schlich-
tungsbehörde Berner Jura-Seeland verfügen in 
Moutier im Berner Jura über je eine Aussenstelle. 

Gemäss Artikel 14 GSOG werden zwischen dem 
Obergericht und den elf erstinstanzlichen Gerichts-
behörden jährlich Ressourcenvereinbarungen ab-
geschlossen. Das Instrument der Ressourcenver-
einbarung ist primär unter dem Blickwinkel der 
Transparenz bezüglich der Rahmenbedingungen 
sowie der Beziehungspflege zwischen erster und 
oberer Instanz zu verstehen. Unterschiedliche Ver-
fahrensarten und Rechtsgebiete führen zu unter-
schiedlichen Richtgrössen und Grenzwerten. Ent-
sprechend kann zum Beispiel die überwiegende 
Fallerledigung innert drei Monaten in der einen Ge-
richtsbehörde einen hervorragenden Wert darstel-
len, in der andern wäre derselbe Wert alarmierend.

Die Gerichtsregion Berner Jura-Seeland stellt mit 
den beiden Standorten sowie der Zweisprachigkeit 
eine Besonderheit dar. Während in der Aussen-
stelle in Moutier Französisch Amtssprache ist, be-
steht beim Regionalgericht und der Schlichtungs-
behörde in Biel die Wahl zwischen den Amts - 
sprachen Deutsch und Französisch. Dasselbe gilt 
bei den kantonalen erstinstanzlichen Gerichten.

3.1 Kantonale erstinstanzliche Gerichte

3.1.1 Kantonales  
Zwangsmassnahmen gericht

Die Zwangsmassnahmengerichte sind zuständig 
für die Anordnung oder die Genehmigung von 
Massnahmen, die stark in die persönliche Freiheit 
der betroffenen Personen eingreifen. Im Sinn einer 
Besonderheit haben sie sowohl straf- als auch ver-
waltungsrechtliche Zwangsmassnahmen zu über-
prüfen. Jene schliessen insbesondere Untersu-
chungshaft und Überwachungsmassnahmen ein, 
diese insbesondere die im Hinblick auf eine Aus-
schaffung von den Migrationsbehörden angeord-
nete Administrativhaft.

3.1.1.1 Gerichtspräsidenten
Bühler Hans Ulrich, Geschäftsleiter 
Brechbühl Beat 
Nuspliger Marc-Olivier

3.1.1.2  Geschäftsentwicklung
Im Strafbereich gingen im Berichtsjahr total 1’131 

Anträge ein. Damit nahm die Zahl der Eingänge ge-
genüber dem Vorjahr um 7 % ab. Die Anzahl Ein-
gänge aus der Region Bern-Mittelland entsprach 
derjenigen des Vorjahres.

Mit 404 Anträgen reduzierte sich im Ausländer-
bereich die Anzahl der Eingänge gegenüber dem 
Vorjahr um 24 %. Die Abnahme basierte nament-
lich auf der tieferen Anzahl von Verfahren um Über-
prüfung der Ausschaffungshaft.

Mit 1’553 erledigten Verfahren entsprach die An-
zahl der Erledigungen dem Umfang der Eingänge. 
Da es sich bei den gesetzlichen Erledigungsfristen 
überwiegend um Stunden- und Tagesfristen han-
delt und diese daher entsprechend kurz sind, er-
wies sich die Anzahl der per Ende Berichtsjahr  
pendenten Verfahren mit 14 Verfahren als gleich-
bleibend tief.

Der Anteil der französischen Verfahren betrug 
rund 10 %.

3.1.2 Wirtschaftsstrafgericht
Das Wirtschaftsstrafgericht behandelt diejeni-

gen Strafsachen, bei welchen der Schwerpunkt im 
Vermögensstrafrecht, in der Urkundenfälschung 
oder in der Geldwäscherei liegt, ein Bedürfnis nach 
besonderen wirtschaftlichen Kenntnissen vorliegt 
oder eine grosse Zahl von Beweismitteln zu bear-
beiten ist.

Es urteilt als Einzelgericht oder in Dreierbeset-
zung, in Dreierbesetzung im Gegensatz zu den Re-
gionalgerichten nicht mit Laienrichterinnen und 
Laienrichtern, sondern als Berufsgericht mit Ge-
richtspräsidentinnen und Gerichtspräsidenten als 
Ersatzmitgliedern.

3.1.2.1 Gerichtspräsidentinnen
Dupuis Michèle, Geschäftsleiterin
Lips Barbara

3.1.2.2 Geschäftsentwicklung
Im Berichtsjahr waren 35 (Vorjahr: 39) Verfahren-

seingänge zu verzeichnen, darunter 7 (2) franzö-
sischsprachige. Weitere 18 (10) Verfahren waren 
zu Jahresbeginn hängig. 37 (31) Verfahren konnten 
erledigt werden. Verfahrenseingänge wie -erledi-
gungen lagen auch dieses Jahr deutlich über den 
Erwartungen. Die hohe Zahl an Erledigungen konnte 
unter anderem deswegen erreicht werden, weil  
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etwas weniger Kollegialgerichtsverfahren zu beur-
teilen waren, die verhältnismässig viele Ressour-
cen binden, nachdem dort beide ordentlichen  
Mitglieder des Wirtschaftsstrafgerichts Einsitz 
nehmen und – soweit die Verfahren deutschspra-
chig sind – eine von ihnen den Vorsitz übernimmt. 
Unter den erledigten Verfahren fanden sich zudem 
8 französischsprachige Verfahren, bei denen ein 
französischsprachiges Ersatzmitglied den Vorsitz 
führte. Trotz der hohen Zahl an Verfahrenseingän-
gen konnten über 80 % der Verfahren innert längs-
tens neun Monaten abgeschlossen werden, die 
restlichen knapp 20 % innert ungefähr einem Jahr.

3.1.3 Jugendgericht
Das Jugendstrafrecht gilt für Personen, die zwi-

schen dem 10. und dem 18. Altersjahr eine nach 
dem Strafgesetzbuch oder einem andern Gesetz 
mit Strafe bedrohte Tat begangen haben. Die Stra-
fen und Massnahmen unterscheiden sich grundle-
gend von denjenigen des Erwachsenenstrafrechts.

3.1.3.1  Gerichtspräsidentinnen
Ringgenberg-Eichenberger Regula, Geschäftsleiterin
D’Angelo Corinne
Strasser Caroline

3.1.3.2  Geschäftsentwicklung
Per 1. Januar 2019 waren beim Jugendgericht 

aus dem Vorjahr 14 Verfahren hängig, welche in-
zwischen alle erledigt werden konnten. Bis am 31. 
Dezember 2019 gingen 76 Geschäfte ein, darunter 
10 französischsprachige. 

Das Jugendgericht des Kantons Bern ist ein kan-
tonales zweisprachiges Gericht. Es setzt sich aus 3 
Jugendgerichtspräsidentinnen sowie 14 Fachrich-
terinnen und Fachrichtern zusammen, davon 3 
französischsprachige. 

Die Geschäftslast erreichte im Berichtsjahr mit 
76 Verfahren einen neuen Höchststand, was im 
mehrjährigen Vergleich eine Zunahme um rund 
50 % bedeutet (Durchschnitt der letzten Jahre: 51 
Verfahren). Die Verfahren waren teilweise umfang-
reich und komplex. Das Jugendgericht hatte sich 
häufiger mit schweren Gewaltdelikten zu befassen 
und mit Jugendlichen, die immer wieder die Flucht 
selbst aus geschlossenen Institutionen ergriffen 
hatten. Entsprechend oft musste deshalb zu mehr-
tägigen Hauptverhandlungen vorgeladen werden. 
Dies führte auf allen Ebenen des Jugendgerichts 
zu erheblichem Mehraufwand.

3.1.3.3 Weiteres
Trotz einem neuen Höchststand von 76 Verfahren 

gelang es, die Erledigungsfristen meist einzuhal-

ten. Per Ende 2019 waren noch 27 Fälle pendent. 
Überdurchschnittlich zugenommen haben auch  
die französischsprachigen Verfahren, deren Anteil 
stieg auf 13 %. 

Seit dem 15. August 2019 hat das Jugendgericht 
seinen Sitz neu an der Effingerstrasse 34, Bern. 

3.2 Regionalgerichte

3.2.1 Regionalgericht Berner Jura-Seeland

3.2.1.1  Zusammensetzung 

Geschäftsleitung
Paronitti Maurice, Vorsitzender 
Zürcher Gabriel, Vertreter der Aussenstelle im Berner 
Jura, stellvertretender Vorsitzender 
Gross Markus, Leiter der Strafabteilung
Horisberger Christoph, Leiter der Zivilabteilung 
Dätwyler Evelyn, leitende Gerichtschreiberin
Senn Martina, Ressourcenverantwortliche

Gerichtspräsidentinnen und 
Gerichtspräsidenten in Biel
Gross Markus, Gutmann Sandra, Holzer-Zaugg 
Silvia, Horisberger Christoph, Jacober Claudia, Dr. 
iur. Koch Sonja, Miescher Isabelle, Ochsner Elisa-
beth, Paronitti Maurice, Romano Doris, Schwen-
dener Danielle, Sidler Ruedi, Villard Alain, Walser 
Benjamin, Dr. iur. Weingart Denise, Dr. iur. Wuillemin 
Nicolas und Würsten Maude. 

Gerichtspräsidentinnen und 
Gerichtspräsidenten in Moutier
Pic Jeandupeux Maryvonne (ab 01.01.2019), Richard 
Josselin, Siegfried Muriel und Zürcher Gabriel.

3.2.1.2  Geschäftsentwicklung
Bei den Zivilverfahren kam es zu total 6’224 Ein-

gängen (Anteil Französisch mit 2’660 Eingängen: 
43 %). Erledigt wurden 6’082 Zivilverfahren (3’455 
deutschsprachige und 2’627 französischsprachige 
Verfahren). Die Zahl von 2’168 noch hängigen Ver-
fahren (1’314 deutschsprachige und 854 franzö-
sischsprachige Verfahren) lag über den Erwartun-
gen (+40 %).

Beim Zwangsmassnahmengericht gab es 492 
Eingänge. Es wurden 491 Geschäfte (Anteil Fran-
zösisch: 42 %) erledigt (Vorjahr: 451). Am Regio-
nalgericht Berner Jura-Seeland stehen 70 %  
Zivilrichterstellen zur Erledigung der Zwangs - 
massnahmenverfahren zur Verfügung. Ausser 
zwei verhandeln alle Gerichtspräsidentinnen und 
-präsidenten in Biel in beiden Sprachen. Eine Ent-
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lastung brachte der Einsatz sämtlicher kantonaler 
Zwangsmassnahmenrichter als ao. Gerichtspräsi-
dent für das Zwangsmassnahmengericht Berner 
Jura-Seeland. Sie erledigten 77 Fälle (51 deutsch 
und 26 französisch), jedoch keine Haftanordnun-
gen.

In der Strafabteilung gingen 1’033 Fälle ein (503 
deutschsprachige und 530 französischsprachige 
Verfahren), mithin 14 % weniger als im Vorjahr 
(1’205 Verfahren). Der Anteil der eingegangenen 
französischsprachigen Fälle machte 51 % aus (Vor-
jahr: 52 %). Erledigt wurden 1’130 Verfahren, und 
zwar 533 deutschsprachige und 597 französisch-
sprachige. Letztere machen 53 % aller erledigten 
Strafverfahren aus. Speziell belastet war das Kolle-
gialgericht mit dem Höchstwert von 159 eingegan-
genen Dossiers (91 deutsch und 68 französisch). 
Erledigt hat dieses 171 Fälle (88 deutschsprachige 
und 83 französischsprachige Dossiers). Die noch 
hängigen 738 Strafverfahren lagen im Rahmen  
der Erwartungen.  

Gerichtspräsident Maurice Paronitti behandelte 
weiterhin die französischen Fälle des Wirtschafts-
strafgerichts. Eingelangt sind 7 Verfahren (20 %) 
und 7 wurden erledigt.

Die Richterkonferenz des Regionalgerichts Berner 
Jura-Seeland fand im Berichtsjahr vier Mal statt. 
Gerichtspräsident Maurice Paronitti wurde als Vor-
sitzender der Geschäftsleitung für eine weitere 
Amtsperiode der Geschäftsleitung des Oberge-
richts zur Wahl vorgeschlagen. Die Zusammenar-
beit mit der Geschäftsstelle Berner Jura funktio-
nierte gut.

3.2.2  Regionalgericht  
Emmental-Oberaargau

3.2.2.1  Zusammensetzung

Geschäftsleitung
Masanti Regula, Dr. iur., Vorsitzende (Nachfolgerin 
von Gerichtspräsident Peter Urech)
Zuber Roger, Dr. iur., stellvertretender Vorsitzender 
Müller Christian, Leitender Gerichtsschreiber 
Baldi Stefania, Ressourcenverantwortliche

Gerichtspräsidentinnen und 
Gerichtspräsidenten
Blaser Manuel, Cavegn Ursina (ab 01.10.2019),  
Eggli Julia (ab 01.11.2019), Erismann Michael, 
Fankhauser Nicole, Hofer Thomas, Mallepell  
Muriel, Dr. iur. Masanti Regula, Richner Roland  
(bis 30.09.2019), Sutter Carole, Urech Peter (bis 
31.10.2019) und Dr. iur. Zuber Roger.

3.2.2.2  Geschäftsentwicklung
Die Zahl der Eingänge im Bereich des Zivilrechts 

nahm im Vergleich zum Vorjahr mit 3’360 Verfah-
ren etwas ab. Erledigt wurden 3’420 Zivilverfahren. 

Im Strafbereich nahmen die Eingänge mit 318 
Verfahren zu, wobei insbesondere deutlich mehr 
Anklagen ans Kollegialgericht zu verzeichnen wa-
ren (30 gegenüber 19 im Vorjahr). In diesem Be-
reich konnten 320 Verfahren erledigt werden. Die 
Eingänge beim Zwangsmassnahmengericht nah-
men deutlich zu (von 90 auf 135 Verfahren).

3.2.3 Regionalgericht Bern-Mittelland 
Das Gesamtgericht ist geografisch auf zwei 

Standorte verteilt: Der Zivilbereich ist an der Effin-
gerstrasse untergebracht, der Strafbereich im Amt-
haus an der Hodlerstrasse. Die Verteilung des Ge-
samtgerichts auf zwei Standorte ist zwar nicht 
optimal. Im operativen richterlichen Bereich hat 
diese Aufteilung aber keine Auswirkungen, da die 
Aufgabengebiete zwischen Zivil- und Strafbereich 
klar getrennt sind.

3.2.3.1  Zusammensetzung

Geschäftsleitung
Schaer Christine, Vorsitzende, Leiterin der Strafab-
teilung
Hofstetter Judith, stellvertretende Vorsitzende, 
Leiterin der Zivilabteilung
Sanchez Tania, leitende Gerichtsschreiberin
Freiburghaus Sandra, Ressourcenverantwortliche

Gerichtspräsidentinnen und 
Gerichtspräsidenten
Ackermann Alexia, Bochsler Bettina, Brand Mar-
kus, Bratschi Sven, Bruggisser Andreas, Christen 
Jürg, Corti Andrea, Eichenberger Caroline (ab 
01.07.2019), Falkner Anastasia (bis 31.01.2019), 
Gerber Bettina, Gerber Hans-Ulrich, Gysi Andrea, 
Herren Urs, Hofstetter Judith, Huber Rudolf,  
Krieger Salome, Luginbühl Franziska, Mühlethaler 
Simone, Müller Peter, Poggio Patric, Rickli Brigitte, 
Sanwald Katrin, Schaer Christine, Summermatter 
Daniel und Zürcher Monika.

3.2.3.2 Geschäftsentwicklung
Im Zivilbereich lagen die Eingänge mit 7’884 Ver-

fahren in einem vergleichbaren Bereich wie in den 
beiden Vorjahren. Erledigt wurden 7’748 Verfah-
ren. Die Pendenzen haben damit zugenommen, 
ebenso die durchschnittliche Verfahrensdauer. 
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Die Eingänge bei der Strafabteilung nahmen von 
1’014 im Vorjahr auf 1’053 Fälle zu. Das bedeutet 
einen Anstieg von rund 4 %. Erledigt wurden ins-
gesamt 1’005 Fälle. Hängig sind 608 Fälle. 

Beim Einzelgericht betrafen 411 Hauptdossiers 
Einsprachen gegen Strafbefehle (2018: 378), was 
mehr als die Hälfte aller einzelrichterlichen Verfah-
ren ausmacht. Für 105 Hauptdossiers erfolgte eine 
Anklage (2018: 101). Beim Kollegialgericht wurden 
52 Fälle (Hauptdossiers) angeklagt (2018: 48 
Hauptdossiers), somit etwas mehr als im Jahr 
2018, davon 11 Fälle beim Kollegialgericht in 
Fünfer besetzung (2018: 8) und 41 beim Kollegial-
gericht in Dreierbesetzung (2018: 40). 

Gesamthaft verzeichnete das Regionalgericht 
Bern-Mittelland 8’937 Eingänge (gegenüber 8’921 
im Vorjahr) und erledigte 8’753 Verfahren (gegen-
über 8’866 im Vorjahr).  

3.2.3.3  Weiteres
Im Zivilbereich zeigen sich gesteigerte Anforde-

rungen an das Gericht als Dienstleistungserbrin-
ger. Es werden zunehmend Auskünfte oder Prob-
lemlösungen per Telefon oder Email erwartet, 
Eingaben werden anhand von Formularen aus dem 
Internet erstellt und genügen den Anforderungen 
in vielen Fällen nicht. Dies führte für das Gericht zu 
nicht messbarem, aber deutlich spürbarem Mehr-
aufwand.

Im Strafbereich ist der Aufwand für die einzelnen 
Fälle gestiegen. Sei es, weil allgemein oder wegen 
drohender Landesverweisung mehr Sachverhalte 
bestritten und die Verwertbarkeit der Beweismittel 
zentral werden, sei es, weil die Härtefallprüfung 
mit Mehraufwand verbunden ist. Die neuere bun-
desgerichtliche Praxis (Strafzumessung, retros-
pektive Konkurrenz, Unmittelbarkeitsprinzip, Kon-
frontationsrechte, Grundsatz der Verfahrenseinheit) 
führte ebenfalls zu einem Mehraufwand. Auch die 
selbständigen nachträglichen Verfahren (Massnah-
men) wurden anspruchsvoller.

3.2.4 Regionalgericht Oberland

3.2.4.1 Zusammensetzung

Geschäftsleitung
Hiltpold Thomas, Vorsitzender
Fritz Natalie, stellvertretende Vorsitzende
Sarbach Roland, Dr. iur., Vertreter Zivilabteilung
Halder Evelyne, leitende Gerichtsschreiberin
Giovanelli Sylvia, Ressourcenverantwortliche

Gerichtspräsidentinnen und 
Gerichtspräsidenten
Bettler Ronnie (bis 31.01.2019), Blatter Martin (seit 
01.07.2019), Friederich Hörr Franziska, Fritz  
Natalie (Leitung Strafabteilung), Hänni Peter (bis 
30.09.2019), Hiltpold Thomas, Knecht Simon  
(seit 01.07.2019), Meyes Schürch Antonie, Pfänder 
Baumann Stefanie (Leitung Zivilabteilung), Salz-
mann Eveline, Santschi Jürg, Dr. iur. Sarbach Ro-
land, Wyss Iff Esther, Zbinden Thomas und Züllig 
von Allmen Dorothea.

3.2.4.2 Geschäftsentwicklung
Im Zivilbereich lag der Eingang der Zivilrechts-

fälle unter dem Vorjahr. Der Rückgang betraf fast 
ausschliesslich Summarverfahren. Die strittigen 
Familienrechtsverfahren nahmen hingegen weiter 
zu. Die zeitintensiven ordentlichen und vereinfach-
ten Verfahren blieben auf einem hohen Niveau. Die 
Rechtsmittelquote war tief. Ein umfangreicher  in-
ternationaler Erbschaftsfall führte zu einer Einset-
zung einer ao. Gerichtspräsidentin (50 %) und ei-
ner ao. Gerichtsschreiberin (50 %). Dank dieser 
Entlastungmassnahme konnte den fallzuständigen 
Gerichtspräsidenten die Alltagslast zu einem spür-
baren Teil abgenommen werden, so dass sie sich 
auf diese komplexen Verfahren fokussieren konn-
ten. Ein Fall konnte abgeschlossen, ein zweiter ins-
truiert und angesetzt werden und ein dritter befin-
det sich noch in der Phase des Schriftenwechsels.

Im Strafbereich, insbesondere bei den Einspra-
chen auf Strafbefehle, blieben die Eingänge weiter-
hin hoch. Die Rechtsmittelquote war tief. Die Pen-
denzen nahmen sowohl im Zivil- wie auch im 
Strafbereich leicht zu. 

Beim Zwangsmassnahmengericht wurde bei 
den Eingängen eine Zunahme von 8 % verzeichnet.

3.2.4.3  Weiteres
Im Berichtsjahr mussten zwei ordentliche Rich-

ter ersetzt werden. Das Regionalgericht Oberland 
wird im Zeitrahmen von Sommer 2018 bis Mai 
2020 vier Richterinnen und Richter mit hohen  
Pensen ersetzt haben. Damit kommt es zu einer  
Auswechslung von 40 % des Richterkollegiums. 
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3.3  Regionale Schlichtungsbehörden

3.3.1  Schlichtungsbehörde  
Berner Jura-Seeland

3.3.1.1  Vorsitzende
Lüthi Jean-Jacques, Geschäftsleiter
Fischer Beatrice
Guenat Natascha (Moutier)
Käser Chantal

3.3.1.2  Geschäftsentwicklung 

Schlichtungsverfahren
Im Berichtsjahr gingen 1’430 Schlichtungsverfah-

ren und 106 Gesuche um unentgeltliche Rechts-
pflege ein. Zum dritten Mal in Folge hatten weni-
ger als 500 Fälle zivilrechtliche Streitigkeiten 
ausserhalb des Miet- und Arbeitsrechts zum Ge-
genstand (482 Fälle). Ende Berichtsjahr waren 
noch 219 Verfahren pendent. 

Insgesamt wurden 1’451 Fälle erledigt. 45 % der 
Verfahren wurden durch Vergleich abgeschlossen 
und 16 % durch Klagebewilligung. Die durch-
schnittliche Verfahrensdauer betrugt 43 Tage. 
86 % der Fälle konnten innerhalb von 3 Monaten 
erledigt werden. Der Anteil der französischspra-
chigen Verfahren betrug 37 % und war damit 
leicht höher als im Vorjahr, jedoch im Mittel der 
letzten Jahre.

Rechtsberatung
Im Berichtsjahr wurden 4’686 Rechtsberatungen 

erteilt (Vorjahr 4’739), davon 887 im Berner Jura 
(Vorjahr 862). Insgesamt 42 % der Beratungen er-
folgten in französischer Sprache (Vorjahr 40 %). 
2’831 der Beratungen betrafen das Mietrecht, 
1’855 das Arbeitsrecht.

3.3.2  Schlichtungsbehörde 
Emmental-Oberaargau

3.3.2.1  Vorsitzende
Ferrari Marco, Geschäftsleiter
Siegrist Minder Martina
Wimmer Dirk

3.3.2.2  Geschäftsentwicklung

Schlichtungsverfahren
Die Eingänge erreichten im Berichtjahr mit 744 

Eingängen rund 85 % des Leistungsziels und lagen 
damit unter den Erwartungen. 766 Fälle wurden 
erledigt. Zwei Drittel aller Eingänge wurden in der 
Verfahrensdauer von weniger als 60 Tagen erle-

digt. Nur 15 % der Eingänge wiesen eine Verfah-
rensdauer von mehr als 90 Tagen auf, was prak-
tisch ausschliesslich auf von den Parteien ge - 
wünschten Sistierungen beruhte. Die hängigen 
Verfahren per Ende der Auswertungsperiode über-
trafen somit mit 123 das mit 150 vorgegebene 
Leistungsziel. Auffällige Rechtsgebiete gab es 
keine.

Die Quote der Klagebewilligungen im Verhältnis 
zu den Erledigungen lag bei der Schlichtungsbe-
hörde Emmental-Oberaargau bei 11 %.

Rechtsberatung
Die Nachfrage nach Rechtsberatungen erreich-

ten mit knapp 1’900 nur 75 % des Leistungsziels 
und lag damit unter den Erwartungen.

3.3.3  Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland
Die Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland führt 

neben den Schlichtungsverfahren im Miet-, Ar-
beits- und übrigen Zivilrecht als einzige Behörde 
die Verfahren und Rechtsberatungen in gleichstel-
lungsrechtlichen Angelegenheiten für den ganzen 
Kanton durch (auf Deutsch und Französisch).   

3.3.3.1  Vorsitzende  
Hubacher Hansjürg, Geschäftsleiter
Egger Scholl Carine
Frech Sibylle
Graf Irene, Dr. iur. 
Koller-Tumler Marlis, Dr. iur.
Leiser Tina

3.3.3.2  Geschäftsentwicklung

Schlichtungsverfahren
Im Jahr 2019 gingen bei der Schlichtungsbehörde 

Bern-Mittelland 2’270 Schlichtungsgesuche und 
106 Gesuche um unentgeltliche Rechtspflege ein. 
Insgesamt wurden 2’296 Gesuche erledigt, davon 
45 % durch Vergleich und 18 % durch Klagebewilli-
gung. Die restlichen 37 % verteilten sich auf Rück-
züge, Anerkennungen, Entscheide (in Fällen mit  
einem Streitwert bis zu CHF 2’000) sowie ange-
nommene Urteilsvorschläge. 

Die miet- und arbeitsrechtlichen Verfahren blieben 
im Wesentlichen konstant gegenüber dem Vorjahr, 
während die Verfahren im übrigen Zivilrecht insge-
samt leicht abgenommen haben. Bemerkenswert 
ist die erneute Zunahme der Kindsunterhaltsverfah-
ren (mehr als 30 %). Bei diesen muss die Schlich-
tungsbehörde nur durch nicht verheiratete Eltern 
angerufen werden. Das Kindesunterhaltsrecht 
bringt – gerade mit Blick auf die Berechnung des 
Betreuungsunterhalts und die dazu ergangenen  
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ersten Bundesgerichtsurteile – viel Arbeit mit sich, 
wobei immerhin eine ansehnliche Zahl der Fälle 
durch Vergleich erledigt werden konnte.

Rechtsberatung
Im Jahr 2019 wurden etwas mehr Rechtsbera-

tungen als im Vorjahr erteilt, total 10’075, wovon 
4’288 in mietrechtlichen, 5’705 in arbeitsrechtli-
chen, 67 in gleichstellungsrechtlichen Verfahren 
sowie 15 in diversen Angelegenheiten. Die Rechts-
beratungen erfolgten teils telefonisch, teils münd-
lich nach Terminabsprache, teils ohne Voranmel-
dung im Walk In-System, welches montags bis 
donnerstags nachmittags angeboten und rege ge-
nützt wird.

3.3.4 Schlichtungsbehörde Oberland

3.3.4.1  Vorsitzende
von Samson Caroline, Geschäftsleiterin
Bäriswyl Weber Ruth
Frey Thomas

3.3.4.2  Geschäftsentwicklung

Schlichtungsverfahren
Im Jahr 2019 gingen bei der Schlichtungsbehörde 

Oberland 985 Schlichtungsgesuche (Vorjahr 1’032) 
ein. Insgesamt wurden 1’018 Gesuche erledigt (Vor-
jahr 1’028), davon 46 % durch Vergleich (Vorjahr 
44 %) und 19 % durch Klagebewilligung (Vorjahr 
21 %). Die verbleibenden 35 % verteilten sich auf 
Rückzüge, Anerkennungen, Entscheide (bis zu ei-
nem Streitwert von CHF 2’000.00) sowie nicht ab-
gelehnte Urteilsvorschläge. Die durchschnittliche 
Verfahrensdauer betrug 60 Tage (Vorjahr 59 Tage).

Rechtsberatung
Die Zahl der Rechtsberatungen (persönliche Be-

ratungstermine oder telefonische Rechtsberatun-
gen) nahm mit 2’593 Beratungen im Vergleich zu 
2’538 Beratungen im Vorjahr leicht zu.

Die Obergerichtspräsidentin

Annemarie Hubschmid Volz 

Der Generalsekretär

Dr. Markus Roth
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Strafabteilung 

Übersicht Eingänge und Erledigungen insgesamt 2015–2019

Abkürzungen:
SK = Strafkammern
BK = Beschwerdekammer

* ohne sistierte Verfahren
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Anwaltsaufsicht 

Übersicht Eingänge und Erledigungen 2015–2019
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Anwaltsprüfungen

Übersicht Anzahl Kandidatinnen und Kandidaten 2009–2019
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Jahreszahlen 2019
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Wirtschaftsstrafgericht

Übersicht Eingänge und Erledigungen 2015–2019
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Jugendgericht

Übersicht Eingänge und Erledigungen 2015–2019
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Regionalgerichte 
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1 VERWALTUNGSGERICHT

1.1 Einleitung

Im Laufe des Geschäftsjahres sind beim Verwal-
tungsgericht 1’390 (Vorjahr: 1’628) neue Fälle ein-
gegangen, 1’407 (1’381) Fälle wurden erledigt und 
1’011 (1’027) auf das Folgejahr übertragen. Diese 
Zahlen beinhalten weder Gesuchsverfahren noch 
Verfügungen oder Entscheide zu prozessleitenden 
Fragen (z.B. vorsorgliche Massnahmen und un-
entgeltliche Rechtspflege); diese werden, anders 
als in der Zivilgerichtsbarkeit, nicht als separate 
Verfahren ausgewiesen. Im Verwaltungsrecht 
(deutsch und französisch) waren 432 (466) und im 
Sozialversicherungsrecht (deutsch und franzö-
sisch) 958 (1’162) Eingänge zu verzeichnen. Für 
Einzelheiten sei auf die Abschnitte zur VRA, SVA 
und CALF verwiesen. 

Dem Verwaltungsgericht obliegen parallel zum 
Kerngeschäft die Vorbereitung seines Voran-
schlags sowie die Rechnungsführung, der Rech-
nungsabschluss und die damit verbundene Be-
richterstattung. Es ist weiter verantwortlich für die 
Administration der gesamten Verwaltungsgerichts-
barkeit (Art. 11 GSOG). Hinzu kommt die Aufsicht 
über die übrigen verwaltungsunabhängigen Justiz-
behörden, d.h. über die Steuerrekurskommission, 
die Rekurskommission für Massnahmen gegen-
über Fahrzeugführerinnen und Fahrzeugführern, 
die Enteignungsschätzungskommission sowie die 
Bodenverbesserungskommission (Art. 13 GSOG), 
deren administrativen Aufgaben es gleichzeitig 
wahrnimmt. Zudem war das Verwaltungsgericht 
wiederum mit zahlreichen Vernehmlassungen und 
der Mitwirkung in Fachgremien an der sogenannten 
begleitenden Rechtsetzung des Kantons beteiligt.

1.2 Zusammensetzung des Gerichts

Das Gericht setzt sich aus 20 Richterinnen und 
Richtern sowie zwei französischsprachigen ne-
benamtlichen Richtern zusammen. 

Geschäftsleitung (Präsidialperiode 2017–2019)
Müller Thomas, Dr. iur., Fürsprecher, Präsident 
des Verwaltungsgerichts
Schwegler Ivo, Dr. iur., Fürsprecher, Vizepräsident 
des Verwaltungsgerichts und Abteilungspräsident
Burkhard Robert, Fürsprecher, Abteilungspräsident 
(bis Mai 2019)

Häberli Thomas, Fürsprecher, Abteilungspräsident 
(ab Juni 2019)
Rolli Bernard, Prof., Fürsprecher, Abteilungspräsident
Bloesch Jürg, Fürsprecher, Generalsekretär

Verwaltungsrechtliche Abteilung  
(730 %) im Amt seit
Burkhard Robert, Fürsprecher, Abteilungspräsident 
(bis Mai) 2006
Häberli Thomas, Fürsprecher, Abteilungspräsident 
(ab Juni) 2009
Arn De Rosa Bettina, Fürsprecherin 2004
Daum Michel, Fürsprecher 2011
Herzog Ruth, Dr. iur., Fürsprecherin 1999
Keller Peter M., Prof. Dr. iur., Fürsprecher 2005
Müller Thomas, Dr. iur., Fürsprecher 2004
Steinmann Esther, Fürsprecherin 2003
Stohner Nils, Dr. iur., Fürsprecher, LL.M. 
(ab Juli) 2019

Sozialversicherungsrechtliche Abteilung 
(930 %) im Amt seit
Schwegler Ivo, Dr. iur., Fürsprecher, Abteilungs-
präsident 2005
Ackermann Thomas, Dr. iur., Fürsprecher 2006
Fuhrer Ruth, Fürsprecherin 1998
Furrer Erik, Rechtsanwalt, LL.M. 2018
Jakob Philippe, Fürsprecher, LL.M.  2019
Knapp Beat, Fürsprecher 2001
Kölliker Jürg, Fürsprecher 2009
Loosli Urs, Fürsprecher 2014
Scheidegger Jürg, Fürsprecher 2002
Schütz Peter, Fürsprecher 1999

Abteilung für französischsprachige Geschäfte 
(190 % ohne Ersatzrichter) im Amt seit
Rolli Bernard, Prof., Fürsprecher, Abteilungs-
präsident 1988
Meyrat Neuhaus Claire, Fürsprecherin 2003
Ersatzrichter 
Moeckli Michel, Fürsprecher  1998
Tissot-Daguette Christophe, Fürsprecher 2015

1.3  Gerichtsorganisation

1.3.1 Präsident
Der Präsident des Verwaltungsgerichts sorgt für 

den ordnungsgemässen Geschäftsgang innerhalb 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, steht den Orga-
nen der Gerichtsleitung vor und vertritt das Gericht 
nach aussen. 

Verwaltungsrichter Müller war bereits seit dem 
1. Januar 2014 Präsident des Verwaltungsgerichts. 
Er wurde vom Grossen Rat für eine zweite Amts-
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periode (2017–2019) als Präsident des Verwal-
tungsgerichts wiedergewählt. Parallel dazu übte er 
im Berichtsjahr den Vorsitz der Justizleitung aus. 
Seine Amtszeit endete am 31. Dezember 2019.

1.3.2 Plenum
Das Plenum des Verwaltungsgerichts setzt sich 

aus allen hauptamtlichen Richterinnen und Rich-
tern zusammen. Es ist von Gesetzes wegen für die 
Geschäfte von grundlegender Bedeutung, den Er-
lass von Reglementen sowie bestimmte Wahlen 
und Anstellungen zuständig. Das Plenum hat im 
Geschäftsjahr an fünf (2) ordentlichen Sitzungen 
getagt. Es hat keine (1) ausserordentliche Sitzung 
stattgefunden.

An seiner ersten Sitzung im Januar verabschie-
dete das Plenum den Tätigkeitsbericht für das Jahr 
2018, die Liste der Nebenbeschäftigungen der 
Richterinnen und Richter sowie die Stellungnahme 
zu den Bewerbungen für die Nachfolge von Ver-
waltungsrichter Burkhard zu Handen der Justiz-
kommission. Des Weiteren wählte es Verwal-
tungsrichter Häberli zum neuen Abteilungs - 
präsidenten der Verwaltungsrechtlichen Abteilung 
und bewilligte eine auf längstens zwei Jahre befris-
tete Reduktion des Pensums um 20 Prozent von 
Verwaltungsrichter Kölliker. In den weiteren Sitzun-
gen beschloss das Plenum insbesondere die Leis-
tungsinformationen für die Verwaltungsgerichts-
barkeit zu Handen des Grossen Rates, ver - 
abschiedete zu Handen der Justizkommission die 
Stellungnahme zu den Bewerbungen für die Nach-
folge von Verwaltungsrichter Scheidegger (Demis-
sion per Ende Februar 2020) und schlug zu Handen 
des Grossen Rates Verwaltungsrichter Dr. Schweg-
ler für das Gerichtspräsidium 2020–2022 vor. In 
der Novembersitzung schliesslich bestellte das 
Plenum die Abteilungspräsidien (VR Häberli als 
Präsidenten der VRA, VR Ackermann als Präsiden-
ten der SVA und VR Rolli als Präsidenten der CALF) 
sowie mit Verwaltungsrichter Rolli das Vizepräsi-
dium des Verwaltungsgerichts neu. Weiter wurde 
an dieser Sitzung bei der JUKO die Einsetzung ei-
ner a.o. Verwaltungsrichterin ab dem 1. Januar 
2020 für die voraussichtliche Dauer der durch die 
Demission von Verwaltungsrichter Müller zufolge 
seiner Wahl ans Bundesgericht entstehenden Va-
kanz beantragt.

 
1.3.3 Geschäftsleitung

Die Geschäftsleitung ist verantwortlich für die 
Gerichtsverwaltung und zuständig für alle Angele-
genheiten, die nicht einem anderen Organ zuge-
wiesen sind. Sie hat im Berichtsjahr in elf (12)  
ordentlichen Sitzungen die in ihre Kompetenz fal-

lenden Personalgeschäfte (Anstellungen, individu-
eller Gehaltsanstieg, Leistungsprämien usw.) be-
raten und beschlossen, die Quartals be richt- 
erstattungen und Controlling berichte erörtert und 
zur Kenntnis genommen, diverse organisatorische 
und betriebliche Fragen geregelt sowie Stellung-
nahmen zu Geschäften der Justizleitung abgege-
ben. Weiter hat sie die in die Kompetenz des Ple-
nums fallenden Geschäfte vorbereitet und diesem 
zum Entscheid vorgelegt. Mit den übrigen verwal-
tungsunabhängigen Justizbehörden wurden die 
jährlichen Ressourcenvereinbarungen abgeschlos-
sen. Die Mitglieder der Geschäftsleitung haben 
sich schliesslich im Herbst auf Einladung der Jus-
tizleitung zu einem Austausch mit den Geschäfts-
leitungen des Obergerichts und der Generalstaats-
anwaltschaft getroffen. Es fand eine (0) aus - 
serordentliche Sitzung statt.

1.3.4 Generalsekretariat
Das Generalsekretariat unterstützt die Ge-

schäftsleitung und das Plenum bei der Entscheid-
findung in administrativen Fragen und bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und setzt deren Be-
schlüsse um. Es nimmt die operative Gerichtsver-
waltung wahr und ist innerhalb der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zuständig für das Personal-, 
Finanz- und Rechnungswesen sowie für die Infra-
struktur. Die administrativen Angelegenheiten der 
übrigen verwaltungsunabhängigen Justizbehörden 
werden ebenfalls durch das Generalsekretariat des 
Verwaltungsgerichts erledigt. Die Gesuche um Er-
lass der Gerichtsgebühren sind von neun im Vor-
jahr auf drei im Berichtsjahr zurückgegangen. Ein 
Erlassgesuch wurde abgewiesen, zwei sind noch 
pendent. 

1.4 Geschäftsentwicklung

1.4.1 Verwaltungsrechtliche Abteilung 
(VRA)

Im Berichtsjahr gingen 373 (399) Beschwerden 
und Appellationen ein; Klage wurde keine einge-
reicht. Damit resultierte zwar gegenüber dem Vor-
jahr ein leichter Rückgang um 6,5 Prozent, die 373 
Neueingänge liegen aber immer noch deutlich 
über den Zahlen der Jahre 2015-2017. Die Belas-
tung im Bau- und Planungsrecht sowie im Auslän-
derrecht blieb unverändert hoch, während zudem 
im Bereich der Steuern eine markante Zunahme zu 
verzeichnen war (103 anstatt 84 Eingänge).

Die Pendenzen sind infolge der zahlreichen Neu-
eingänge auf 283 (251) hängige Verfahren ange-
stiegen. Die Anzahl Erledigungen ging dabei leicht 
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zurück auf 341 (351), liegt aber etwas über dem 
Durchschnitt der letzten fünf Jahre von 338 (2018: 
351, 2017: 357, 2016: 305, 2015: 337). 

Die durchschnittliche Verfahrensdauer betrug 7,4 
(7,3) Monate. 44,7 Prozent der Geschäfte (50,1 %) 
wurden in weniger als sechs Monaten, 80,9 Pro-
zent (80,6 %) in weniger als einem Jahr und 94,4 
Prozent (90,9 %) in weniger als 18 Monaten erle-
digt. Diese Durchschnittswerte sind in ihrer Aussa-
gekraft allerdings insoweit zu relativieren, als alle 
bereits im Rahmen der Eingangsinstruktion erle-
digten Geschäfte sowie solche, die regelmässig 
nur einige wenige Wochen hängig sind (z.B. 
Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht), die 
durchschnittlichen Verfahrensdauern stark verkür-
zen. «Normale» Verfahren haben im Berichtsjahr 
teilweise deutlich länger gedauert als aufgrund der 
angegebenen Durchschnittswerte zu schliessen 
wäre.

Von den Ende 2019 hängigen 283 (251) Geschäf-
ten waren drei (7) sistiert. Von den nicht sistierten 
280 (244) Geschäften waren fünf (10) älter als 18 
Monate.

Von den 341 erledigten Verfahren konnten 40 
bzw. 11,8 Prozent (47 Verfahren bzw. 13,4 %) ohne 
Urteil abgeschlossen werden (infolge Vergleichs, 
Rückzugs, Abstands, Gegenstandslosigkeit oder 
einfacher Weiterleitung), allerdings oft erst nach 
erheblichem Prozessaufwand (Parteiverhandlun-
gen, Einholen von Gutachten, Durchführen von Au-
genscheinen usw.). Kompetenzkonflikte waren 

zwei (1) zu beurteilen. Von den 301 (303) mit Urteil 
abgeschlossenen Geschäften wurden neun (5) in 
der Fünferkammer, 142 (127) in der Dreierkammer, 
15 (17) in der Zweierkammer und 135 (154) einzel-
richterlich entschieden. 71 (57) der in der Sache 
beurteilten Beschwerden, Klagen oder Appellatio-
nen wurden ganz oder teilweise gutgeheissen. Im 
Berichtsjahr ergingen zudem zwei (1) Kassationen 
von Amtes wegen. Die Gutheissungs- bzw. Aufhe-
bungsquote beläuft sich damit gemessen an allen 
mit Urteil erledigten Verfahren auf 24,3 Prozent, 
was über dem Durchschnitt der letzten fünf Jahre 
von 21,0 Prozent liegt (2018: 19,1 %, 2017: 21,4 %, 
2016: 16,6 %, 2015: 23,8 %). Die übrigen Rechts-
mittel wurden abgewiesen (184 [178]) oder es 
wurde auf sie nicht eingetreten (44 [67]). 

Im Jahr 2019 fand keine (1) öffentliche Urteilsbe-
ratung statt. Öffentliche Verhandlungen im Sinn 
von Art. 6 Ziff. 1 EMRK (SR 0.101) wurden zwei (0) 
durchgeführt. In vier (4) Verfahren wurde eine Ins-
truktionsverhandlung abgehalten. 

Drei Mitglieder der VRA wirkten abwechslungs-
weise in der Abteilung für französischsprachige 
Geschäfte bei den Verfahren aus den Gebieten des 
Verwaltungsrechts mit.

Im Jahr 2019 wurden insgesamt 85 (82) Urteile 
der VRA beim Bundesgericht angefochten. Die Be-
schwerdequote liegt damit gemessen an den erle-
digten Verfahren bei 25 Prozent (23,4 %). Im Be-
richtsjahr behandelte das Bundesgericht 101 (86) 
Beschwerden gegen Urteile der VRA. Es wurden 

0

100

200

300

400

500

2016

Pendenzen

Erledigungen

Eingänge

325
337

226

330

305

251

309

357

203

399

351

251

373

341

283

2015 2017 2018 2019



70 VERWALTUNGSGERICHTSBARKEIT

neun (15) Beschwerden ganz und drei (2) Be-
schwerden teilweise gutgeheissen; die übrigen 
wurden abgewiesen oder durch Nichteintreten 
bzw. Abschreibungsverfügung erledigt. Ende 2019 
waren 35 (51) Beschwerden gegen Urteile der 
VRA beim Bundesgericht hängig. 

In sieben (8) Abteilungskonferenzen wurden or-
ganisatorische, personelle und rechtliche Angele-
genheiten besprochen und entschieden.

Die VRA hat im Berichtsjahr neun (17) der vom 
Gericht verabschiedeten Vernehmlassungen zu 
Gesetzgebungsvorlagen erarbeitet.

Ausserhalb des Verwaltungsgerichts haben mit-
gewirkt: eine Richterin in der Redaktionskommis-
sion des Grossen Rates, zwei Richter und eine 
Richterin als Prüfungsexperten bzw. -expertin bei 
den Anwaltsprüfungen und ein Richter in einer Ar-
beitsgruppe unter der Leitung der JGK zur Teilrevi-
sion des Gesetzes über die Verwaltungsrechts-
pflege.

Die Leitentscheide der VRA werden in der auto-
risierten Sammlung «Bernische Verwaltungsrecht-
sprechung» (BVR) publiziert. Weitere wichtige  
Urteile werden zudem wie üblich in den Fachzeit-
schriften «Steuerentscheid» (StE), «Der Bernische 
Notar» (BN), «Umweltrecht in der Praxis» (URP) 
und im «Schweizerischen Zentralblatt für Staats- 
und Verwaltungsrecht» (ZBl) veröffentlicht. Sämtli-
che materiellen Urteile werden auf der Website 
des Gerichts (http://www.vg-urteile.apps.be.ch/
tribunapublikation/) anonymisiert publiziert.

1.4.2 Sozialversicherungsrechtliche  
Abteilung (SVA) 

Im Berichtsjahr gingen insgesamt 849 (1’057) Be-
schwerden und Klagen ein. Die Zahl der erledigten 
Fälle belief sich auf 883 (879). Auf das neue Jahr 
übertragen wurden 607 (641) Fälle.

Insgesamt war eine Abnahme der neuen Fälle um 
19,6 Prozent zu verzeichnen. Ein Rückgang erfolgte 
in den Gebieten der Alters- und Hinterlassenenversi-
cherung, der Arbeitslosenversicherung, der berufli-
chen Vorsorge, der Krankenversicherung und – aus-
geprägt (von 219 auf 30) – im Bereich des der SVA 
angegliederten Schiedsgerichts in Sozialversiche-
rungsstreitigkeiten des Kantons Bern. Angestiegen 
sind die Eingänge in den Bereichen der Ergänzungs-
leistungen und der Erwerbsersatzordnung. In den 
übrigen Gebieten sind die Eingänge in etwa gleich 
geblieben (IV, MV, UV, FZ). Die Fälle der Invaliden-
versicherung machen mit 46,4 Prozent (43,2 %) un-
verändert den mit Abstand grössten Anteil der Ge-
schäftslast aus.

Auch im Verlauf dieses Berichtsjahres hat sich in 
IV-Verfahren die Tendenz einer zunehmenden Kom-
plexität der Beurteilung mit steigendem Aufwand in 
der Beweiserhebung bestätigt; regelmässig sind 
umfangreiche Akten zu edieren und zusätzliche – 
insbesondere medizinische – Abklärungen zu täti-
gen. Dabei handelt es sich um Abklärungen, die mit 
Blick auf die höchstrichterliche Rechtsprechung 
nach BGE 137 V 210 der Verwaltung nicht mehr 
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durch Rückweisung überbunden werden können, 
weshalb auch im Berichtsjahr aufwendige Gerichts-
gutachten anzuordnen und in der Urteilsfällung zu 
berücksichtigen waren. Zu beachten ist überdies, 
dass dieses Jahr ein äusserst aufwendiges Scha-
denersatzverfahren im Bereich der beruflichen Vor-
sorge zu bearbeiten war.

Nach wie vor sehr hoch ist – insbesondere im Zu-
sammenhang mit der Kostenpflicht der Verfahren 
der Invalidenversicherung – die Anzahl der Gesuche 
betreffend die unentgeltliche Rechtspflege, deren 
Behandlung für das Gericht einen erheblichen zu-
sätzlichen Verfahrensaufwand verursacht, der aber 
in der Statistik nicht separat ausgewiesen wird. 

Von den 883 (879) erledigten Fällen wurden 168 
(205) Fälle zufolge Rückzugs oder Gegenstandslo-
sigkeit abgeschrieben. Von den weiteren 715 (674) 
abgeschlossenen Fällen wurden 410 (379) in einer 
Dreierkammer, 34 (37) in einer Zweierkammer und 
271 (257) einzelrichterlich entschieden. Im Berichts-
jahr erging kein (1) Entscheid in einer Fünferkam-
mer. 198 (164) Klagen und Beschwerden wurden 
ganz oder teilweise gutgeheissen (d.h. 22,5 % 
[18,6 %]), 466 (451) wurden abgewiesen und auf 51 
(59) wurde nicht eingetreten.

Die durchschnittliche Verfahrensdauer der erledig-
ten Fälle belief sich im Berichtsjahr auf 5,8 (6,1) Mo-
nate. 69,2 Prozent (65,0 %) der Fälle konnten in we-
niger als sechs Monaten, 89,9 Prozent (86,9 %) der 
Fälle in weniger als einem Jahr und 97,3 Prozent 
(95,2 %) der Fälle in weniger als 18 Monaten erle-
digt werden. Damit ist der im Bundessozialversiche-
rungsrecht statuierte Anspruch auf ein rasches Ver-
fahren gewährleistet. Von den nicht sistierten 
hängigen Fällen waren am Ende des Berichtsjahres 
35 (19) älter als 18 Monate.

Im Berichtsjahr wurden in 14 (11) Verfahren Kam-
mersitzungen durchgeführt. Daneben fanden in 
zwölf (9) Verfahren öffentliche Verhandlungen im 
Sinn von Art. 6 Ziff. 1 EMRK statt, die mit erhebli-
chem zusätzlichem Aufwand verbunden sind. Von 
den Ende 2019 hängigen Geschäften waren 211 
(10) sistiert. Die starke Erhöhung der sistierten Ge-
schäfte gründet darauf, dass im Bereich der schieds-
gerichtlichen Streitigkeiten im Jahr 2018 einge-
reichte Rückforderungsklagen der Kranken - 
versicherer wegen bereits von ihnen bezahltem 
Pflegematerial hängig sind, wobei zurzeit Verhand-
lungen zwischen Krankenversicherern, Pflegehei-
men und dem Kanton als Restfinanzierer erfolgen.

Beim Schiedsgericht in Sozialversicherungsstrei-
tigkeiten gingen im Berichtsjahr 30 (219) neue Ver-
mittlungsgesuche und Klagen ein. Erledigt wurden 
38 (50) Verfahren. Auf das Jahr 2020 wurden 235 
(243) Fälle übertragen, davon waren 203 (25) sis-

tiert. Nach einer starken Zunahme der Fälle beim 
Schiedsgericht in Sozialversicherungsstreitigkeiten 
in den Jahren 2015 und 2016 waren die Eingänge im 
Jahr 2017 zwar rückläufig, stiegen im Jahr 2018  
jedoch wiederum stark an wegen der bereits er-
wähnten Rückforderungsklagen hinsichtlich Pflege-
material. Die im Rahmen der ursprünglichen Ver-
waltungsrechtspflege abzuwickelnden und vom 
Untersuchungsgrundsatz geprägten Verfahren vor 
dem Schiedsgericht erwiesen sich auch im Be-
richtsjahr bereits in der Instruktion als besonders 
aufwendig und sind für das Gericht wie die Parteien 
zeitintensiv. Es ist zu beachten, dass insbesondere 
im Zusammenhang mit Rückforderungsklagen von 
Krankenversicherern gegenüber Leistungserbrin-
gern über eine neue zwischen deren Verbänden ver-
einbarte Methode zur Berechnung einer allfälligen 
Überarztung, d.h. der Verursachung von überdurch-
schnittlich hohen Kosten je Patientin bzw. Patient im 
Vergleich zu Ärztinnen und Ärzten der gleichen 
Fachrichtung, zu befinden ist und die bundesge-
richtliche Rechtsprechung im Bereich der Rückfor-
derungsklagen bei den kantonalen Schiedsgerich-
ten zu vermehrten aufwendigen Abklärungen führt. 
Die durchschnittliche Verfahrensdauer der Schieds-
gerichtsfälle von 16,7 Monaten (17,9) liegt denn 
auch deutlich über der durchschnittlichen Dauer al-
ler Verfahren von 5,8 Monaten (6,1).

Die Koordination der Rechtsprechung erfolgte im 
Rahmen von drei (1) Rechtsprechungskonferenzen 
und auf dem Zirkulationsweg. Die Leitentscheide 
der SVA werden in der autorisierten Sammlung 
«Bernische Verwaltungsrechtsprechung» (BVR) pu-
bliziert. Sämtliche materiellen Urteile werden auf 
der Internetsite des Gerichts (http://www.vg- 
urteile.apps.be.ch/tribunapublikation/) anonymisiert 
publiziert.

Im Berichtsjahr wurden insgesamt 108 (111) Ent-
scheide beim Bundesgericht angefochten. Die Be-
schwerdequote liegt damit gemessen an den erle-
digten Fällen bei 12,4 Prozent (12,6 %). Das 
Bundesgericht erledigte im Berichtsjahr 118 (116) 
Beschwerden gegen Entscheide der SVA. Davon 
wurden 19 (22) Beschwerden ganz oder teilweise 
gutgeheissen, 70 (60) abgewiesen und 29 (34) 
durch Nichteintreten erledigt oder als gegenstands-
los abgeschrieben. Ende 2019 waren beim Bundes-
gericht 31 (41) Fälle der SVA hängig.

An sechs (6) Abteilungskonferenzen wurden orga-
nisatorische und personelle Belange der Abteilung 
behandelt. Die Abteilungsleitung, welcher unter 
dem Vorsitz des Abteilungspräsidenten zwei wei-
tere Richter sowie die geschäftsleitende Gerichts-
schreiberin resp. ab Herbst der geschäftsleitende 
Gerichtsschreiber angehören, befasste sich an 16 
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(16) Sitzungen mit administrativen, betrieblichen 
und personellen Angelegenheiten der Abteilung 
und bereitete die Abteilungskonferenzen vor.

Auch in diesem Berichtsjahr organisierte die SVA 
eine eintägige interne Weiterbildungsveranstaltung, 
zu der auch die Mitglieder und Mitarbeitenden der 
CALF eingeladen waren; diesmal referierte der 
Chefarzt einer MEDAS über das Thema «Anatomie 
& Krankheitslehre für Juristen». 

 
1.4.3 Abteilung für französischsprachige 

Geschäfte (CALF) 

1.4.3.1 Verwaltungsrecht
Im Berichtsjahr gingen 59 (67) neue französisch-

sprachige Geschäfte aus dem Gebiet des Verwal-
tungsrechts ein. 67 (63) Fälle konnten erledigt  
werden und 16 (24) wurden auf das Jahr 2020 
übertragen.

Die meisten Beschwerden betrafen das Auslän-
derrecht, das Abgaberecht, die politischen Rechte, 
den Bereich Gesundheit, Sozial- und Opferhilfe, 
das Verfahrensrecht sowie das Bau- und Planungs-
recht. 

15 (9) der 67 (63) erledigten Beschwerden konn-
ten zufolge Rückzugs oder Vergleichs abgeschrie-
ben werden. Von den 52 (54) mit Urteil abge-
schlossenen Fällen wurden neun Beschwerden 
(16) ganz oder teilweise gutgeheissen, 26 (29) ab-

gewiesen und auf 17 (9) konnte nicht eingetreten 
werden. Somit wurden im Jahr 2019 35 (45) mate-
rielle Urteile gefällt. Im Jahr 2019 wurden keine  
öffentlichen Verhandlungen und Instruktionsver-
handlungen durchgeführt.

Die Verfahrensdauer betrug bei den erledigten 
Fällen durchschnittlich 4,6 (5,4) Monate. 59,7 Pro-
zent (61,3 %) der Fälle konnten in weniger als 
sechs Monaten erledigt werden, 92,53 Prozent 
(85,5 %) in weniger als einem Jahr und 98,50 Pro-
zent (88,7 %) in weniger als 18 Monaten. 16 (25) 
Fälle wurden auf das Jahr 2020 übertragen, wovon 
zwei (0) älter als 18 Monate sind.

15 (15) Urteile wurden beim Bundesgericht an-
gefochten, was einer Beschwerdequote von 22,4 
Prozent (23,8 %) der von der CALF getroffenen 
Entscheide entspricht. Von den 19 (16) hängigen 
Fällen (4 Fälle waren schon vor dem 1. Januar 2019 
hängig) wurden elf (12) behandelt. Von diesen Be-
schwerden wurde keine (1) gutgeheissen, sechs 
(3) wurden abgewiesen und auf fünf (8) wurde 
nicht eingetreten. Am 31. Dezember 2019 waren 
somit beim Bundesgericht noch acht (1) franzö-
sischsprachige Geschäfte hängig. 

Der Abteilungspräsident hat an neun (5) deutsch-
sprachigen Urteilen der VRA in Fünferbesetzung 
mitgewirkt. 

Der Abteilungspräsident hat ferner als Experte in 
der Anwalts- und der Notariatsprüfungskommis-
sion mitgewirkt. 
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1.4.3.2. Sozialversicherungsrecht 
Wie in den vorangegangenen Jahren stammte die 

Mehrheit der Fälle aus dem Gebiet der Invalidenversi-
cherung (IV), die mit 52 (64) Eingängen für sich allein 
47,7 Prozent (61 %) der neu eingegangenen Fälle 
ausmachte. Es folgten jene der Unfallversicherung 
(UV), der Arbeitslosenversicherung (ALV), der beruf-
lichen Vorsorge (BV), der Ergänzungsleistungen (EL), 
der Krankenversicherung (KV), der Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHV) der Kinder- und Famili-
enzulagen (KFZ) und der Erwerbsausfallversicherung 
(EO). Die Zahl der Eingänge hat im Bereich der UV, 
ALV, BV, EL und der FZ zugenommen und bei der IV 
und den KV abgenommen. In den übrigen Bereichen 
ist sie einigermassen stabil geblieben. Beim Schieds-
gericht in Sozialversicherungsstreitigkeiten ist kein (1) 
französischsprachiger Fall eingegangen. 

Von den 109 (105) neuen Fällen stammten 56 (62) 
aus der Verwaltungsregion Berner Jura oder von in 
anderen französischsprachigen Regionen wohnhaf-
ten Personen, 34 (30) aus dem zweisprachigen  
Verwaltungskreis Biel/Bienne und 18 (13) aus den 
deutschsprachigen Verwaltungskreisen des Kantons 
Bern. In Anwendung internationaler Abkommen ging 
eine (0) Beschwerde in ausländischen Sprachen ein.

Von den 116 (86) erledigten Fällen konnten 25 (18) 
zufolge Rückzugs oder Gegenstandslosigkeit abge-
schrieben werden und 91 (68) wurden mit Urteil ab-
geschlossen. 26 (20) Klagen und Beschwerden wur-
den ganz oder teilweise gutgeheissen (d.h. 22,4 % 

[23,3 %]), 51 (39) wurden abgewiesen und auf 14 (9) 
wurde nicht eingetreten. Insgesamt wurden so 2019 
77 (59) materielle Entscheide gefällt. 2019 wurden 
eine (1) öffentliche Verhandlung und eine (1) Instrukti-
onsverhandlung durchgeführt.

Die Verfahrensdauer bei den erledigten Fällen be-
trug im Durchschnitt 11,2 (10,8) Monate. 38,8 Pro-
zent (34,9 %) der Fälle konnten in weniger als sechs 
Monaten erledigt werden, 46,5 Prozent (47,7 %) in 
weniger als 12 Monaten und 66,3 Prozent (79 %) in 
weniger als 18 Monaten. 105 (112) Fälle wurden auf 
das Jahr 2020 übertragen, wovon drei (4) sistiert wa-
ren. Von den 102 nicht sistierten Geschäften waren 
sechs (3) älter als 18 Monate. 

Elf (4) Urteile wurden beim Bundesgericht ange-
fochten, was einer Beschwerdequote von 9,5 Pro-
zent (4,7 %) der von der CALF getroffenen Ent-
scheide entspricht. Von den hängigen Beschwerden 
(eine davon wurde vor dem Jahr 2019 eingereicht) 
hat das Bundesgericht sieben (9) entschieden; eine 
(0) Beschwerde wurde ganz oder teilweise gutgehei-
ssen, eine (7) wurde abgewiesen und auf fünf (2) 
wurde nicht eingetreten. Keine Beschwerde (0) 
wurde als gegenstandslos erklärt. Ende 2019 waren 
somit noch fünf (1) französischsprachige Geschäfte 
beim Bundesgericht hängig. 

Die hauptamtliche Richterin und der hauptamtliche 
Richter der CALF haben an den Sitzungen der erwei-
terten Abteilungskonferenz der SVA teilgenommen 
und an deren Grundsatzbeschlüssen mitgewirkt. 
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1.4.3.3. Bemerkungen 
Die Zahl der neuen verwaltungsrechtlichen Fälle 

ging nach dem Rekord von 2018 zurück. Sie liegt je-
doch immer noch um mehr als 16 Prozent über dem 
Durchschnitt der letzten fünf Jahre. Glücklicherweise 
konnte der Rückgang der Eingänge bei den Rechts-
gebieten politische Rechte sowie Bildung/Prüfungen 
die Zunahme der Eingaben im Bereich der Steuern 
und Abgaben mehr als ausgleichen. Die in den letz-
ten Jahren sehr starke Zunahme der Eingänge in den 
Bereichen Ausländerrecht (einschliesslich Zwangs-
massnahmen) und Sozialhilfe hat sich wiederum be-
stätigt und lässt vermuten, dass die Anzahl der Neu-
eingänge in den nächsten Jahren nicht sinken dürfte. 
Bei den Beschwerden im Sozialversicherungsrecht 
bedeutet die gegenüber dem Vorjahr leicht gestie-
gene Zahl der Neueingänge (109) trotz allem einen 
leichten Rückgang von 3,5 Prozent gegenüber dem 
Durchschnitt der letzten fünf Jahre. Es ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass von den 109 Neueingängen 72 
Beschwerden (oder zwei Drittel der Fälle) den IV- 
und den UV-Bereich betreffen, Bereiche, in denen 
die Beschwerdedossiers im allgemeinen umfang-
reich und komplex sind. Diese Zahl entspricht den 
durchschnittlichen Beschwerdeeingängen in den bei-
den Bereichen in den letzten fünf Jahren. Es ist dem 
grossen Einsatz aller CALF-Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter zu verdanken, dass die Anzahl der hängigen 
Fälle trotzdem reduziert werden konnte. Aufgrund 
der sehr aufwendigen Fälle, mit denen sich die Abtei-
lung befassen musste, insbesondere in den Berei-
chen der politischen Rechte und der Bildung/Prüfun-
gen, hat die Arbeitsbelastung nicht erlaubt, die Zahl 
der Pendenzen im Sozialversicherungsbereich im er-
hofften Umfang zu verringern. Diese Situation, sowie 
die Komplexität der Sozialversicherungsfälle (na-
mentlich im Bereich der Invalidenversicherung und 
aufgrund der in den letzten Jahren schon erwähnten 
Änderungen der Rechtsprechung und der Gesetzge-
bung) haben im Gegenteil eher noch zu einer Erhö-
hung der Verfahrensdauer geführt. Die Abteilung ist 
bestrebt, Prioritäten zu setzen und die hohe Belas-
tung mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln zu 
bewältigen. Dies wird nur gelingen, wenn sich der in 
der zweiten Hälfte des Geschäftsjahres zu beobach-
tende leichte Abwärtstrend bei den Eingängen fort-
setzen wird und keine umfangreiche und komplexe 
Dossiers eingehen, die in einer so kleinen Einheit wie 
der CALF sehr problematisch sind.

1.5 Führung und Administration

1.5.1 Personal
Am 1. Januar trat Verwaltungsrichter Jakob die 

Nachfolge des im Oktober 2018 zurückgetretenen 

Verwaltungsrichters Grütter an. Verwaltungsrich-
ter Burkhard, Präsident der VRA, verliess das Ge-
richt per 31. Mai. Seine Nachfolge als Verwaltungs-
richter trat am 1. Juli Verwaltungsrichter Stohner 
an. Verwaltungsrichter Häberli übernahm die Funk-
tion des Abteilungspräsidenten.

Im Berichtsjahr haben insgesamt fünf (2) Ge-
richtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber das 
Verwaltungsgericht verlassen und fünf (5) nahmen 
ihre Tätigkeit neu auf. 

Der Anteil der Frauen betrug, gemessen am Be-
schäftigungsgrad, Ende des Berichtsjahres auf 
Richterstufe 23 Prozent (23 %), nach Personen 25 
Prozent (25 %), auf Gerichtsschreiberstufe gemes-
sen am Beschäftigungsgrad 57,5 Prozent (55 %), 
nach Personen 62 Prozent (61 %), und auf Stufe 
Gerichtsadministration (Generalsekretariat und Se-
kretariate) gemessen am Beschäftigungsgrad 77 
Prozent (80 %), nach Personen 77 Prozent (77 %). 
Von den am 31. Dezember des Berichtsjahres am 
Verwaltungsgericht beschäftigten 81 (81) Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern (inkl. Praktikantinnen 
und Praktikanten sowie Lernende) standen 45 (44) 
bzw. 55,5 Prozent (54 %) in einem Teilzeitarbeits-
verhältnis. Fünf (3) Mitarbeiterinnen haben im 
Laufe des Jahres Mutterschaftsurlaub, zwei Mitar-
beiter haben Vaterschaftsurlaub, und drei Mitarbei-
terinnen (3) haben einen unbezahlten Urlaub im 
Anschluss an ihren Mutterschaftsurlaub bezogen.

Im Berichtsjahr haben an den drei Abteilungen 
insgesamt zehn angehende Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte ein Praktikum absolviert.

Ende Jahr betrug der Gleitzeitsaldo (inkl. nicht 
bezogener Ferientage) aller am Verwaltungsge-
richt Beschäftigten 3’579 Stunden (3’126 Stun-
den). Die Gleitzeit und die Ferienguthaben aller 
Beschäftigten haben im Berichtsjahr um 453 Stun-
den zugenommen. Die Langzeitguthaben konnten 
von 8’991 Stunden am Anfang des Jahres durch 
den Bezug bzw. die Auszahlung von 780 Stunden 
auf 8’211 Ende Jahr abgebaut werden. Die Lang-
zeitkonti wurden im Laufe des Jahres alle auf unter 
die 2016 vom Regierungsrat angeordneten 50 Tage 
abgebaut. 

1.5.2 Finanzen
Beim Verwaltungsgericht steht einem Aufwand 

von insgesamt CHF 12’759’813 ein Ertrag von  
CHF 943’661 gegenüber. Der Gesamtaufwand 
fällt damit um CHF 550’126 tiefer, der Ertrag um 
CHF 187’439 tiefer aus als veranschlagt. Das be-
deutet einen positiven Saldo von 3,1 Prozent ge-
genüber dem Voranschlag. 

Bei den Sachkosten ergab sich ein Minderauf-
wand von CHF 180’835, bei den Personalkosten 
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des Verwaltungsgerichts ein Minderaufwand von 
CHF 369’291. Die Personalkosten werden vom 
Personalamt berechnet und sind vom Verwaltungs-
gericht, was die Gehälter der Richterinnen und 
Richter betrifft nicht bzw. was das Verwaltungs- 
und Betriebspersonal betrifft wenig beeinflussbar. 
Die grösste Abweichung gegenüber dem Voran-
schlag betrifft die Löhne mit CHF 201’852 auf-
grund von fluktuationsbedingten Vakanzen.

Innerhalb der Verwaltungsgerichtsbarkeit macht 
der Voranschlag des Verwaltungsgerichts rund 80 
Prozent, derjenige der StRK 15 Prozent, derjenige 
der RKMF rund 3 Prozent und die Voranschläge der 
beiden übrigen verwaltungsunabhängigen Justiz-
behörden je 1 Prozent aus.

Bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit steht einem 
Aufwand von insgesamt CHF 15’187’241 ein Er-
trag von CHF 2’564’665 gegenüber. Der Aufwand 
fällt damit um CHF 1’180’370 tiefer und der Ertrag 
um CHF 1’030’533 höher aus als veranschlagt. Die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit schliesst damit gegen-
über dem Voranschlag mit einem positiven Saldo 
von 14,9 Prozent ab. Der grosse positive Saldo ist 
abgrenzungs- und rückstellungsbedingt und eine 
Folge des Wechsels auf HRM2.

2019 wurden gemäss dem Auftrag der Finanzdi-
rektion erstmals zwei erweiterte Monatsab-
schlüsse (Mai und September) durchgeführt. Bis-
her wurde ein erweiterter Monatsabschluss im 
September durchgeführt. Der erweiterte Monats-
abschluss September war zudem neu als vorgezo-
gener Jahresabschluss konzipiert, so dass die Ar-
beiten für den Jahresabschluss auf die letzten drei 
Monate hätten beschränkt werden können. Da das 
Finanzinformationssystems FIS sowie die Hilfsmit-
tel zur Abgrenzung und zur Berechnung der Rück-
stellungen nicht auf eine unterjährige Berechnung 
ausgelegt sind, waren die Ergebnisse des Ab-
schlusses nicht brauchbar. Aus diesem Grund 
mussten im Anschluss an den erweiterten Mo-
natsabschluss September sämtliche Abschlussbu-
chungen wieder rückgängig gemacht werden, um 
einen störenden Einfluss auf den Jahresabschluss 
ausschliessen zu können. 

1.5.3 Informatik
Das Verwaltungsgericht arbeitet mit Tribuna Ver-

sion 3 (V3). Diese Version wird derzeit von der Her-
stellerin, der Delta Logic AG, zu einer Version V4 
weiterentwickelt. Die Tribuna Allianz, in der die Nut-
zerinnen und Nutzer zusammengeschlossen sind, 
führte zusammen mit der Delta Logic AG im Juni 
einen zweiten Review Tribuna V4 durch. Seitens 
des Verwaltungsgerichts nahmen die Sekretariats-
leiterin sowie ein Gerichtsschreiber der SVA teil. 

Schliesslich konnten im Berichtsjahr verschiedene 
Schulungen im Zusammenhang mit der Erstellung 
und Nutzung von Tribuna-Mischvorlagen für die Se-
kretariate der Abteilungen durchgeführt werden.

In der zweiten Jahreshälfte wurde ein Projekt zur 
Einführung von Tribuna R-Online am Verwaltungs-
gericht gestartet. Der Dienst, der in anderen Teilen 
der Justiz bereits erfolgreich genutzt wird, ermög-
licht es, für Einschreiben (R) und A-Post-Plus-Briefe 
Etiketten direkt versehen mit Barcodes abzumi-
schen und den Versand elektronisch einzulesen. 
Der Zustellstatus der Sendungen wird anschlie-
ssend im Tribuna automatisch nachgeführt und 
steht den Nutzerinnen und Nutzern des Gerichts 
stets aktuell zur Verfügung. Tribuna R-Online wird 
voraussichtlich ab Januar 2020 im Produktivbetrieb 
eingesetzt.

Wie in verschiedenen Direktionen des Kantons 
waren die anhaltenden IT-Performance-Probleme 
auch am Verwaltungsgericht spürbar und tangier-
ten die Arbeit am Computer zeitweise erheblich. 
Trotz verschiedener Massnahmen, welche im Rah-
men einer Workforce umgesetzt wurden, konnte 
die Problematik (noch) nicht vollumfänglich beho-
ben werden.

Auf Antrag der RKMF wurde den hauptsächlich 
an der Entscheidfindung beteiligten Richterinnen 
und Richtern dieser Kommission ein sicherer direk-
ter Zugang zu ihren Tribuna-Dossiers geschaffen. 
Diese Richterinnen und Richter verfügen grund-
sätzlich über keinen Arbeitsplatz des Kantons. 

Schliesslich wurden die Praktikanten-Arbeits-
plätze zur Vereinfachung der internen Kommunikation 
im Oktober mit der Skype-Telefonie ausgerüstet.

1.5.4 Kommunikation
Die Leiturteile des Verwaltungsgerichts werden 

in der Zeitschrift «Bernische Verwaltungsrecht-
sprechung» (BVR) abgedruckt. Diese enthält die 
autorisierte Entscheidsammlung des Verwaltungs-
gerichts des Kantons Bern. Im Laufe des Jahres 
traf sich die Geschäftsleitung des Verwaltungsge-
richts mit dem Vorstand des Vereins BVR zu einer 
Standortbestimmung. Die Trägerschaft stellte über 
die vergangenen Jahre den allgemeinen Entwick-
lungen bei Fachpublikationen entsprechend einen 
Rückgang der Abonnemente fest, der mittelfristig 
die Selbsttragung in Frage stellen könnte.

Die Sammlung der auf der Website seit dem 
1. Januar 2014 publizierten anonymisierten Urteile 
des Verwaltungsgerichts ist inzwischen auf rund 
6’100 (4’300) angestiegen. Das Gericht gewährt 
den akkreditierten Medienschaffenden weiterhin 
zweimal monatlich, Anfang und Mitte Monat, Zu-
gang zu den neusten, nicht anonymisierten Urtei-
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len. Trotz Aufschaltung der Urteile im Internet ma-
chen die Journalistinnen und Journalisten von 
dieser Möglichkeit zur Einsicht vor Ort weiterhin 
regen Gebrauch. 

Anlässlich der traditionell jährlich im November 
stattfindenden Aussprache mit dem Vorstand des 
Bernischen Anwaltsverbands (BAV) wurden im Be-
richtsjahr die Beziehungen zwischen Gericht und 
Anwältinnen und Anwälten sowie Neuerungen in 
der Gesetzgebung und deren praktischen Auswir-
kungen auf den Arbeitsalltag der Anwältinnen und 
Anwälte besprochen. Das Zusammenwirken von 
Verwaltungsgericht und Anwaltschaft hat sich im 
Berichtsjahr problemlos gestaltet.

1.5.5 Projekte
Im Berichtsjahr fand der Umzug der Steuerre-

kurskommission (StRK) von ihrem bisherigen 
Standort an der Sägemattstrasse in Liebefeld an 
den neuen Standort am Nordring 8 in Bern statt. Er 
wurde unter gemeinsamer Projektleitung mit der 
Stabsstelle für Ressourcen und dem Amt für Ge-
bäude und Grundstücke (AGG) durchgeführt. Das 
Archiv der StRK konnte an der Speichergasse 12 in 
Räumlichkeiten des Verwaltungsgerichts unterge-
bracht werden.

Nach erfolgter Bedarfsanalyse konnte auf 
Wunsch der RKMF deren Dossieradministration ab 
dem 1. Januar 2019 bei den Sekretariaten der SVA 
und der CALF angegliedert werden. Die Umset-
zung war aufwendig, erfolgte jedoch ohne nen-
nenswerte Probleme.

1.5.6 Sicherheit
Auch im Berichtsjahr kam es zu Drohungen ge-

genüber dem Gericht und seinen Mitarbeitenden. 
Was weiterhin nicht zu befriedigen vermag, ist die 
bauliche Situation. Das Amt für Gebäude und 
Grundstücke AGG hat auch in diesem Jahr keine 
Lösung für die seit langem bestehenden Anliegen 
des Verwaltungsgerichts zur Erhöhung der Sicher-
heit gefunden. 

1.5.7 Aufsichtstätigkeit über die übrigen 
verwaltungsunabhängigen Justiz-
behörden

Im Berichtsjahr wurden Aufsichtsgespräche mit 
der Steuerrekurskommission, der Rekurskommis-
sion für Massnahmen gegenüber Fahrzeugführe-
rinnen und Fahrzeugführern und mit der Bodenver-
besserungskommission durchgeführt. 

1.6 Kontakte zu anderen Behörden

Die Kontakte zur übrigen Justiz und zur Justiz-
kommission des Grossen Rates sowie zur Finanz-
kontrolle erfolgen zum grössten Teil über den Präsi-
denten und das Generalsekretariat bzw. die 
Justizleitung; sie gestalteten sich offen und konst-
ruktiv. Die Zusammenarbeit mit der kantonalen Ver-
waltung beschränkt sich auf die vorgesehenen Be-
reiche. Dies sind insbesondere Gehalts adminis- 
tration, Gesundheit und Sicherheit, Liegenschafts-
unterhalt und Informatik. 
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1.7 Statistiken

Tabelle 1 – Verwaltungsrechtliche Abteilung 
Statistik für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2019
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Steuern 70 103 88 85 9 6 54 15 4

Sonstige Abgaben 5 9 7 7 3 0 2 2 0

Öffentliche Finanzen 5 2 6 1 2 1 1 0 2

Bau und Planung 45 55 51 49 19 4 22 3 3

Umwelt / Energie / Verkehr 21 6 16 11 4 1 10 0 1

Naturschutz 4 4 6 2 2 0 3 0 1

Boden / Enteignung 2 7 5 4 0 1 3 0 1

Personalrecht 9 4 8 5 0 0 7 0 1

Bildung / Prüfungen 2 11 8 5 1 1 2 2 2

Gesundheit / Sozial- / 
Opferhilfe 15 35 30 20 3 4 16 2 5

Volkswirtschaft 7 14 11 10 2 0 5 3 1

Öffentliche Sicherheit / 
Ausländerrecht 52 92 78 66 5 3 47 12 11

Politische Rechte 2 4 5 1 0 1 4 0 0

Staatshaftung /  
Klagematerien 6 6 3 9 0 0 3 0 0

Verfahren 5 15 16 4 1 0 4 4 7

Verschiedenes 1 5 2 4 0 0 1 0 1

Registersachen/Stiftungs-
aufsicht 0 1 1 0 0 0 0 1 0

Total 251 373 341 283 51 22 184 44 40
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Tabelle 2 – CALF Verwaltungsrechtliche Entscheide
Statistik für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2019
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Steuern 1 8 6 3 0 0 2 1 3

Sonstige Abgaben 1 0 1 0 0 1 0 0 0

Öffentliche Finanzen 0 2 1 1 0 0 0 1 0

Bau/Planung 2 4 2 4 0 0 1 1 0

Umwelt / Energie / Verkehr 0 2 2 0 0 0 0 2 0

Naturschutz 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Boden / Enteignung 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Personalrecht 2 2 3 1 0 0 2 0 1

Bildung / Prüfungen 3 0 3 0 1 0 2 0 0

Gesundheit / Sozial- / 
Opferhilfe 4 9 11 2 0 2 6 2 1

Volkswirtschaft 0 3 3 0 0 0 2 1 0

Öffentl. Sicherheit / Auslän-
derrecht 5 25 26 4 0 0 10 8 8

Politische Rechte 6 0 6 0 0 5 1 0 0

Staatshaftung /  
Klagematerien 0 1 0 1 0 0 0 0 0

Verfahren 0 3 3 0 0 0 0 1 2

Verschiedenes 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Registersachen/Stiftungs-
aufsicht 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Total 24 59 67 16 1 8 26 17 15
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AHV 26 42 59 9 4 7 33 5 10

ALV 25 84 88 21 10 4 66 3 5

BV 30 28 29 29 11 3 10 0 5

EL 10 60 42 28 4 3 19 4 12

EO 0 8 6 2 1 0 4 0 1

FL 0 0 0 0 0 0 0 0 0

IV 235 455 476 214 90 27 244 26 89

KFZ 0 0 0 0 0 0 0 0 0

KV 15 36 41 10 4 3 15 8 11

MV 2 2 3 1 1 0 2 0 0

UV 54 96 93 57 11 5 65 5 7

SchG 243 30 38 235 5 3 4 0 26

FZ 1 8 8 1 1 1 4 0 2

SH 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Total 641 849 883 607 142 56 466 51 168

Tabelle 3 – Sozialversicherungsrechtliche Abteilung
Statistik für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2019

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
ALV Arbeitslosenversicherung
BV Berufliche Vorsorge
EL Ergänzungsleistungen
EO Erwerbsersatzordnung
FL Familienzulagen in der Landwirtschaft
IV Invalidenversicherung
KFZ Kinderzulagen
KV Krankenversicherung
MV Militärversicherung
UV Unfallversicherung
SchG Schiedsgericht
FZ Familienzulagen
SH Sozialhilfe
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Tabelle 4 – CALF Sozialversicherungsrechtliche Entscheide
Statistik für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2019
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AHV 3 2 3 2 0 0 1 0 2

ALV 5 16 13 8 1 0 5 4 3

BV 6 7 6 7 1 0 3 1 1

EL 1 5 3 3 0 0 2 0 1

EO 0 1 0 1 0 0 0 0 0

FL 0 0 0 0 0 0 0 0 0

IV 70 52 65 57 21 1 23 8 12

KFZ 0 0 0 0 0 0 0 0 0

KV 6 4 8 2 0 0 6 1 1

MV 0 0 0 0 0 0 0 0 0

UV 19 20 15 24 2 0 11 0 2

SchG 2 0 2 0 0 0 0 0 2

FZ 0 2 1 1 0 0 0 0 1

SH 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Total 112 109 116 105 25 1 51 14 25

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
ALV Arbeitslosenversicherung
BV Berufliche Vorsorge
EL Ergänzungsleistungen
EO Erwerbsersatzordnung
FL Familienzulagen in der Landwirtschaft
IV Invalidenversicherung
KFZ Kinderzulagen
KV Krankenversicherung
MV Militärversicherung
UV Unfallversicherung
SchG Schiedsgericht
FZ Familienzulagen
SH Sozialhilfe
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2 ANDERE VERWALTUNGS-
UNABHÄNGIGE JUSTIZ-
BEHÖRDEN

2.1 Steuerrekurskommission des  
Kantons Bern (StRK)

2.1.1 Zusammensetzung der Kommission

Hauptamt im Amt seit
Kästli Peter, Fürsprecher und Notar, Präsident 1993
Nanzer Raphaëla, Fürsprecherin, Vizepräsidentin 2009

Fachrichter / Fachrichterin im Amt seit
Antenen Pascal, dipl. Steuerexperte und Wirt-
schaftsprüfer 2017
Bütikofer Michael, Rechtsanwalt und Notar 2017
Fankhauser Christoph, Fürsprecher und Notar  
1996 
Glatthard Adrian, Rechtsanwalt und Notar 1999
Glauser Beatrice, dipl. Treuhandexpertin, Mehr-
wertsteuer-Expertin FH und zugelassene  
Revisionsexpertin 2017
Junod Etienne, Rechtsanwalt, dipl. Steuerexperte  
2005
Kaiser Martin, lic. iur. 1992
Lüthi Markus, dipl. Verwaltungswirtschafter 1996
Rom Pierre-Alain, lic. rer. pol., dipl. Steuerexperte  
2003
Steiner Hans Jürg, MBA, dipl. Wirtschaftsprüfer, 
dipl. Steuerexperte 2003
Studer Jürg, Agronom, Rechtsanwalt 2009

2.1.2 Gerichtsorganisation
Neben der hauptamtlichen Richterin und dem 

hauptamtlichen Richter setzt sich die StRK aus den 
Fachrichterinnen und Fachrichtern zusammen. Die 
StRK tagt in der Regel in Dreierkammern, beste-
hend aus einer vollamtlichen Richterin bzw. einem 
vollamtlichen Richter und jeweils zwei Fachrichte-
rinnen oder Fachrichtern. 

Die StRK hat an acht (Vorjahr: 8) Sitzungen in 
Dreierbesetzung getagt. Daneben sind im Zirkulati-
onsverfahren (ebenfalls Dreierbesetzung) Ent-
scheide gefällt worden.

Im Weiteren sind fünf (10) Augenscheine und 
eine (1) Einvernahme durchgeführt worden.

Die StRK verfügt über ein juristisches Sekretariat 
mit sieben Gerichtsschreibenden und einem Bü-
chersachverständigen mit insgesamt 550 (510 %) 
Stellenprozenten. Die Kanzlei der StRK umfasst 

drei Mitarbeitende mit insgesamt 240 (240 %) 
Stellenprozenten. 

Die Geschäftsleitung der StRK hat zehn (11) Mal 
ordentlich getagt. Im Berichtsjahr hat die Geschäfts-
leitung der StRK laufend alle Kernprozesse über-
prüft und wo nötig angepasst.

In der Zeitschrift «Bernische Verwaltungsrecht-
sprechung» (BVR) wird ein jährlicher Rechtspre-
chungsbericht publiziert.

2.1.3 Geschäftsentwicklung
Die Zahl der Neueingänge ist im Jahr 2019 auf 

1’015 (1’091) Fälle leicht gesunken. 

Die eingereichten Rekurse und Beschwerden be-
trafen weiterhin hauptsächlich die Kantons- und 
Gemeindesteuern und die direkte Bundessteuer 
sowie das Erlasswesen. 

Im Jahr 2019 hat die Kommission in Dreierbeset-
zung 195 (358) Rekurse und Beschwerden ent-
schieden. Über 719 (785) Fälle haben der Präsident 
und die Vizepräsidentin als Einzelrichter bzw. Ein-
zelrichterin befunden. Es wurden total 914 (1’143) 
Rekurse und Beschwerden erledigt. Von den beur-
teilten Geschäften sind 78 (113) vollständig und 44 
(62) teilweise gutgeheissen worden, 457 (608) 
wurden abgewiesen oder es konnte nicht darauf 
eingetreten werden. 245 (272) Geschäfte wurden 
nach erfolgtem Rückzug und 90 (88) Geschäfte 
wurden nach Wiedererwägung durch die Vorins-
tanz als gegenstandslos abgeschrieben. Bei einem 
Anfangsbestand von 668 (720) Geschäften, 1015 
(1’091) Neueingängen und 914 (1’143) Erledigun-
gen ergab sich per Ende 2019 eine Geschäftslast 
von 769 (668) Fällen.

Die durchschnittliche Verfahrensdauer betrug 7,9 
(7,6) Monate. 47 Prozent (46 %) der Fälle konnten 
in weniger als 6 Monaten erledigt werden, 83 Pro-
zent (87 %) in weniger als einem Jahr und 95 Pro-
zent (97 %) in weniger als 18 Monaten. Von den 
nicht sistierten hängigen Fällen war am Jahres-
ende keiner (0) älter als 18 Monate.

An das Verwaltungsgericht sind 106 (87) Fälle 
weitergezogen worden. Die Anfechtungsquote be-
trägt, gemessen an den erledigten Fällen, 11,6 Pro-
zent. Beim Bundesgericht war es keine (1) Be-
schwerde. Vom Verwaltungsgericht sind 92 (70) 
Urteile ergangen; gutgeheissen wurden acht (7), 
teilweise gutgeheissen sechs (2), abgewiesen 
oder nicht darauf eingetreten 72 (59) und zurück-
gezogen sechs (4) Rechtsmittel. Vom Bundesge-
richt ist ein (2) Urteil eingetroffen: eine (0) Gutheis-
sung, keine (0) teilweise Gutheissung, keine (2) 
Abweisung / Nichteintreten und kein (0) Rückzug.
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2.1.4 Führung und Administration

2.1.5 Personal
Der Anteil der beschäftigten Frauen betrug, ge-

messen am Beschäftigungsgrad, Ende des Be-
richtsjahres auf Richterstufe 50 Prozent (50 %), auf 
Gerichtsschreiberstufe 21,8 Prozent (13,33 %) und 
auf Sekretariatsstufe 100 Prozent (100 %). Von 
den am Ende des Berichtsjahres bei der StRK be-
schäftigten 14 (14) Mitarbeitenden (inkl. Praktikan-
tinnen und Praktikanten) standen zehn (10) in ei-
nem Teilzeitarbeitsverhältnis.

2.1.6 Finanzen
Bei der StRK steht einem Aufwand von insge-

samt CHF 1’980’144 ein Ertrag von CHF 216’561 
gegenüber. Der Gesamtaufwand fällt damit um 
CHF 485’920 tiefer, der Ertrag um CHF 91’439 tie-
fer aus als veranschlagt. Das hat einen positiven 
Saldo von 18,3 Prozent gegenüber dem Voran-
schlag zur Folge. Die Erträge wurden aufgrund ei-
ner erwarteten Zunahme an Beschwerden leicht 
zu hoch budgetiert. 

2.2 Rekurskommission des Kantons  
Bern für Massnahmen gegenüber 
Fahrzeugführerinnen und Fahrzeug-
führern (RKMF)

2.2.1 Zusammensetzung der Kommission

Richter (nebenamtlich) im Amt seit
Wollmann Marc, Fürsprecher, Präsident (2017) 2004
Jenzer Andreas, Rechtsanwalt, LL.M., Vizepräsident  
 2017

Fachrichter / Fachrichterinnen 
(nebenamtlich) im Amt seit
Arneberg Oernulf, Dr. med., Facharzt FMH  
für Psychiatrie/Psychotherapie 2006
Bodmer Jürg, Dr. med., Facharzt FMH für Innere 
Medizin 2002
Brütsch Esther, Psychologin FSP 2008
Marti Michèle, Dr. iur., Fürsprecherin 2017
Santschi Jürg, Fürsprecher  2010
Vogt Franziska, eidg. dipl. Apothekerin 2002

Gerichtsschreiber/in 
Ziltener Lukas, Rechtsanwalt, Leiter der Geschäfts-
stelle
Jonas Kinga, lic. iur.
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2.2.2 Geschäftsentwicklung
Im Berichtsjahr gingen 181 (Vorjahr: 195) Be-

schwerden ein; die Neueingänge gingen damit ver-
glichen mit dem Vorjahr leicht zurück. In den voran-
gegangenen fünf Jahren (2014–2018) betrug die 
Anzahl jährlicher Neueingänge durchschnittlich 
202 (212 in den Jahren 2013–2017). Im Berichts-
jahr wurden 171 (228) Fälle erledigt, womit die 
Pendenzen im Vergleich zum Vorjahr von 56 auf 66 
Fälle zunahmen. Beschwerden gegen vorsorgliche 
Entzüge und Sicherungsentzüge wegen fehlender 
Fahreignung sind weiterhin zahlreich. Diese ma-
chen zusammen etwas mehr als 36 Prozent (43 %) 
der Beschwerden aus. Praktisch gleich geblieben 
(6 % gegenüber 5 % im Vorjahr) sind die kaskaden-
bedingt gesetzlich vorgeschriebenen Sicherungs-
entzüge des Führerausweises sowie Annullierun-
gen des Führerausweises auf Probe für 
Neulenkerinnen und Neulenker. 

Von den Ende 2019 hängigen 66 (56) Geschäf-
ten waren drei (6) sistiert. Von den übrigen 63 (50) 
Geschäften war keines (1) älter als ein Jahr. 32 (30) 
Fälle waren von der Kommission bereits entschie-
den, konnten aber per Ende des Berichtsjahres 
noch nicht eröffnet werden. 

Von den 171 (228) erledigten Fällen konnten 38 
bzw. 22,2 Prozent (58 bzw. 25,4 %) ohne Urteil 
(infolge Rückzugs oder sonstiger Gegenstandslo-
sigkeit) abgeschlossen werden. Von den 133 (170) 

mit Urteil abgeschlossenen Fällen wurden 37 (52) 
durch Präsidialentscheid (vorsorgliche Führeraus-
weisentzüge) und 96 (118) durch die Kommission 
entschieden. In Fünferbesetzung wurden im Be-
richtsjahr 30 (38) Fälle und in Dreierbesetzung 39 
(42) Fälle abgeschlossen. Die übrigen 27 (38) Fälle 
wurden im Vorjahr durch die RKMF entschieden und 
im Berichtsjahr abgeschlossen. Von den 133 (170) 
mit Urteil abgeschlossenen Fällen wurden 20 (21) 
ganz oder teilweise gutgeheissen und fünf (8) zur 
Neubeurteilung an die Vorinstanz zurückgewiesen. 
Die Gutheissungs- bzw. Aufhebungsquote beläuft 
sich damit gemessen an den mit Urteil erledigten 
Fällen auf 18,8 Prozent, was etwas über der Quote 
des Vorjahres (17,1 %) liegt. Die übrigen 96 (132) Be-
schwerden wurden abgewiesen beziehungsweise 
wurde in zwölf Fällen (9) nicht auf sie einge treten. 

Die durchschnittliche Verfahrensdauer betrug 
2,9 (3,7) Monate, wobei hier die Urteile betreffend 
vorsorgliche Führerausweisentzüge die Statistik in-
sofern beeinflussen, als diese in der Regel innert 
weniger Wochen erfolgen. 93 Prozent (76,7 %) der 
Fälle konnten in weniger als sechs Monaten erle-
digt werden, 97,1 Prozent (97,2 %) in weniger als 
einem Jahr und 98,8 Prozent (99,1 %) in weniger 
als 18 Monaten. Von den nicht sistierten hängigen 
Fällen war keiner (0) älter als 18 Monate.

Im Berichtsjahr fanden zwölf (12) Sitzungen statt, 
wobei keine (1) öffentliche Verhandlung im Sinn 
von Art. 6 Ziff. 1 EMRK durchgeführt wurde. 
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Seit Inkrafttreten der Justizreform nimmt das 
Verwaltungsgericht die Aufsicht über die RKMF 
wahr. Der Kontrollbesuch im Berichtsjahr war ge-
prägt durch Offenheit und dem gemeinsamen Be-
streben, die effiziente Arbeitsweise der RKMF si-
cherzustellen. Mit dem Wechsel in der Leitung der 
Geschäftsstelle infolge der Pensionierung der bis-
herigen Leiterin hat eine Übernahme sämtlicher 
Kanzleiarbeiten der RKMF durch das Verwaltungs-
gericht im Rahmen einer Pool-Lösung stattgefun-
den. Das hatte eine weitgehende Harmonisierung 
der Geschäftsprozesse der Kommission mit denje-
nigen der Sozialversicherungsrechtlichen Abtei-
lung des Verwaltungsgerichts und die Einführung 
einer Geschäftskontrolle in Tribuna zur Folge. Die 
RKMF stellt hierfür ihre 50-Prozent-Sekretariats-
stelle zur Verfügung. Die Reorganisation der Kom-
missionsadministration konnte im Berichtsjahr voll-
ständig abgeschlossen werden.

Im Berichtsjahr wurden 14 (10) Urteile beim Bun-
desgericht angefochten. Die Beschwerdequote 
liegt damit gemessen an den erledigten Fällen bei 
acht Prozent (4 %). Das Bundesgericht entschied 
über neun (13) Beschwerden (inkl. 2 aus dem Vor-
jahr). Keine (3) wurde gutgeheissen. Alle wurden 
abgewiesen oder durch Nichteintreten erledigt. 
Ende 2019 waren sieben (2) Beschwerden beim 
Bundesgericht hängig. 

In der Zeitschrift «Bernische Verwaltungsrecht-
sprechung» (BVR) wird ein jährlicher Rechtspre-
chungsbericht publiziert.

2.2.3 Führung und Administration

2.2.3.1 Personal
Personell erfuhr die Kommission im Berichtsjahr 

eine Änderung. Die langjährige Leiterin der Ge-
schäftsstelle ist im Sommer in Pension gegangen. 
Als Nachfolger konnte der bisher mit einem Pensum 
von 40 Prozent angestellte Gerichtsschreiber gewon-
nen werden. Dieser leitet neu das Sekretariat mit ei-
nem Pensum von 100 Prozent und wird von einer 
neu eingestellten Gerichtsschreiberin mit einem Pen-
sum von 50 Prozent unterstützt. Ende Jahr betrug 
der Gleitzeitsaldo der beiden festangestellten Mitar-
beitenden (inkl. nicht bezogener Ferientage) 60 (72) 
Stunden, das Langzeitkontoguthaben +acht Stunden 
(+451 Stunden). 

2.2.3.2 Finanzen
Bei der RKMF steht einem Aufwand von ins gesamt 

CHF 481’542 ein Ertrag von CHF 69’508 gegenüber. 
Der Gesamtaufwand fällt damit um CHF 31’421 hö-
her, der Ertrag um CHF 16’492 tiefer aus als veran-
schlagt. Das bedeutet einen negativen Saldo von 

13,2 Prozent gegenüber dem Voranschlag. Der Auf-
wandüberschuss kann durch das Verwaltungsgericht 
ausgeglichen werden.

2.3 Enteignungsschätzungskommission 
des Kantons Bern (ESchK)

2.3.1 Zusammensetzung der Kommission

Richter (nebenamtlich) im Amt seit
Nyffenegger Res, Fürsprecher, Dr. iur., Präsident  
2011
Geissler Peter, Fürsprecher, Vizepräsident 2011

Fachrichter / Fachrichterinnen
(nebenamtlich) im Amt seit
Brönnimann Lucas, BLaw, Landwirt  2017
Frey Urs, eidg. dipl. Immobilien-Treuhänder 2011
Hasler Ruedi, dipl. Architekt ETH, Raumplaner 
ORL/NDS, Immobilienschätzer NDK FH  2011
Hauswirth Matthias, dipl. Architekt FH  2011
Hirschi Charles, eidg. dipl. Immobilien-Treu-
händer, Immobilienvermarkter mit eidg.  
Fach ausweis  2011
Jenzer Peter, Bauökonom AEC 2011
Lehmann Daniel, dipl. Architekt FH  2011
Müller Hans-Jürg, eidg. dipl. Bauleiter  2011
Roth Martin, dipl. Baumeister  2011
Rubin Hanspeter, eidg. dipl. Meisterlandwirt 2011
Schmid Jürg, Technischer Kaufmann  2011
Siegenthaler Urs, dipl. Architekt sia fsai  2011
Spang Bettina, dipl. Architektin HTL  2011
Stöckli Rolf, dipl. Bauingenieur FH/STV REG A 
(bis Februar)  2011
Stoller Michael, dipl. Architekt FH/EMBA 2011
Walder Salamin Katharina, Rechtsanwältin/
wissenschaftliche Mitarbeiterin  2017
Weber Werner Rudolf, Meisterlandwirt  2017
Zemp Urs, dipl. Architekt FH, Immobilienbewerter 
CAS FH  2011

Gerichtsschreiberin
Markstein Karine, lic. iur. HSG, Master of Advanced 
Studies (MAS) ETH in Raumplanung 

2.3.2 Geschäftsentwicklung
Im Verlauf Im Verlauf des Berichtsjahres sind 

neun (Vorjahr: 9) neue Fälle eingegangen und wur-
den 13 (12) Fälle erledigt, so dass per Ende 2019 
acht (12) Fälle hängig waren.
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Im Berichtsjahr fanden sechs (13) Augenscheine 
mit anschliessender Instruktions- und Einigungs-
verhandlung statt, teilweise unter Beizug von Fach-
richterinnen und Fachrichtern. 

Die durchschnittliche Verfahrensdauer betrug 21 
(7) Monate. 45 Prozent (50 %) der Fälle konnten in 
weniger als sechs Monaten erledigt werden, 60 
Prozent (83 %) in weniger als einem Jahr und 75 
Prozent (83 %) in weniger als 18 Monaten. Von 
den nicht sistierten hängigen Fällen ist keiner (1) 
älter als 18 Monate.

Beim Verwaltungsgericht sind im Berichtsjahr drei 
(1) Appellationen und beim Bundesgericht zwei (0) 
Beschwerden eingereicht worden. Vom Verwal-
tungsgericht sind zwei (0) Urteile ergangen und auch 
vom Bundesgericht ist ein (0) Urteil eingetroffen.

Von den Ende 2019 hängigen Fällen waren drei 
(5) sistiert.

In der Zeitschrift «Bernische Verwaltungsrecht-
sprechung» (BVR) wird ein jährlicher Rechtspre-
chungsbericht publiziert.

2.3.3 Führung und Administration

2.3.3.1 Personal
Fachrichter Stöckli ist auf Ende Februar aus der 

Kommission zurückgetreten. Aufgrund der noch 
genügenden Zahl von Fachrichterinnen und Fach-
richtern kann bis zu den nächsten Gesamterneue-
rungswahlen im Jahr 2022 auf eine Ergänzungs-
wahl verzichtet werden.

2.3.3.2 Finanzen
Bei der ESchK steht einem Aufwand von ins-

gesamt CHF 48’025 ein Ertrag von CHF 2’800 ge-
genüber. Der Gesamtaufwand fällt damit um  
CHF 26’204 tiefer, der Ertrag um CHF 5’200 tiefer 
aus als veranschlagt. Das führt zu einem positiven 
Saldo von 31,7 Prozent gegenüber dem Voran-
schlag.

2.4 Bodenverbesserungskommission  
des Kantons Bern (BVK)

2.4.1 Zusammensetzung der Kommission

Richter im Amt seit
Schnidrig Gerhard, Rechtsanwalt, Präsident 1993
Wüthrich Urs, Fürsprecher, Vizepräsident 2007

Fachrichter / Fachrichterinnen im Amt seit
Federer Guido, Dr. phil. nat. 2011
Heiniger Peter, dipl. Bauing. ETH, dipl. Kaufmann 
HKG 2017
Hodel Peter, Agro-Ing. HTL 2017
Holzer Fritz, Meisterlandwirt 2017
Moser Kuno, dipl. Forsting. ETH 2017
Rubin Hanspeter, Agro-Kaufmann 2011
Schneider-Baumann Kathrin, Lehrerin, Landwirtin  
2007
Stampfli Christian, Bauing. FH/STV 1999
Tschudi Stephan, eidg. Ing.-Geometer, dipl. 
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Kultur-Ing. ETH 2007
Weber Werner, Meisterlandwirt 2017
Weiss Hans, dipl. Ing. ETH 1993
Wüthrich Hanspeter, Förster (bis Juli) 2007

Gerichtsschreiber 
Schibler Mark, Fürsprecher, LL.M. 

Neben dem Präsidenten und dem Vizepräsiden-
ten gehören der BVK eine Fachrichterin und elf 
Fachrichter an. Das Kommissionssekretariat wird 
von einem nebenamtlichen Gerichtsschreiber ge-
führt.

2.4.2 Geschäftsentwicklung
Im Berichtsjahr gingen bei der BVK 43 Rechts-

mitteleingaben (8 Beschwerden, 35 Einsprachen) 
ein (Vorjahr: 70 Einsprachen). 

 
38 (56) dieser Einsprachen und Beschwerden 

konnten im Berichtsjahr rechtskräftig erledigt wer-
den, fünf (14) Fälle aus dem Berichtsjahr sind noch 
hängig, wovon ein Fall beim Verwaltungsgericht. 
Im Weiteren erwuchsen im Berichtsjahr elf Ent-
scheide der BVK vom Dezember 2018 in Rechts-
kraft. Zudem konnte die BVK im Berichtsjahr drei 
Fälle aus dem Vorjahr erledigen. Damit erledigte die 
BVK im Berichtsjahr 41 Fälle. Weiterhin sind drei 
(sistierte) Fälle aus Vorjahren hängig. Insgesamt 
werden damit acht Fälle (17) auf 2020 übertragen.

Die durchschnittliche Verfahrensdauer betrug 
weniger als sechs Monate. 98 Prozent (100 %) der 
41 im Berichtsjahr erledigten Fälle konnten in weni-
ger als zehn Monaten erledigt werden. Von den 
nicht sistierten hängigen Fällen war keiner älter als 
18 Monate.

Es fanden drei (6) Kommissionssitzungen statt. 
 

2.4.3 Führung und Administration

2.4.3.1 Personal
Im August hat Fachrichter Wüthrich wegen einer 

beruflichen Unvereinbarkeit per sofort demissio-
niert. Aufgrund der noch genügenden Zahl von 
Fachrichterinnen und Fachrichtern kann bis zu den 
nächsten Gesamterneuerungswahlen im Jahr 
2022 auf eine Ergänzungswahl verzichtet werden. 
Im November wurden Präsident Gerhard Schnidrig 
und Vizepräsident Urs Wüthrich vom Grossen Rat 
für die Amtsdauer vom 1. Januar 2020 bis 31. De-
zember 2022 wiedergewählt. 

2.4.3.2 Finanzen
Bei der BVK steht einem Aufwand von insge-

samt CHF 48’993 ein Ertrag von CHF 1’500 gegen-
über. Der Gesamtaufwand fällt um CHF 18’263 
tiefer, der Ertrag um CHF 468 höher aus als veran-
schlagt. Das bedeutet einen positiven Saldo von 
28,3 Prozent gegenüber dem Voranschlag. 
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Der Präsident des Verwaltungsgerichts

Dr. Ivo Schwegler

Der Generalsekretär

Jürg Bloesch

2.4.3.3 Sonstiges
Einem 5-Jahres-Rhythmus entsprechend hat die 

BVK im Berichtsjahr einen Archivierungsplan be-
treffend die in den Jahren 2002 bis 2007 behandel-
ten Geschäfte erstellt und die archivierungswürdi-
gen BVK-Akten im November dem Staatsarchiv 
übergeben.

Die Angehörigen der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
haben auch im Jahr 2019 für eine dem Recht ver-
pflichtete effiziente Verfahrenserledigung gesorgt. 
Für die hierfür notwendige, mit Engagement ge-
leistete Arbeit gebührt den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern aller Stufen und Funktionen grosser 
Dank. Ebenso danken wir unseren Partnerinnen 
und Partnern in der Berner Justiz und den Behör-
denmitgliedern des Parlaments und der Regierung 
für das uns auch im Berichtsjahr entgegenge-
brachte Vertrauen. Der Präsident und die übrigen 
Mitglieder der Geschäftsleitung stehen Interes-
sierten gerne für weiterführende Auskünfte zur 
Verfügung.
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1 GENERAL- 
STAATSANWALTSCHAFT

1.1  Einleitung

1.1.1 Allgemeines
Der Jahresrückblick zeichnet sich durch eine viel-

schichtige Palette von Themenbereichen aus. Je-
der hat eine für die Arbeit der Staatsanwaltschaft 
relevante Prägung. An erster Stelle steht die kon-
solidierte Arbeit im Kerngeschäft im Rahmen ver-
lässlicher Führungsstrukturen: Die Staatsanwalt-
schaft erfüllt ihren gesetzlichen Auftrag mit En- 
gagement. Um diesen Kernauftrag herum laufen 
Gesetzesänderungen und Projekte, gesellschaftli-
che Entwicklungen greifen Platz. Wegen der aus-
serordentlich hohen Relevanz dieser Faktoren sind 
sie einerseits zwingend mitzugestalten und ande-
rerseits laufend zu bewältigen. Der Return on In-
vestment wird sein, dass die Staatsanwaltschaft 
auch in Zukunft die fachgerechte und effiziente 
Strafverfolgung im Kanton Bern garantieren kann 
und national wie international ihren strafverfolgeri-
schen Beitrag leistet. Die Themenbereiche sind die 
folgenden:

Revision der Schweizerischen Straf-
prozessordung StPO – fünf Punkte:

Damit eine Staatsanwaltschaft ihren gesetzlichen 
Auftrag erfüllen kann, wie für den Kanton Bern in 
Art. 90 Abs. 2 GSOG niedergeschrieben, nämlich 
das Sicherstellen der fachgerechten und effizienten 
Strafverfolgung, braucht sie ein taugliches Strafpro-
zessrecht. Die Schweizerische Strafprozessord-
nung (StPO) ist das Instrument, welches die An-
wendung des Straf- und Nebenstrafrechtes erst 
möglich macht. Sie ist das Umfeld, der spürbare 
Rahmen, welchen die Rechtsbetroffenen in unse-
rem Kanton direkt und unmittelbar erfahren. Sie er-
warten faire, rasche und qualitativ hochstehende 
Verfahren, die sie nicht mit sibyllinischen Zweideu-
tigkeiten im luftleeren Raum stehen lassen. Sie 
sind vor langen Verfahrensdauern gespickt mit For-
malismen, die sie an der Beendigung des Verfah-
rens zweifeln lassen, zu bewahren. Diese Strafpro-
zessordnung wird derzeit revidiert. Im vergangenen 
Geschäftsjahr konnte sich die Staatsanwaltschaft 
auf kantonaler wie auch auf eidgenössischer Ebene 
sehr gut einbringen. Das Resultat ist im Unter-
schied zum ersten, missglückten Vorentwurf eine 
Vorlage, mit der verhalten positiv «gelebt» werden 

könnte. Als Erstrat wird sich der Nationalrat mit der 
Revisionsvorlage befassen, im Moment der Publi-
kation dieses Tätigkeitsberichtes wird die Rechts-
kommission des Nationalrates ihre Arbeiten wohl 
abgeschlossen haben. Die Staatsanwaltschaft des 
Kantons Bern ist in Übereinstimmung und in Ab-
sprache mit der Schweizerischen Staatsanwälte-
konferenz SSK der Ansicht, dass nunmehr das Au-
genmerk auf fünf Punkte zu richten ist und lediglich 
dieser Anpassungsbedarf zu kommunizieren sein 
wird: Der erste Punkt betrifft die Teilnahmerechte. 
Grundsätzlich sind diese Bestimmungen nun ak-
zeptabel und im Sinne der Staatsanwaltschaften. 
Sollte sich wieder eine Aufweichung abzeichnen, 
ist es angezeigt, wie zu Beginn der Debatte den 
EMRK-Minimalstandard zu vertreten. Weiter ist die 
vorgesehene Weiterzugsmöglichkeit von Siege-
lungsentscheiden an die obere Instanz und die Aus-
weitung auf weitere Geheimnisarten ein Garant für 
die endgültige Verlangsamung von Verfahren, ins-
besondere von Wirtschaftsstraffällen. Schon heute 
ist die Dauer von Entsiegelungsverfahren wegen 
ihrer Aufwändigkeit sui generis unverhältnismäs-
sig. Der Weiterzug (double instance) verdoppelt 
diese Dauer und verunmöglicht die Beweisauswer-
tung zur richtigen Zeit vollends. Drittens wird ange-
sichts der Geringfügigkeit des Eingriffs bei DNA-
Abnahme und Auswertung mit dem Kriterium 
«konkrete Anhaltspunkte» für strafbares Verhalten 
zu viel verlangt. Eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» 
eines solchen muss genügen. Weiter ist davon ab-
zusehen, die Informationspflicht vor Untersu-
chungsabschluss, vor Erlass eines Strafbefehles 
oder vor Einstellung des Verfahrens neben den 
noch nicht informierten Personen auf alle geschä-
digten Personen (nicht nur Opfer) auszuweiten. 
Diese zusätzliche Regelung verkompliziert und ver-
langsamt die Verfahren empfindlich. Schliesslich 
sollte als fünfter und letzter Punkt die Einvernah-
mepflicht im Strafbefehlsverfahren nur bei unbe-
dingten Freiheitsstrafen ab einer gewissen Höhe 
vorgesehen werden. Diese Einvernahmepflicht 
sollte analog zu den Regelungen ausgestaltet wer-
den, welche die Beiordnung der amtlichen Verteidi-
gung vorsehen (d.h. ab vier Monaten). Auf diese 
Weise kann in Fällen mit Bagatellcharakter im 
Lichte von rund 87’000 alleine im Kanton Bern aus-
gefällten Strafbefehlen pro Jahr auf eine ressour-
cenintensive Einvernahme verzichtet werden.

Gesellschaft und Bedrohung – Lösungsansätze:
Der Umgang mit uneinsichtigen und/oder gefähr-

lichen Personen wie auch mit gefährlichen Straftä-
terinnen und Straftätern ist eine Gratwanderung, 
welche die Prävention, die Strafverfolgung, die ge-
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richtliche Beurteilung wie auch den Strafvollzug re-
gelmässig an ihre Grenzen bringt. Die Tendenz ist 
steigend. So ist der Umgang mit Personen, welche 
etwa durch nicht abreissende Eingaben oder per-
sönlichem oder konzertiertem Vorsprechen bei öf-
fentlichen Stellen auffallen, oft auf der Grenze des 
Tolerierbaren; der Verkehr mit solchen Personen ist 
schwierig und ressourcenintensiv. Die geltende 
Rechtsordnung und die strenge Gerichtspraxis for-
dern den individuell-konkreten Umgang mit sol-
chem Verhalten ein: Die Vorstösse sind zu analysie-
ren und der gesetzlichen Folgegebung zuzuführen. 
Oft schwingt bedrohliches Verhalten mit, und die 
professionelle Entgegennahme und Beantwortung 
ist herausfordernd und belastend zugleich. Das Ziel 
muss sein, gefährliche Entwicklungen von Perso-
nen frühzeitig wahrnehmen und beurteilen zu kön-
nen. Besteht konkret ein erhöhtes Risiko für eine 
Gewalttat, muss diese verhindert werden. Das Pro-
jekt «Kantonales Bedrohungsmanagement» be-
zeichnet eine neue Methodik für die präventive 
Funktion von Behörden in verschiedenen Berei-
chen. Die Methodik – ursprünglich fussend auf 
dem Konzept Verhütung und Bekämpfung häusli-
cher Gewalt – zeichnet sich neben einer klaren Or-
ganisation und der Schaffung klarer Meldewege 
durch eine enge Zusammenarbeit verschiedener 
Behörden und Funktionsträger/innen bei der Identi-
fikation von gefährlichen Personen aus, damit die 
weitere Entwicklung einer als möglicherweise ge-
fährlich eingestuften Person abgeschätzt werden 
und – soweit möglich – auf den Einzelfall zuge-
schnittene, verhältnismässige Massnahmen ge-
troffen werden können. Bezüglich bereits straffällig 
gewordenen Personen oder Personen, welche aus 
dem Strafvollzug entlassen werden und nach wie 
vor als gefährlich gelten, sind auf Stufe Bund Vor-
projekte im Gang, um beispielsweise bei gefährli-
chen jugendlichen Straftäterinnen und Straftätern 
die Lücke nach dem Jugendstrafvollzug durch  
Weiterführung gemäss Erwachsenenmassnah-
menrecht zu schliessen, wenn dies wegen schwer-
wiegender Nachteile für die Sicherheit Dritter not-
wendig ist (Motion 16.3142 – Caroni, AR), oder zu 
prüfen, inwieweit einem gefährlichen Straftäter 
oder einer gefährlichen Straftäterin nach Voll-
zugsende, sei es nach einer Massnahme oder  
nach einer Freiheitsstrafe, freiheitsbeschränkende  
Massnahmen auferlegt werden können. Weiter soll 
das Verfahren zur nachträglichen Änderung von 
Sanktionen einheitlich und damit effizienter gestal-
tet werden.

Neue Herausforderungen in der Straf-
verfolgung – Umsetzung:

Die Staatsanwaltschaft hat im Berichtsjahr die 
Grundlagenarbeiten für die Umsetzung des Projek-
tes «Zentralisierung und Spezialisierung – neue 
Aufgaben» in Verbindung mit der neuen, nun mit 
Einführungsdatum Dezember 2020 versehenen 
Geschäftsverwaltung Rialto weitgehend abge-
schlossen. Demnach soll die digitale Kriminalität 
zentral an einem Standort behandelt werden, dies 
in enger Zusammenarbeit mit der Kantonspolizei. 
Gestützt auf die durch den Grossen Rat in der Win-
tersession 2019 im Rahmen des Voranschlag 2020 
sowie Aufgaben-/Finanzplan 2021–2023 zugespro-
chenen Stellen werden zwei Staatsanwältinnen 
oder Staatsanwälte, 75 Stellenprozente Assistenz 
und 50 Stellenprozente juristisches Sekretariat sich 
dieser Herausforderung stellen können. Weiter 
wird der internationale Rechtshilfevollzug, welcher 
bei komplexen Cybercrimefällen bzw. High-Tech-
Cyberfällen und in Grossverfahren eine grosse Be-
deutung hat, durch die ebenfalls bewilligte Staats-
anwaltstelle, 75 Stellenprozente Assistenz und 25 
Stellenprozente Kanzlei zentralisiert vorangetrieben 
werden können. Crime should not pay: In Abrun-
dung dazu wird der Staatsanwaltschaft neu ein/e 
Vermögensabschöpfungsspezialist/in zur Verfü-
gung stehen, damit beschlagnahmte Vermögens-
werte professionell mit geringem Wertverlust ver-
waltet und eingezogene wertadäquat verwertet 
werden können. Die Staatsanwaltschaft ist über-
zeugt, dass sich die Weitsicht in der Stellenplanung 
als Ergänzung der Verbundaufgabe Kantone-Bund 
auszahlen wird. In zweiter Linie ermöglicht diese 
neue Organisation verbunden mit den Effizienzge-
winnen aus Rialto auch die Straffung der Strukturen 
zum Vorteil der Bewältigung von Grossverfahren 
aus den Bereichen der Wirtschaftskriminalität, des 
Menschenhandels und der Drogenkriminalität. Die 
grösste Herausforderung in der Umsetzung wird 
jedoch die Rekrutierung von geeignetem Personal 
sein. Digital-Spezialistinnen und -Spezialisten sind 
rar, die Kombination Recht/Informatik selten, 
praxis orientierte, interdisziplinäre Rechtshilfespezi-
alisten und -spezialistinnen gibt es nur vereinzelt. 
Die Retraite der Generalstaatsanwaltschaft mit den 
Leitenden Staatsanwälten 2020 hat sich dieser 
Thematik verschrieben, sodass der Rekrutierungs- 
und Organisationsprozess bis hin zur örtlichen An-
siedelung mit Arbeitsplätzen Ende Frühling 2020 
gestützt auf klare Planungsgrundlagen starten 
kann. Die Schnittstelle mit der Kantonspolizei im 
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Bereich der digitalen Kriminalität wird als Teilprojekt 
in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe erarbeitet. 
Dass die Zen tralisierung und die Spezialisierung 
von regionsüberschreitenden (und damit auch in-
terkantonalen und internationalen) komplexen Auf-
gaben notwendig und gewinnbringend sind, zeigen 
die ausschliesslich positiven Erfahren mit der am-
tierenden Medizinalstaatsanwältin und ihrem Team. 
Durch die von ihm präsidierte Arbeitsgruppe Foren-
sische Psychiatrie und Rechtsmedizin der SSK trägt 
der Kanton Bern ganz wesentlich zur gesamt-
schweizerischen Qualitätssteigerung und Einheit-
lichkeit in der Handhabung von Fällen an der 
Schnittstelle zur Medizin bei.

Kerngeschäft Strafverfolgung – Qualität trotz 
Belastung:

Das Geschäftsjahr zeichnete sich hinsichtlich des 
Kerngeschäftes in den Regionen und in der Jugend-
anwaltschaft durch konsolidierte Abläufe aus. Die 
statistische Auswertung zeigt, dass bei einem na-
hezu gleichbleibenden Anzeigeverhalten und bei 
einer an sich unveränderten Kriminalitätslage der 
Vergleich der Belastungen der regionalen Staatsan-
waltschaften untereinander ausgeglichener und 
stimmiger ausfällt und sich die Staatsanwaltschaft 
in die Richtung der gesetzten Ziele bewegt, wenn-
gleich die Belastung pro Staatsanwältin oder 
Staatsanwalt nach wie vor sehr beträchtlich ist. Die 
in der Vergangenheit besonders belastete Staats-
anwaltschaft Berner Jura-Seeland fügt sich aktuell 
besser in das Gesamtbild ein. Im Unterschied zu 
den Regionen Bern-Mittelland und Emmen tal-
Oberaargau waren in den Regionen Oberland und 
Berner Jura-Seeland deutlich mehr Untersuchun-
gen zu eröffnen als angenommen, was aber trotz 
der vereinheitlichten Eröffnungskriterien nie voll-
ends steuerbar sein wird. Eine Häufung von kom-
plexeren Fällen im Verhältnis zu einfacheren Fällen 
kann immer auftreten. Wäre eine solche Schwan-
kung im Berichtsjahr nicht eingetreten, würde die 
Belastung in der Region Berner Jura-Seeland bei 
durchschnittlich 72 Untersuchungen liegen, was 
noch nicht dem durch die getroffenen Personal-
massnahmen angestrebten Zielwert von 65 Unter-
suchungen entspräche. Dies zeigt, dass die Perso-
naldotation noch nicht vollends ausreichend ist und 
die Belastungswerte zudem sehr auf Schwankun-
gen anfällig sind. Die Konsequenz ist, dass diese 
Entwicklung weiter zu beobachten sein wird, aber 
mit Gewissheit die ursprünglich aus Steuerungs- 
und Evaluationsgründen lediglich befristet ausge-
stalteten Stellenprozente in unbefristete umzuwan-
deln sein werden. Sollte es aber zu den befürchteten 
formellen Verkomplizierungen des Strafverfahrens 

im Rahmen der StPO-Revision durch den Bundege-
setzgeber kommen, wären die Kantone als Anwen-
der gezwungen, die Dotationen bei den Staatsan-
waltschaften, aber auch bei den Gerichten, merklich 
gegen oben anzupassen. Die hohen Fallzahlen in 
der digitalen Kriminalität wie auch die hohen Belas-
tungswerte der mit Grossverfahren betrauten 
Staatsanwaltschaft für besondere Auf gaben lassen 
den Kreis zu den vorgesehenen Umsetzungs-
arbeiten im Projekt «Spezialisierung – Zentralisie-
rung» schliessen. Die im gleichen Zug wie die Ent-
lastung der Region Berner Jura-Seeland nach der 
Dotationsanalyse erarbeite Planungsvorgabe im 
Strafbefehlswesen wurde erreicht. Das dafür ein-
gesetzte Personal kann durch sein Engagement 
den invariablen Sockelwert von 14’500 hängigen 
Strafbefehlsverfahren halten, dies auch dank eines 
minimen Rückgangs der Eingänge.

Ihre packenden, zufolge Interdisziplinarität her-
ausfordernden und sicherheitspolitisch wichtigen 
Aufgaben, gleich wie die unverändert hohe Belas-
tung im Amt, kann die Staatsanwaltschaft nur mit 
ihrem engagierten Personal meistern. Dieses Enga-
gement und die sehr hohe Identifikation mit ihrem 
Auftrag sind bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern ungebrochen. Dies ist im Tagesgeschäft und 
im persönlichen Kontakt deutlich spürbar und mehr 
als nur erfreulich. Voraussetzung dafür sind eine 
moderne Führungsarbeit, engagierte Kader, die 
transparente Information, die zeitverzugslose Kom-
munikation und die Wertschätzung einer jeden ein-
zelnen Person und deren geleisteten Arbeit.

Projekte im Kerngeschäft – kantonal bis 
national

Die beschriebene privilegierte Ausgangslage er-
laubt es, ausgesprochen einschneidende, langdau-
ernde Veränderungsprozesse wie die Erarbeitung 
und Einführung der neuen Geschäftsverwaltung 
Rialto durchzuführen, gleichzeitig neue Herausfor-
derungen anzunehmen, deren Umsetzung zu pla-
nen und in einem Klima des Vertrauens in die Tat 
umzusetzen. Im Aussenverhältnis ist die Staatsan-
waltschaft eine zukunftsorientierte, verlässliche 
Partnerin und darf sich auf operativer, sowie mittle-
rer und oberster strategischer Ebene in Grosspro-
jekte wie Justitia 4.0 oder in die grundlegende Re-
form der SSK einbringen. Für die Strafrechtspflege 
bedeutend war die Möglichkeit, die Entwicklung 
und Einführung des digitalen Pikett-Tools des Berni-
schen Anwaltsverbandes BAV zur Vergabe amtlicher 
Mandate/Anwalt der ersten Stunde mitzugestalten. 
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Unabhängigkeit – Rechtssicherheit
Die Konzentration auf das Kerngeschäft bleibt 

oberste Leitschnur, für Über-Administration bleibt 
kein Raum. Die Staatsanwaltschaft als Teil der Ber-
ner Justiz lebt verantwortungsvoll und mit Über-
zeugung ihre institutionelle und fachliche Unab-
hängigkeit und ist gegenüber ihrer Aufsicht der 
Transparenz und Rechenschaft verpflichtet. Diese 
Werthaltung schafft günstigste Randbedingungen 
für die Arbeit einer Staatsanwaltschaft und für de-
ren Arbeitsresultate, auf die die strafgerichtliche 
Beurteilung letztlich aufbauen muss und als obers-
tes Ziel dem Gemeinwesen Rechtssicherheit ga-
rantiert. 

1.1.2 Aufbau und Auftrag
Die Staatsanwaltschaft des Kantons Bern ist Un-

tersuchungs- und Anklagebehörde in allen Straf-
sachen des eidgenössischen und kantonalen 
Rechts, für die der Kanton Bern sachlich und örtlich 
zu ständig ist und welche die Verfolgung von Er-
wachsenen, Jugendlichen und juristischen Perso-
nen betreffen. Sie ist damit Teil der Straf verfol-
gungsbehörden und setzt sich aus der Ge - 
neralstaatsanwaltschaft, den regionalen und den 
kantonalen Staatsanwaltschaften zusammen. Zu 
Letzteren gehört auch die Jugendanwaltschaft. 
Die Organisationsstruktur der Staatsanwaltschaft 
folgt den Prinzipien der Hierarchisierung, der  
Regionalisierung und der Spezialisierung.

Die Generalstaatsanwaltschaft leitet die Staats-
anwaltschaft und zeichnet für eine fachgerechte, 
effektive und qualitativ hochstehende Strafverfol-
gung verantwortlich. Die Untersuchung strafbaren 
Verhaltens obliegt in der Regel den örtlich zustän-
digen regionalen Staatsanwaltschaften. Spezielle 
Zuständigkeiten ergeben sich für die Verfolgung 
von Wirtschaftsdelikten (Schwerpunkte Vermö-
gensstrafrecht, Urkundenfälschung, Geldwäsche-
rei und Cyberkriminalität) sowie für Verfahren, die 
sich aufgrund ihrer Besonderheit nicht für die Un-
tersuchung durch die regionalen Staatsanwalt-
schaften eignen (überregionale oder deliktsüber-
greifende Kriminalität). Werden die gesetzlich 
vorgesehenen Kriterien erfüllt, fallen solche Ver-
fahren in die Verantwortlichkeit der Staatsanwalt-
schaft für die Verfolgung von Wirtschaftsdelikten 
bzw. der Staatsanwaltschaft für besondere Aufga-
ben, die beide für das gesamte Kantonsgebiet zu-
ständig sind. Ebenfalls für das ganze Kantonsge-
biet zuständig ist die Jugendanwaltschaft. Sie ist 
Untersuchungs- und Anklagebehörde für Straf-
taten, die von Jugendlichen verübt worden sind. 
Zudem ist sie für den Vollzug von Strafen und 

Schutzmassnahmen gegenüber Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen verantwortlich.

Die Leitungsfunktion der Generalstaatsanwalt-
schaft wird vom Generalstaatsanwalt und seinen 
beiden Stellvertretern wahrgenommen. Den regio-
nalen und kantonalen Staatsanwaltschaften sowie 
der Jugendanwaltschaft stehen je ein Leitender 
Staatsanwalt bzw. ein Leitender Jugendanwalt vor. 
Insgesamt umfasst die Staatsanwaltschaft des 
Kantons Bern 96.9 SOLL-Stellen für Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte sowie Jugendanwältin-
nen und Jugendanwälte. Sie sind wie folgt zuge-
wiesen: Generalstaatsanwaltschaft 6.1 Stellen, 
Bern-Mittelland 25.3 Stellen, Berner Jura-Seeland 
20.2 Stellen, Emmental-Oberaargau 8.0 Stellen, 
Oberland 8.0 Stellen, Wirtschaftsdelikte 9.0 Stel-
len, besondere Aufgaben 8.8 Stellen, Jugendan-
waltschaft 11.5 Stellen.

1.2 Ressourcen

Die Generalstaatsanwaltschaft verfügt über fol-
gende personelle Ressourcen (IST per 31.12.2019):
–  Staatsanwältinnen und Staatsanwälte: 610 % 

(davon 50 % Informationsbeauftragter) 
– Juristisches Sekretariat: 270 % (davon 10 % 

befristet)
– Sachbearbeitung Gerichtsstände: 70 %
– Projektleiter Projekt NeVo/Rialto: 100 % 

(befristet)
– Stabschef: 90 %
– Human Resources: 340 % (davon 60 % 

befristet; davon 10 % NeVo/Rialto)
– Finanzen: 350 % 
– Kanzlei: 270 % (davon 100 % befristet)

1.2.1 Kernauftrag der  
Generalstaatsanwaltschaft

Der Kernauftrag der Generalstaatsanwaltschaft 
besteht in der Wahrnehmung der Verantwortung 
für die Strafverfolgung gegen Erwachsene, juristi-
sche Personen und Jugendliche sowie in der  
Vertretung der Anklage vor den Kammern des 
Obergerichts (Berufungs-, Beschwerde- und Revi-
sionsverfahren) sowie vor dem Bundesgericht und 
dem Bundesstrafgericht in deutscher und französi-
scher Sprache. Ihr obliegt die Regelung der inter-
kantonalen Zuständigkeit und die sachliche  
Abgrenzung zum Bund, der Entscheid in in-
nerkantonalen Gerichtsstandskonflikten und staats-
anwaltschaftsinternen Beschwerdeverfahren, die 
Genehmigung von Nichtanhandnahme-, Sistie-
rungs- und Einstellungsverfügungen der Leitenden 
Staatsanwältinnen und Leitenden Staatsanwälte 
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sowie der Leitenden Jugendanwältin bzw. des  
Leitenden Jugendanwalts und der Anklageerhe-
bungen bei Gerichten mit geringerer sachlicher Zu-
ständigkeit. Die Generalstaatsanwaltschaft prüft in 
ihrer Eigenschaft als Zentralbehörde für die inter-
nationale Rechtshilfe die ihr auf direktem Weg  
zu gestellten internationalen Rechtshilfeersuchen, 
entscheidet betreffend die Übernahme der Straf-
verfolgung aus dem Ausland und nimmt Stellung 
im Rahmen von Exequaturverfahren vor der Be-
schwerdekammer des Obergerichts.

Ein ebenso wichtiger Aufgabenbereich des Ge-
neralstaatsanwalts und seiner beiden Stellvertreter 
ist die Führung der gesamten Staatsanwaltschaft 
im Rahmen einer flachen Hierarchiestruktur mit 
kurzer Führungsspanne (Generalstaatsanwalt-
schaft – Leitungen der kantonalen und regionalen 
Staatsanwaltschaften). Als Aufsichtsbehörde über 
die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, Jugend-
anwältinnen und Jugendanwälte sowie das übrige 
Personal obliegt der Generalstaatsanwaltschaft die 
Behandlung von aufsichtsrechtlichen Anzeigen 
und Staatshaftungsansprüchen. 

Weitere zentrale Aufgaben bestehen in der ge-
setzlich geregelten Mitwirkung in der Justizleitung 
sowie in der Mitwirkung in mit dem Kernauftrag 
zusammenhängenden Organisationen und deren 
Arbeitsgruppen, wie etwa die kantonsinterne Ar-
beitsgruppe Staatsanwaltschaft-Kantonspolizei 
oder die SSK und deren Arbeitsgruppen. Von Be-
deutung sind schliesslich ebenso die institutiona-
lisierten Austausche mit dem Kommando der Kan-
tonspolizei, dem Institut für Rechtsmedizin, den 
regionalen und kantonalen Gerichten, dem Berni-
schen Anwaltsverband, den aus serkantonalen 
Staatsanwaltschaften und Verwaltungsstellen bis 
hin zu gesamtschweizerischen Gremien und Ver-
bänden, die Stellungnahmen zu Gesetzesvorla-
gen und Personal-, Finanz- und Informatikge-
schäften. 

Die Generalstaatsanwaltschaft unterstützt und 
lenkt die Tätigkeit der regionalen und kantonalen 
Staatsanwaltschaften durch generelle Weisungen 
und Richtlinien sowie im Einzelfall durch spezielle 
Weisungen oder Ratschläge. Sie erledigt das admi-
nistrative Tagesgeschäft im Innenverhältnis wie 
auch im Verhältnis zu den Gerichten und zur Kan-
tonsverwaltung. Dazu gehören die laufende Si-
cherstellung der Umsetzung der Vorgaben des  
Generalstaatsanwalts sowie das Wahrnehmen  
der Verantwortlichkeiten im Personalwesen, in der 
Personalentwicklung, im Finanz- und Rechnungs-

wesen, hinsichtlich der Infrastruktur und nicht zu-
letzt bezüglich der Sicherheit in der Staatsanwalt-
schaft. Zu erwähnen ist schliesslich die Durch - 
 führung des Fallcontrollings als internes Führungs-
instrument sowie die laufende Überprüfung und 
Konsolidierung der Weisungen, Richtlinien und Ar-
beitshilfen.

Angesichts des raschen Wandels sowohl bei 
den rechtlichen Vorgaben wie auch im kriminellen 
Umfeld misst die Generalstaatsanwaltschaft der 
steten Aus- und Weiterbildung grosse Bedeutung 
zu. So ist der Generalstaatsanwalt Mitglied der 
SSK-Arbeitsgruppe Fortbildung in der Staatsan-
waltschaft und ein stellvertretender Generalstaats-
anwalt führt als Mitglied der Weiterbildungskom-
mission der Justizleitung regelmässig Kurse für die 
Justizangehörigen des Kantons Bern durch. Die 
Mitglieder der Generalstaatsanwaltschaft, zahlrei-
che Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie 
Jugendanwältinnen und Jugendanwälte sind so-
dann als Dozentinnen und Dozenten, Lehrbeauf-
tragte oder Referentinnen und Referenten an den 
Universitäten Bern, Luzern, St. Gallen und Freiburg, 
an der Staatsanwaltsakademie der Universität 
Luzern, an der École Romande de la Magistrature 
Pénale, am Schweizerischen Kompetenzzentrum 
für den Justizvollzug, am Schweizerischen Ausbil-
dungszentrum für das Strafvollzugspersonal und 
an der Interkantonalen Polizeischule tätig. Weitere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter engagieren sich 
in der beruflichen Aus- und Weiterbildung. Eine 
staatsanwaltsinterne Kommission befriedigt die 
Weiterbildungsbedürfnisse des nichtjuristischen 
Personals. Die kantonalen und regionalen Staats-
anwaltschaften, bei letzteren insbesondere die 
Strafbefehlsabteilungen, führen Aus- und Weiter-
bildungsveranstaltungen durch, die auf die spezi-
fischen Bedürfnisse der betreffenden Organi-
sationseinheiten zugeschnitten sind. Der 
Informationsbeauftragte schliesslich stellt die  
Fortbildung im Bereich der Medienarbeit sicher.

1.2.2 Belastung und Führungstätigkeit
Die Kader der Staatsanwaltschaft befinden sich 

im Spannungsfeld von Führung und operativem 
Geschäft, sei dies auf Stufe der Generalstaatsan-
waltschaft wie auch auf Abteilungsebene. Der Ge-
neralstaatsanwalt und seine beiden Stellvertreter 
werden in den Bereichen Administration, Organisa-
tion, operative Führung, Sachbearbeitung und Pro-
jektarbeit durch den Stabschef entlastet. Ange-
sichts der im Berichtsjahr deutlich gestiegenen 
Belastung im Rechtsmittelgeschäft ist diese Ent-
lastung mehr denn je notwendig. Die weitere Ent-



98 STAATSANWALTSCHAFT

wicklung des Kerngeschäfts wird daher aufmerk-
sam zu beobachten sein. 

Neben einem Leitbild und Handlungsgrundsät-
zen verfügt die Staatsanwaltschaft auch über einen 
Verhaltenskodex, den die Generalstaatsanwalt-
schaft zusammen mit den leitenden Staatsanwäl-
ten und dem leitenden Jugendanwalt erarbeitet 
hat. Der Verhaltenskodex der Staatsanwaltschaft 
ergänzt und konkretisiert den Verhaltenskodex der 
Verwaltung des Kantons Bern. Er umschreibt die 
Anforderungen an das verantwortungsbewusste, 
unabhängige, unbeeinflusste und einer Strafverfol-
gungsbehörde würdige Verhalten aller Mitarbeiten-
den. Die Staats anwaltschaft verfügt im Weiteren 
über ein verlässliches Controllingsystem im opera-
tiven Bereich wie auch bezüglich der Finanzen und 

der Human Resources. Sie arbeitet auf der Basis 
von Zielvereinbarungen, welche stufengerecht bis 
in den MAG-Prozess heruntergebrochen werden. 
Die Entwicklungen in den einzelnen Abteilungen 
werden in Form von Halbjahres- und Jahresberich-
ten sowie Finanz- und Personalreportings nach ein-
heitlichen Vorgaben erhoben und analysiert, was 
nach der übergreifenden Auswertung in den im 
vorliegenden Bericht aufgeführten Resultaten, 
Analysen und Schlussfolgerungen mündet. Die ra-
sche und verlässliche Umsetzung der erarbeiteten 
Lösungen wie auch die Kontrolle der Zielerreichung 
ist zwingend: Nur so kann eine grosse Organisa-
tion wie die Staatsanwaltschaft auf Kurs gehalten 
werden, damit sie ihren Strafverfolgungsauftrag 
erfüllen kann oder Negativtrends korrigiert oder 
gestoppt werden können.

Zahlenmässig am meisten ins Gewicht fallen wie 
üblich die interkantonalen Gerichtsstandsverfah-
ren. Hier ist mit 2’125 Verfahren der höchste Wert 
seit je zu verzeichnen. Damit setzt sich der mit der 
markanten Zunahme im Jahr 2017 eingeleitete 
Trend fort. Eine deutliche Zunahme haben sodann 
die schriftlichen und mündlichen Anklagevertretun-
gen, die Beschwerdevernehmlassungen, die Revi-
sionsgesuche und -vernehmlassungen, die Rechts-
hilfegeschäfte national und international sowie die 
Beschwerdeverfahren gegen Vollzugsentscheide 

der Polizei- und Militärdirektion bzw. neu Sicher-
heitsdirektion erfahren. Bei den mündlichen Ankla-
gevertretungen gilt es zudem zu berücksichtigen, 
dass aufgrund der höchstrichterlichen Vorgaben 
zum oberinstanzlichen Beweisverfahren die Pro-
zessdauer weiterhin stark zunimmt. Dauerten in 
früheren Jahren die meisten mündlichen Beru-
fungsverfahren nicht mehr als einen Tag, sind 
heute zwei oder mehr Verhandlungstage keine Sel-
tenheit mehr. In den übrigen Bereichen des Kern-
geschäfts kann hingegen von einer stabilen Ent-

31.12.18 31.12.19 Differenz

Anzahl Geschäfte total 3’235 3’381 +5 %

Rechtsmittelgeschäfte 641 620 –3 %

Anklagevertretungen schriftlich und mündlich 101 119 +18 %

Beschwerdevernehmlassungen 222 265 +19 %

Revisionsgesuche 0 1

Revisionsvernehmlassungen 1 9 +900 %

Beschwerden in Strafsachen Bundesgericht 5 4 –20 %

Vernehmlassungen zu Beschwerden in Strafsachen 3 4 +33 %

Beschwerdeverfahren gegen Vollzugsentscheide POM bzw. SID 19 32 +168 %

Gerichtsstandsverfahren 1’966 2’125 +8 %

davon vor Bundesstrafgericht 12 9 –25 %

Verfahren Art. 53 EG ZSJ 0 1

Rechtshilfegeschäfte national und international 385 441 +15 %

davon Entscheide internationale Strafübernahmebegehren 18 10 –44 %

1.3 Geschäftsentwicklung Generalstaatsanwaltschaft
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Entwicklung des Mengengerüsts per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingegangene Strafanzeigen  
(ohne uT-Anzeigen 1 gem. Art. 307 Abs. 4 StPO)

121’833 120’022 118’772 –1,0 %

Strafbefehle ohne vorgängige Untersuchung (Eingang) 92’717 90’779 86’923 –4,2 %

Einsprachen gegen Strafbefehle ohne Untersuchung 4’944 4’816 4’511 –6,3 %

Eröffnete Untersuchungen 8’080 8’373 8’976 +7,2 %

davon regionale Staatsanwaltschaften 6’546 6’593 6’826 +3,5 %

Eingereichte Anklagen total 684 683 690 +1,0 %

Anklagevertretungen 403 388 377 –5,3 %

Der Anzeigeneingang ist der wesentliche Schlüs-
selwert, welcher einerseits die Arbeitsmenge und 
andererseits die Art der Abarbeitung durch die 
Staatsanwaltschaft bestimmt. Er ist mit anderen 
Worten die Basis für die von der Staatsanwalt-
schaft geforderte Bearbeitung der gemeldeten 
Vorfälle mit den vorhandenen Ressourcen in der 
vorgegebenen Zeit in den Schranken der Schwei-
zerischen Strafprozessordnung. 

Steuerbar für die Staatsanwaltschaft bleiben der 
effiziente Einsatz ihrer Ressourcen und der Quali-
tätsstandard. Der Trend, der seit 2013 mit ständig 
zunehmenden Belastungszahlen festzustellen ist, 
fand im Berichtsjahr, wie im Langzeitvergleich zu 
erwarten war, wiederum keine Fortsetzung mehr, 
sondern hat sich auf ähnlich hohem Niveau wie im 
Jahr 2018 eingependelt. Die Strafbefehlsverfahren 
indessen nahmen um 4,2 % oder um 3’856 ab, 
was auch der leichten Abnahme der Anzeigen ent-
spricht. Die Entwicklung der Einsprachequote zeigt 
sich mit einem erneuten Rückgang von 6,3 %, die 
konstante Praxistauglichkeit dieser von der Straf-
prozessordnung gewollten Art der Bewältigung 

des Massengeschäftes setzt sich fort. Die immer 
wieder aufflackernde Pauschalkritik an diesem Ins-
titut bleibt unverständlich, die sorgfältige Analyse 
von plakativen Forderungen entkräftet sie sofort.

Die erneute, markante Zunahme der gestützt auf 
meist komplexere Sachverhalte zu eröffnenden 
Untersuchungen beträgt 7,2 %, dies liegt auch an 
der restriktiven Praxis der Beschwerdekammer 
des Obergerichtes und des Bundesgerichtes zur 
Verfahrenserledigung. Es sind dies Faktoren wie 
die fortschreitende Ausweitung der schon im Ge-
setz gut ausgebildeten formalen Anforderungen 
(Schriftlichkeit, Verfügungspflicht, Begründungs-
pflicht, Beschwerdemöglichkeit, Anforderungen an 
den Anklagegrundsatz), die Ausweitung des Bei-
zugs von Anwältinnen und Anwälten, die geringe 
Kooperationsbereitschaft von Verfahrensbeteilig-
ten sowie die Aussageverweigerung bei der Poli-
zei. All dies begründet den stetig ansteigenden 
Mehraufwand für die Verfahrenserledigung im pro-
zessual ohnehin per se aufwändigeren Untersu-
chungsverfahren.

1 Anzeigen gegen unbekannte Täterschaft.

wicklung auf hohem Niveau gesprochen werden. 
Der Generalstaatsanwalt und seine beiden Stell-
vertreter sowie die der Generalstaatsanwaltschaft 
zugeteilten Staatsanwältinnen sind damit hinsicht-
lich des Kerngeschäfts an die Grenze des Belastba-
ren gelangt.

1.4 Geschäftsentwicklung regionale und 
kantonale Staatsanwaltschaften

Der Gesamtvergleich der Geschäftszahlen der 
regionalen und kantonalen Staatsanwaltschaften 

wurde mit den von der Staatsanwaltschaft einge-
setzten Geschäftsverwaltungssystemen Tribuna 
und Jugis erarbeitet.

Die folgenden Zahlen geben den Vergleich zwi-
schen den Vorjahreszahlen und der Situation per 
Ende der Berichtsperiode wieder (Basis: jährlich 
ausgearbeitete Leistungsvereinbarungen). Sie 
werden von Ausführungen zu besonders signifi-
kanten Entwicklungen begleitet.
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Die Anzahl der eingereichten Anklagen ist im Be-
richtsjahr angestiegen. Sie hängt infolge der durch-
zuführenden Hauptverhandlung unmittelbar mit 
der Verfügbarkeit der Gerichte und der Parteien 
zusammen, jedoch generieren höhere Untersu-
chungszahlen auch mehr Anklagen. Die langfris-

tige Entwicklung der Anklagezahlen führt bei den 
Strafgerichten als nächstem Glied im Strafverfah-
ren ebenfalls zu einer steigenden Geschäftslast 
(Anklagen 2013: 517; 2014: 568; 2015: 548; 2016: 
633; 2017: 684; 2018: 683; 2019: 690).

Das Anzeigeverhalten ist auf dem hohen Niveau 
von rund 119’000 Anzeigen verharrt, ein im Verhält-
nis zur Gesamtzahl unbedeutender Rückgang von 
1250 Anzeigen ist zu verzeichnen. Es sei darauf hin-
gewiesen, dass die Kriminalstatistik der Kantonspoli-
zei einzig die mit der Staatsanwaltschaft kongruente 
Entwicklung der Kriminalität im Kernstrafrecht wider-
spiegelt, wohingegen die Kennzahl «Anzeigen» bei 
der Staatsanwaltschaft auch die Nebengesetzge-
bung zum Strafrecht, insbesondere die Strassen-
verkehrsdelinquenz sowie die direkt eingelangten 

Die abgekürzten Verfahren haben gegenüber dem 
Vorjahr nur sehr leicht zugenommen, sie bewegen 
sich im zu erwartenden Mittel. Die Praxis ist gefes-
tigt.

Im Vergleich zur Zunahme der Untersuchungszah-
len sind die Werte bei den Nichtanhandnahmen wie-
derum und merklich angestiegen, was indes direkt 

Privatanzeigen umfasst. Die Einschätzung der Krimi-
nalitätsentwicklungen in den Regionen zeigt, dass 
im Vergleich zum Vorjahr unverändert keine neuen 
oder besonderen Trends zu spezifischen Delikten 
oder Vorgehensweisen festzustellen sind. Die sin-
kende Kennziffer «uT-Anzeigen Polizei» – für die Aus-
wertung der Staatsanwaltschaft irrelevant – lässt 
vermuten, dass von Anzeigen gegen unbekannte 
Täterschaft bei Bagatelldelikten wegen der geringen 
Aussicht auf Erfolg zunehmend abgesehen wird.

mit der zunehmenden Komplexität der Anzeigen zu 
erklären ist, welche ein höheres Volumen von rund 
600 mehr Untersuchungen generieren. Die Recht-
sprechung der Beschwerdekammer des Oberge-
richtes wie auch diejenige des Bundesgerichtes las-
sen wenig Spielraum für Nichtanhandnahmen. Nur 
wenn offensichtlich kein strafbares Verhalten vor-
liegt oder es offensichtlich an den prozessualen Vor-

2  Bis 2017 Schätzung der Polizei. Ab 2018 Erhebung Polizei / effektiver Schnitt vorangehende 5 Jahre. 
3  12 Monate. 
4  Im Tätigkeitsbericht 2018 wird für das Jahr 2018 fälschlicherweise der Wert 160 ausgewiesen.

Anzeigeverhalten 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 Schnitt

Anzeigen Staatsan-
waltschaft

89’524 104’118 115’199 115’797 120’254 121’833 120’022 118’772 113’190

uT-Anzeigen Polizei2 36’500 36’500 36’500 36’500 36’500 36’500 28’981 25’429 22’813

Schätzung  
Anzeigen PBG 10’3003 

Strafanzeigen total 136’324 140’618 151’699 152’297 156’754 158’333 149’003 144’201 136’003

Übrige Verfahren (Eingänge) per 31.12.16 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Abgekürzte Verfahren 142 159 1124 114 +1,8 %

Berufungsanmeldungen 59 57 78 86 +10,3 %

Nichtanhandnahmen 1’276 1’431 1’459 1’561 +6,9 %

Einstellungen 2’468 2’656 2’796 2’887 +3,3 %

Rechtshilfeverfahren 343 346 401 378 –5,7 %

Selbständige nachträgliche Entscheide 4’518 4’238 1’925 1’536 –20,2 %
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Pendenzen und überjährige Verfahren per  
Ende Jahr (ohne Strafbefehlsverfahren) Total

pro Staatsanwalt
(100 IST–Stellenprozent)

Hängige Untersuchungen 4’727 61

davon überjährige Verfahren 1’186 15

Hängige übrige Verfahren ohne Strafbefehle 494 6

Qualität der erstinstanzlichen Urteile ist in hohem 
Mass sehr gut. Der regelmässige Austausch zwi-
schen der Staatsanwaltschaft und den Regionalge-
richten hat im Geschäftsjahr zusätzlich gezeigt, dass 
der Verfahrensübergang (Qualität der Anklageschrif-
ten) wie auch die Anklagevertretung den Erwartun-
gen der Gerichte entsprechen. Rückweisungen von 
Anklageschriften an die Staatsanwaltschaften bilden 
die Ausnahme. Der ausgesprochen praxisorientierte 
und daher wertvolle Austausch konnte sich daher 
auf juristische Optimierungsarbeiten und Sensibili-
sierungsfragen an der Schnittstelle Staatsanwalt-
schaft – Gerichte beschränken.

Die selbständigen nachträglichen Entscheide ha-
ben im Berichtsjahr weiter stark abgenommen (–389 
Fälle oder rund 20 %). Als Folge der im 2018 in Kraft 
getretenen Revision des Sanktionenrechts des Straf-
gesetzbuches (StGB) ist die Staatsanwaltschaft 
nicht mehr zuständig, in einem nachträglichen Ver-
fahren Geldstrafen, Bussen und Ersatzfreiheitsstra-
fen in gemeinnützige Arbeit umzuwandeln, den Ta-
gessatz herabzusetzen oder Zahlungsfristen bis zu 
24 Monaten zu verlängern. Diese Aufgabe wird neu 
von den zuständigen kantonalen Bewährungs- und 
Vollzugsdiensten des Amts für Justizvollzug (AJV-
BVD) wahrgenommen. Die Zahl der altrechtlichen 
Verfahren, die in der Zuständigkeit der Staatsanwalt-
schaft verblieben, nahm seither laufend ab. Dem-
gegenüber verbleiben die komplexen Verfahren im 
Bereich der Massnahmenänderungen bei der Staats-
anwaltschaft.

aussetzungen gebricht, darf ein Fall nicht an die 
Hand genommen werden. Aufwand entsteht aber 
dennoch, da nach Vorgabe der Beschwerdekammer 
auch solche Anzeigen nicht nur summarisch behan-
delt abgelegt werden dürfen, sondern diese nach 
wie vor eingehend zu prüfen und durch eine formelle 
Nichtanhandnahmeverfügung mit der erforderlichen 
Kurzbegründung zu erledigen sind. Eine konstant 
nach oben zeigende Kurve weisen auch querulatori-
sche Anzeigen oder unverständliche Schreiben an 
die Staatsanwaltschaften auf postalischem Weg 
oder über deren Info-Emailadressen bzw. Kontakt-
formulare auf, denen nachgegangen werden muss. 
Einige wenige Einzelpersonen fallen auf, welche  
wegen ihres Gefährderpotentials besondere Beob-
achtung erfordern. Auch die Entgegennahme der 
Berichts- und Meldetätigkeit der Polizei, fussend auf 
deren pflichtgemäss aufgenommenen «Anzeigen» 
mit fraglichem deliktischem Hintergrund, bindet 
übermässig Ressourcen.

 
Die angestiegene Zahl von Anklagen geht mit dem 

gestiegenen Untersuchungsvolumen einher. Dieser 
Anstieg korreliert folgerichtig aber zusätzlich auch 
wegen der zunehmenden Komplexität der Fälle mit 
dem angestiegenen Wert der Berufungsanmeldun-
gen der Staatsanwaltschaften. Die Notwendigkeit 
einer Überprüfung von erstinstanzlichen Urteilen 
durch das Obergericht allein auf Berufung der Staats-
anwaltschaft hin begrenzt sich auf diejenigen Fälle, 
wo sich praxisbewahrende oder praxisbildende Kor-
rekturen aufdrängen oder auf Ausnahmefälle. Die 

Die grosse qualitative Unterschiedlichkeit der 
Fälle wirkt sich auch auf die Überjährigkeit aus, 
welche im Einzelfall je nach der Komplexität des 
Falles oder durch Faktoren, die durch die Verfah-
rensleitung kaum beeinflussbar sind, sehr rasch 
eintreten kann.

An der Zahl der überjährigen Verfahren lässt sich 
ablesen, ob die Belastung der Staatsanwaltschaft 
vertretbar ist oder nicht. Auch für das Jahr 2019 
wurde das Erhaltensziel vereinbart, dass eine Un-
tersuchung grundsätzlich nicht bedeutend länger 

als ein Jahr dauern und kein Verfahren sachlich un-
begründet älter als vier Jahre sein darf. Die von  
aussen gesteuerte Arbeit der Staatsanwaltschaft 
– Anzeigen entgegennehmen, sie auf Sofort - 
massnahmen prüfen, wichtige und für das weitere 
Verfahren essentielle Untersuchungshandlungen 
vornehmen – verzögert die Erledigung von älteren 
Fällen, bei denen zeitlich weniger dringliche Ergän-
zungen oder Abschlusshandlungen vorzunehmen 
sind. Die wiederum angestiegene Untersuchungs-
geschäftslast bewirkt, dass die Zahl der überjähri-
gen Fälle um 59 auf 1’186 Fälle angestiegen ist 
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bzw. bei ca. 15 überjährigen Fällen pro Staatsan-
wältin oder Staatsanwalt verharrt ist. Die Anzahl 
der Fälle aller Staatsanwaltschaften, welche älter 
als vier Jahre sind, sank demgegenüber auf 76 
(2018: 81) Fälle. Die doch gesunkene, aber immer 
noch zu hohe Anzahl überjähriger Fälle widerspie-
gelt die hohe Untersuchungsbelastung. Der Druck 
bei den halb- und überjährigen Fällen ist zu hoch 
und er wird bei den Mitarbeitenden auch als belas-
tend empfunden. Das Gleichgewicht zu halten ist 
eine herausfordernde Aufgabe. Das kalkulierte Ri-
siko schwingt mit. Es zeigt sich ab und an, dass die 
begründete Priorisierung nicht immer sachgerecht 

Die nun seit Jahren unverändert geringe Quote 
der Weiterleitung von bestrittenen Strafbefehlen 
an die Gerichtsbarkeit ist trotz hoher Geschäftslast 
sogar noch etwas tiefer ausgefallen. Mit einer ste-
tigen Qualitätskontrolle wird sichergestellt, dass 
die gesetzlichen und bundesgerichtlichen Anforde-
rungen an den Strafbefehl erfüllt werden.

Werden in Verfahren, die mit dem Vermerk 
«Festhalten an Strafbefehl» dem Gericht überwie-
sen worden sind (2019: 642), die Einsprachen zu-
rückgezogen, folgt durch die Gerichte bei dieser 
Restmenge eine Rücküberweisung der Verfahren 
an die Staatsanwaltschaft, welche anschliessend 
sämtliche administrativen Abschlussarbeiten erle-
digt und den Inkassolauf durchführt. Dies führt 
dazu, dass diese Verfahren statistisch bei der 
Staatsanwaltschaft als durch «Rückzug der Ein-
sprache erledigt» figurieren, obwohl die fachliche 
Arbeit durch das Einzelgericht erledigt worden ist. 
Der Anteil der Gerichte an diesen durch Rückzug 
der Einsprache erledigten Verfahren ist beachtlich 
und darf bei der Auswertung des Zahlenwerks der 
Staatsanwaltschaft und der Gerichtsbarkeit nicht 
vernachlässigt werden. Zur exakten Belastung der 
Richterschaft wird auf die detaillierte Analyse der 
Strafgerichtsbarkeit, diese basierend auf den Zah-
len der Regionalgerichte, verwiesen. 

ausfällt und ein Fall infolge eines unvorhergesehe-
nen Ereignisses oder einer medialen Aufmerksam-
keit Erklärung einfordert. Knappe Ressourcen  
bedingen enge Planung. Jeder einzelne über vier-
jährige Fall wird bezüglich seines Alters schriftlich 
begründet und dokumentiert (Fremdbestimmun-
gen wie international ausgeschriebene Beschul-
digte, hängige Rechtshilfen usw.) und unterliegt 
der laufenden Kontrolle. Die Steuerungsmassnah-
men greifen, der leichte durchschnittliche Rück-
gang ist sicher erfreulich, indessen ist er regional 
unterschiedlich ausgefallen. Bei drohender Verjäh-
rung besteht kein Spielraum. 

Die Anzahl hängiger Strafbefehlsverfahren liegt 
bei 14’339. Dieser Wert liegt um 1’139 Verfahren 
unter dem Vorjahreswert und entspricht dank den 
im Rahmen der Dotationsanalyse getroffenen Per-
sonalmassnahmen dem realistischen und ablauf-
technisch bedingten Sockelwert von 14’500 jähr-
lich pendenten Verfahren. Das Jahresziel ist bei 
einem leicht rückläufigen Volumen von 86’253  
erledigten Strafbefehlen somit erreicht, kleine 
Schwankungen liegen im normalen Streubereich. 
Die festzustellende Verlagerung von den Strafbe-
fehlsverfahren hin zu den Untersuchungen ist nicht 
etwa auf eine Zunahme schwerer Straftaten zu-
rückzuführen, sondern vielmehr dem Umstand  
geschuldet, dass die einzelnen Verfahren formell  
aufwändiger werden und alleine aufgrund der Er-
gebnisse aus dem polizeilichen Ermittlungsverfah-
ren kein Verfahrensabschluss möglich ist

Strafbefehlsverfahren (ohne Untersuchung) per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Anzahl in der Berichtsperiode erledigte Strafbefehle 91’834 90’021 86’253 –4,2 %

Anzahl hängige Strafbefehle 15’925 15’478 14’339 –7,4 %

nach Einsprache an die Gerichte zur Beurteilung 741 689 642 –6,8 %

nach Einsprache an die Gerichte zur Beurteilung in % 0,8 0,8 0,7
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Die Indikatoren für die Erfassung der Belastung 
einer Staatsanwältin oder eines Staatsanwaltes 
sind die Geschäftslast, die diese/r Mitarbeitende 
aus dem Vorjahr überträgt, die Anzahl Fälle, die 
neu zu eröffnen sind und die sie oder er zu erledi-
gen vermag und letztlich die Anzahl Fälle, die ins 
Folgejahr übertragen werden müssen, da sie im 
Berichtsjahr nicht abgeschlossen werden können. 

Am Beispiel der regionalen Staatsanwaltschaf-
ten (allgemeine Kriminalität) lässt sich für die  
Berichtsperiode ableiten, dass pro Staatsanwältin 
oder Staatsanwalt 68 Untersuchungen aus dem 
Vorjahr (2017: 69) weiter zu behandeln und wiede-
rum 135 (2018: 136) neu zu eröffnen waren. Von 
diesen beiden Gruppen konnten 115 (2018: 117) 
Untersuchungen erledigt werden und es waren 
schliesslich 71 Fälle (2018: 68) auf das Folgejahr zu 
übertragen. Dazu kamen 40 (2018: 51) eröffnete 
übrige Verfahren (Rechtshilfe, selbständige nach-

Belastung (ohne sistierte Verfahren)
hängig 

1.1.
eröffnet 

2019
erledigt

2019
hängig 

31.12.

Untersuchungen Region alle 3’321 6’826 5’843 3’611

Untersuchungen pro regionale/n StA 68 135 115 71

übrige Verfahren Region alle 398 2’012 2’147 323

übrige Verfahren pro regionale/n StA 8 40 42 6

Total Verfahren pro regionale/n StA 76 175 157 77

Untersuchungen kantonal Wirtschaftsdelikte 405 718 418 408

Untersuchungen pro kantonale/n StA 49 87 50 49

übrige Verfahren kantonal 109 179 242 71

übrige Verfahren pro kantonale/n StA 13 22 29 9

Total Verfahren pro kantonale/n StA Wirtschaftsdelikte 62 109 79 58

 

Untersuchungen kantonal Besondere Aufgaben 262 292 221 342

Untersuchungen pro kantonale/n StA 35 35 26 41

übrige Verfahren kantonal 30 77 70 31

übrige Verfahren pro kantonale/n StA 4 9 8 4

Total Verfahren pro kantonale/n StA Besondere Aufgaben 39 44 34 45

Untersuchungen kantonale Jugendanwaltschaft 323 1’140 1’079 366

Untersuchungen pro JugA 29 106 100 34

übrige Verfahren Jugendanwaltschaft (ohne MÜV) 78 1’207 1’221 69

übrige Verfahren pro JugA 7 112 113 6

Total Verfahren pro JA 36 218 213 40

trägliche Entscheide, Nichtanhandnahmen). Die 
Belastung pro Staatsanwältin oder Staatsanwalt 
per Stichtag 31. Dezember beträgt durchschnittlich 
77 Verfahren (2018: 76) und entspricht damit auch 
mit Blick auf den einberechneten relativen befriste-
ten Personalzuwachs von 2 % (Entlastungsmass-
nahmen) nahezu exakt dem Stand des Vorjahres, 
was die Notwendigkeit der vorerst befristet ein-
gestellten Mitarbeitenden unterstreicht.

Die festzustellende Differenz zwischen den Zah-
len entfällt auf diejenigen Fälle («Verfahren in Prü-
fung»), bei denen nach deren Eingang vertieft ab-
zuklären ist, wie damit prozessual weiter zu 
verfahren ist (Eröffnung Untersuchung, Nichtan-
handnahme oder Strafbefehlsverfahren). Solche 
Abklärungen können Rückfragen, Gerichtsstands-
verfahren, ergänzende Polizeiaufträge oder Korres-
pondenzen mit einer anzeigenden Stelle oder  
Person sein. 
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2 REGIONALE  
STAATSANWALTSCHAFTEN

2.1 Gesamtwürdigung

Die regionalen Staatsanwaltschaften befassen 
sich mit dem grössten Teil der Kriminalitätsbe-
kämpfung in unserem Kanton. Es ist somit anhand 
dieser Einheiten am verlässlichsten möglich, die 
quantitativen und qualitativen Änderungen in der 
Arbeit der Strafverfolgerin und des Strafverfolgers 
zu erfassen und Aussagen über die Belastungssi-
tuation zu machen. Dies ist nur möglich mit einem 
verlässlichen Controlling- und Inspektionssystem. 
Die Leistungsvereinbarungen im Allgemeinen, das 
Controlling- und Kontrollsystem sowie die Fallpla-
nungskriterien der Staatsanwaltschaft im Beson-
deren liefern dazu die Beurteilungsgrundlagen. Sie 
erlauben eine zuverlässige Steuerung und erbrin-
gen die Kennzahlen, auf denen sich die strategi-
sche und operative Führung wie auch die Ressour-
cenbewirtschaftung aufbauen und durchsetzen 
lassen. Sie sind akzeptierte Führungsinstrumente. 
Diese Grundlagen erlaubten es auch, unkompliziert 
Personalfluktuationen aufzufangen und die Fallbe-
lastung zwischen den Verfahrensleitungen dyna-
misch auszugleichen. Anzufügen ist, dass unübli-
cherweise sehr rasch Stellen mit sehr fähigen 
Persönlichkeiten wiederbesetzt werden konnten, 
längere Personalgewinnungsprozesse blieben aus. 
Es ist augenscheinlich attraktiv, bei der Staatsan-
waltschaft zu arbeiten!

Wertet man die Ergebnisse der hängigen und 
neuen Verfahren pro Jahr im Verhältnis zur Erledi-
gungsleistung über alle regionalen Staatsanwalt-
schaften aus, ergibt sich, dass in allen Regionen 
bis auf die in etwa auf gleichem Niveau verharrte 
Region Bern-Mittelland erneut eine Zunahme der 
neu eröffneten Untersuchungen zu verzeichnen 
war. Die Anzahl hängiger Untersuchungen ist dort 
erneut (um 120) angestiegen, obschon die Anzahl 
eröffneter Untersuchungen stagnierte und die Erle-
digungen gleichbleibend hoch waren. Hinsichtlich 
der Anklagen ist gesamthaft eine Steigerung zu 
verzeichnen, sie ist bei den beiden grossen Regio-
nen besonders ausgeprägt. Wies die Region Ber-
ner Jura-Seeland pro Staatsanwältin oder Staats-
anwalt bereits schon in den früheren Jahren 
überdurchschnittlich viele erhobene Anklagen aus 
(2017: 206; 2018: 228; 2019: 209), fällt sie in der 

In der Abteilung Wirtschaftsdelikte waren per  
31. Dezember 408 (2018: 405) Verfahren hängig. 
Da v on  entfallen indes mehr als 80 % der Verfah-
ren auf den Bereich digitale Kriminalität. Die Art 
der Bekämpfung derselben und die aktuell ressour-
cenmässig deutlich zu schwache Dotation bilden 
den Hauptteil der einleitend umschriebenen lau-
fenden Arbeiten im Projekt «Spezialisierung – Zen-
tralisierung». Bei der unter dem gleichen Blick- 
winkel in diese Arbeiten miteinbezogenen Staats-
anwaltschaft für besondere Aufgaben sind 342 
(2018: 262) Verfahren hängig, was einer Belastung 
von 41 (2018: 35) Verfahren pro Staatsanwältin 
oder Staatsanwalt entspricht. Dies stellt erneut 
eine erhebliche Belastungszunahme dar. Diese Be-
lastung wird einerseits durch Kleinverfahren, ande-
rerseits aber hauptsächlich durch deutlich mehr 
umfangreiche Verfahren im Bereich des Men-
schenhandels, der Ausnützung der Arbeitskraft 
oder des professionell organisierten Drogenhan-
dels geprägt. Solche Fälle binden eine Staatsan-
wältin oder einen Staatsanwalt über Monate oder 
Jahre.
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Region Bern-Mittelland mit 243 Anklagen eben-
falls erheblich aus. 

In der Region Berner Jura-Seeland entwickelte 
sich im letzten Jahr die Anzahl der insgesamt erle-
digten Untersuchungen positiv (2017: 1’847; 2018: 
1’953; 2019: 2’054), was ebenfalls auf die in Folge 
des Belastungsausgleichs befristet geschaffenen 
zusätzlichen Stellen zurückzuführen ist. Demge-
genüber gibt die hohe Anzahl Verfahren mit einer 
Verfahrensdauer von mehr als vier Jahren in dieser 
Region nach wie vor Anlass zur Besorgnis. Aktuell 
führt diese Region 20 Verfahren mit einer Verfah-
rensdauer von vier Jahren oder mehr. Diese Ge-
samtzahl beinhaltet indessen vier Verfahren, die 
aufgrund einer neuen Sachlage wiederaufgenom-
men werden mussten (z.B. Verhaftung nach länge-
rer RIPOL-Ausschreibung, neue Erkenntnisse etc.). 
Es ist festzustellen, dass das Strafgericht der Re-
gion Berner Jura-Seeland die Fälle nach wie vor 
nicht laufend ansetzt. Das hat verschiedenartige 
negative Konsequenzen, von denen insbesondere 
das Verblassen der Erinnerungen von in der Haupt-
verhandlung einzuvernehmenden Personen, die 
Gefahr des Eintretens der Verjährung und die Straf-
milderung aufgrund der langen Verfahrensdauer zu 
nennen sind. Die Bemühungen des Obergerichts, 
mehr Personal zur Behebung dieses Engpasses zu 
erhalten, wurden und werden durch die Staatsan-
waltschaft vorbehaltlos unterstützt. 

In der Region Berner Jura-Seeland sank die Be-
lastung der einzelnen Staatsanwältin und des ein-
zelnen Staatsanwaltes von 81 Untersuchungen auf 
79. Die Belastungsziffer von durchschnittlich (lei-
der wieder gestiegenen) 69 Fällen pro Staatsan-
wältin oder Staatsanwalt in den anderen Regionen 
ist tiefer, dennoch dürfte die Angleichung der Re-
gion Berner Jura-Seeland und das Absenken der 
Belastungswerte über alle Regionen eine grössere 
Herausforderung bleiben. Sollte es zu den befürch-
teten formellen Verkomplizierung des Strafverfah-
rens im Rahmen der StPO-Revision durch den 
Bundesgesetzgeber kommen, wären die Kantone 
gezwungen, die Dotationen bei den Staatsanwalt-
schaften, aber auch bei den Gerichten merklich an-
zupassen. 

In der Region Oberland konnte auf Grund des 
weiteren Anstiegs der Zahl der eröffneten Untersu-
chungen 978 (852) die gegenüber den früheren 
Jahren ab dem Jahr 2016 angestiegene Zahl der 
hängigen Untersuchungen nicht gesenkt werden. 
Im Gegenteil: Die Pendenzenzahl ist angestiegen. 
Auf Ende der Berichtsperiode 2019 sind 476 Unter-

suchungen (426) oder durchschnittlich 73 (66) Un-
tersuchungen pro Vollzeit-Staatsanwaltsstelle (bei 
650 Stellenprozenten) hängig. Allerdings ist zu be-
merken, dass im Umfang des Anstiegs der Zahl 
der hängigen Verfahren umgekehrt die Zahl der 
hängigen Verfahren in Prüfung und die Zahl der 
hängigen Nichtanhandnahmeverfahren abgenom-
men haben. Die angestrebte Reduktion der Zahl 
der überjährigen Verfahren wurde im Berichtsjahr 
2019 auch in dieser Region verfehlt; statt einer Ab-
nahme erfolgte eine leichte Zunahme um drei Ver-
fahren (108). Bei den Staatsanwältinnen und 
Staatsan wälten, welche überdurchschnittlich viele 
Verfahren mit ungünstiger Altersstruktur in Arbeit 
haben, greift die engmaschigere Berichterstattung 
verbunden mit Zielvereinbarungen. 

In der Region Emmental-Oberaargau wurden im 
Berichtsjahr gegenüber dem Vorjahr etwas mehr 
Untersuchungen eröffnet, was jedoch im Rahmen 
der üblichen Schwankungen liegt (+4,4 %). Die 
Anzahl erledigter Untersuchungen ging allerdings 
von 835 auf 780 zurück, entsprechend 6,6 % oder 
55 Verfahren weniger. Dies hängt damit zusam-
men, dass die hängigen Anklagen von 56 auf 67 
Verfahren (+11 Verfahren bzw. +19,6 %) angestie-
gen sind; diese Verfahren werden jedoch erst 2020 
vor Gericht verhandelt, was den entsprechenden 
zeitlichen Aufwand nach sich ziehen wird. Die hän-
gigen Untersuchungen sind um 47 Verfahren 
(+12,0 %) angestiegen, entsprechend knapp 67 
Un tersuchungen pro Vollzeit-Staatsanwaltsstelle 
(Vorjahr: 60 Untersuchungen). Die Altersstruktur 
bei den hängigen Untersuchungen hat sich in die-
ser Region insgesamt verbessert: Bei den über 
halbjährigen bzw. überjährigen Verfahren ist zwar 
eine leichte Zunahme zu verzeichnen (+11 bzw. 
+5), dafür ist die Anzahl Untersuchungen  
älter als vier Jahre von neun auf vier gesunken, sie 
konnte damit mehr als halbiert werden und ent-
spricht der Zielvereinbarung der Generalstaatsan-
waltschaft.

Die Entwicklung der Strafbefehlsabteilungen hat 
gezeigt, dass das gezielt am richtigen Ort einge-
setzte Personal die Situation zu entspannen ver-
mag und diese Abteilungen heute ihren Auftrag 
einwandfrei zu erfüllen vermögen, dies unter Vor-
behalt von Ausfällen, Zusatzaufgaben oder stei-
genden Eingängen. Der invariable Sockelwert von 
14’500 hängigen Strafbefehlsverfahren wird nicht 
überschritten. 
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2.2.2 Geschäftsentwicklung

Entwicklung des Mengengerüsts per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingegangene Strafanzeigen (ohne uT-Anzeigen 
gem. Art. 307/4 StPO) 54’463 53’428 53’085 –0,6 %

Strafbefehle ohne vorgängige Untersuchung (Eingang) 42’328 41’231 39’233 –4,8 %

Einsprachen gegen Strafbefehle 2’056 2’072 1’944 –6,2 %

Eröffnete Untersuchungen 2’642 2’802 2’686 –4,1 %

Anklagevertretungen 130 139 138 –0,7 %

Anklagen, abgekürzte Verfahren, Einstellungen, 
übrige Verfahren per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingereichte Anklagen 224 218 243 +11,5 %

Abgekürzte Verfahren (Eingang) 33 30 40 +33,3 %

Berufungsanmeldungen 11 16 16 +0,0 %

Nichtanhandnahmen (Eingang) 534 539 491 –8,9 %

Einstellungen 961 948 971 +2,4 %

Rechtshilfeverfahren (Eingang) 169 196 192 –2,0 %

Selbständige nachträgliche Entscheide (Eingang) 2’163 520 300 –42,3 %

Pendenzen und überjährige Verfahren  
per Ende Jahr Total

pro Staatsanwalt  
(100 IST–Stellenprozent)

Hängige Untersuchungen 1’360 66

davon überjährige Verfahren 342 17

Hängige weitere Verfahren (Nichtanhandnahmen, 
selbständige nachträgliche Entscheide, Rechtshilfe) 153 7

Strafbefehlsverfahren (ohne Untersuchung) Total
in %  

(von Eingang)

Anzahl in der Berichtsperiode erledigte Strafbefehle 38’807 99

davon nach Einsprache an die Gerichte zur Beurteilung 
weitergeleitet 246 0,6

2.2 Bern-Mittelland

2.2.1 Ressourcen
Die Abteilung verfügt über folgende personelle 

Ressourcen (IST per 31.12.2019):
– Staatsanwältinnen und Staatsanwälte: 2’550 % 

Juristisches Sekretariat: 200 %
– Assistenz: 1’970 % (davon 195 % befristet, 

davon 50 % für Projekt NeVo/Rialto)
– Kanzlei: 2’480 % (davon 50 % befristet)

Auf die Strafbefehlsabteilung entfallen davon 
350 % der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
sowie 600 % Seniors mit eigenständiger Ent-
scheidkompetenz in Strafbefehlsverfahren. 



107STAATSANWALTSCHAFT

2.3 Berner Jura-Seeland

2.3.1 Ressourcen
Die Abteilung ist auf den Hauptstandort Biel und 

die Aussenstelle Moutier aufgeteilt und verfügt 
über folgende personelle Ressourcen (IST per 
31.12.2019):
– Staatsanwältinnen und Staatsanwälte: 2’120 % 

(davon 300 % befristet, davon 20 % für Projekt 
NeVo/Rialto)

– Juristisches Sekretariat: 110 % (davon 90 % 
befristet)

– Assistenz: 1’640 % (davon 20 % befristet)
– Kanzlei: 2’070 % (davon 180 % befristet)

Auf die Strafbefehlsabteilung entfallen davon 
270 % der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
sowie 520 % (davon 80 % befristet) Seniors mit 
eigenständiger Entscheidkompetenz in Strafbe-
fehlsverfahren. 

2.3.2 Geschäftsentwicklung

Entwicklung des Mengengerüsts per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingegangene Strafanzeigen (ohne uT-Anzeigen  
gem. Art. 307/4 StPO) 32’994 32’240 30’905 –4,1 %

Strafbefehle ohne vorgängige Untersuchung (Eingang) 26’059 25’275 23’774 –5,9 %

Einsprachen gegen Strafbefehle 1’305 1’390 1’292 –7,1 %

Eröffnete Untersuchungen 2’004 2’035 2’218 +9,0 %

Anklagevertretungen 121 115 118 +2,6 %

Anklagen, abgekürzte Verfahren, Einstellungen, 
übrige Verfahren per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingereichte Anklagen 206 228 209 –8,3 %

Abgekürzte Verfahren (Eingang) 70 48 42 –12,5 %

Berufungsanmeldungen 19 20 35 +75,0 %

Nichtanhandnahmen (Eingang) 118 106 116 +9,4 %

Einstellungen 545 649 618 –4,8 %

Rechtshilfeverfahren (Eingang) 76 83 86 +3,6 %

Selbständige nachträgliche Entscheide (Eingang) 671 292 224 –23,3 %

Pendenzen und überjährige Verfahren  
per Ende Jahr Total

pro Staatsanwalt
(100 IST–Stellen–%)

Hängige Untersuchungen 1’337 79

davon überjährige Verfahren 345 20

Hängige weitere Verfahren (Nichtanhandnahmen, 
selbständige nachträgliche Entscheide, Rechtshilfe) 94 6

Strafbefehlsverfahren (ohne Untersuchung) Total
in % 

(von Eingang)

Anzahl in der Berichtsperiode erledigte Strafbefehle 23’958 101

davon nach Einsprache an die Gerichte zur Beurteilung 
weitergeleitet 263 1,1
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2.4 Emmental-Oberaargau

2.4.1 Ressourcen
Die Abteilung verfügt über folgende personelle 

Ressourcen (IST per 31.12.2019):
– Staatsanwältinnen und Staatsanwälte: 800 % 
– Juristisches Sekretariat: 100 %
– Assistenz: 605 %
– Kanzlei: 745 %

Auf die Strafbefehlsabteilung entfallen davon 
100 % der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
sowie 100 % Seniors mit eigenständiger Ent-
scheidkompetenz in Strafbefehlsverfahren. 

2.4.2 Geschäftsentwicklung

Entwicklung des Mengengerüsts per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingegangene Strafanzeigen (ohne uT-Anzeigen  
gem. Art. 307/4 StPO) 14’199 13’530 13’647 +0,9 %

Strafbefehle ohne vorgängige Untersuchung (Eingang) 10’479 9’751 9’717 –0,3 %

Einsprachen gegen Strafbefehle 605 475 450 –5,3 %

Eröffnete Untersuchungen 1’092 904 944 +4,4 %

Anklagevertretungen 11 2 7 +250,0 %

Anklagen, abgekürzte Verfahren, Einstellungen, 
übrige Verfahren per 31.12.17 31.12.18 31.12.9 Differenz

Eingereichte Anklagen 66 60 63 +5,0 %

Abgekürzte Verfahren (Eingang) 3 5 6 +20,0 %

Berufungsanmeldungen 4 2 1 –50,0 %

Nichtanhandnahmen (Eingang) 125 136 175 +28,7 %

Einstellungen 326 323 326 +0,9 %

Rechtshilfeverfahren (Eingang) 49 60 51 –15,0 %

Selbständige nachträgliche Entscheide (Eingang) 267 87 54 –37,9 %

Pendenzen und überjährige Verfahren  
per Ende Jahr Total

pro Staatsanwalt
(100 IST-Stellen-%)

Hängige Untersuchungen 438 67

davon überjährige Verfahren 76 12

Hängige weitere Verfahren (Nichtanhandnahmen, 
selbständige nachträgliche Entscheide, Rechtshilfe) 34 6

Strafbefehlsverfahren (ohne Untersuchung) Total
in % 

(von Eingang)

Anzahl in der Berichtsperiode erledigte Strafbefehle 9’888 102

davon nach Einsprache an die Gerichte zur Beurteilung 
weitergeleitet 33 0,3
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2.5 Oberland

2.5.1 Ressourcen
Die Abteilung verfügt über folgende personelle 

Ressourcen (IST per 31.12.2019):
– Staatsanwältinnen und Staatsanwälte: 800 %
– Juristisches Sekretariat: 80 %
– Assistenz: 580 % (davon 20 % für Projekt 

NeVo/Rialto)
– Kanzlei: 900 %

Auf die Strafbefehlsabteilung entfallen davon 
100 % der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
sowie 200 % Seniors mit eigenständiger Ent-
scheidkompetenz in Strafbefehlsverfahren. 

2.5.2 Geschäftsentwicklung

Entwicklung des Mengengerüsts per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingegangene Strafanzeigen  
(ohne uT–Anzeigen gem. Art. 307/4 StPO) 15’659 16’197 15’874 –2,0 %

Strafbefehle ohne vorgängige Untersuchung (Eingang) 11’925 12’580 12’164 –3,3 %

Einsprachen gegen Strafbefehle 923 833 770 –7,6 %

Eröffnete Untersuchungen 808 852 978 +14,8 %

Anklagevertretungen 50 26 41 +57,7 %

Anklagen, abgekürzte Verfahren, Einstellungen, 
übrige Verfahren per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingereichte Anklagen 75 72 75 +4,2 %

Abgekürzte Verfahren (Eingang) 16 10 9 –10,0 %

Berufungsanmeldungen 5 6 2 –66,7 %

Nichtanhandnahmen (Eingang) 274 256 194 –24,2 %

Einstellungen 313 343 409 +19,2 %

Rechtshilfeverfahren (Eingang) 47 52 46 –11,5 %

Selbständige nachträgliche Entscheide (Eingang) 392 154 83 –46,1 %

Pendenzen und überjährige Verfahren  
per Ende Jahr Total

pro Staatsanwalt
(100 IST–Stellen–%)

Hängige Untersuchungen 476 73

davon überjährige Verfahren 111 17

Hängige weitere Verfahren (Nichtanhandnahmen, 
selbständige nachträgliche Entscheide, Rechtshilfe) 42 6

Strafbefehlsverfahren (ohne Untersuchung) Total
in % 

(von Eingang)

Anzahl in der Berichtsperiode erledigte Strafbefehle 11’556 95

davon nach Einsprache an die Gerichte zur Beurteilung 
weitergeleitet 93 0,8



110 STAATSANWALTSCHAFT

3 KANTONALE  
STAATSANWALTSCHAFTEN

3.1 Staatsanwaltschaft für die  
Verfolgung von Wirtschaftsdelikten

3.1.1 Ressourcen
Die Abteilung verfügt über folgende personelle 

Ressourcen (IST per 31.12.2019):
– Staatsanwältinnen und Staatsanwälte: 950 % 

(davon 50 % befristet)
– Juristisches Sekretariat: 50 %
– Assistenz: 620 %
– Revisoren: 180 %
– Kanzlei: 180 %

3.1.2 Geschäftsentwicklung
Wirtschaftsdelikte sind, bedingt durch ihre Kom-

plexität, bekanntermassen aufwändig, zeitintensiv 
und erfordern Spezialwissen. Die Generalstaatsan-
waltschaft achtet darauf, dass dieser spezialisier-
ten Staatsanwaltschaft nur diejenigen Fälle über-
tragen werden, welche die durch das Gesetz 
definierten strengen Vorgaben erfüllen (Art. 51 EG 
ZSJ), damit diesen Untersuchungen unter Einbin-
dung des Fachwissens genügend Zeit für die ver-
tiefte Abklärung zukommt.

Der prioritäre Abbau älterer Untersuchungen war 
für 2019 wiederum Hauptpunkt jeder Zielvereinba-
rung mit der Staatsanwältin und den Staatsanwäl-
ten. Per Ende 2019 waren bei der Staatsanwalt-
schaft für die Verfolgung von Wirtschaftsdelikten 
12 (Vorjahr: 13) Untersuchungen hängig, die älter 
als vier Jahre sind. Die Verjährungsfrage stellt  
sich indes bei keiner dieser Untersuchungen. Die 
Gründe für die längeren Verfahrensdauern sind 
mannigfaltig: Sie reichen insbesondere von ausser-
ordentlich arbeits- und zeitaufwändigen Untersu-
chungen über mit Beschwerden systematisch ver-
zögerte Verfahrensabschlüsse, ausser der Reihe 
zu behandelnde Haftfälle, Rechtshilfe-Probleme 
mit Russland bis hin zu ständigen Neuanzeigen, 
die Verfahrensabschlüsse verunmöglichen.

Die individuelle Fallbelastung der Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte und Staatsanwälte wurde 
unter Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen  
Beschäftigungsgrade fortlaufend ausgeglichen. Er-
möglicht wurde dies durch die mindestens dreimal 
jährlich durchgeführte Geschäftslastanalyse, d. h. 
die Schätzung des (Rest-)Arbeitsaufwands für 
jede Untersuchung mit einem Wert zwischen 1 

und 10. Handwechsel konnten vermieden werden, 
ebenso Weisungen zur Erledigungsart.

Die personellen Ressourcen erwiesen sich auch 
2019 als völlig ungenügend. Die Personaldotation 
der Staatsanwaltschaft für die Verfolgung von 
Wirtschaftsdelikten (vormals KURA W + zwei StA) 
ist seit 33 Jahren unverändert, die Untersuchun-
gen von Wirtschaftsdelikten (ohne Cybercrime) 
hingegen haben sich seit 2011 verdreifacht. Vor-
aussichtlich noch bis im Herbst 2020 werden für 
die Bewältigung der weiter zunehmenden Cyber-
crime-Verfahren lediglich 190 Stellenprozente zur 
Verfügung stehen (80 % StA, 60 % Assistenz und 
50 % Jur. Sekr.). Diese drei Personen sind – trotz 
Unterstützung durch weitere Mitarbeitende – mas-
siv überlastet und fehlen im Kerngeschäft der 
Staatsanwaltschaft für die Verfolgung von Wirt-
schaftsdelikten, was zur Folge hat, dass sich die 
Verfahrensdauern der Untersuchungen nachweis-
lich verlängern. Das Projekt «Spezialisierung –  
Zentralisierung» wird hier zu einer merklichen Ent-
spannung führen.
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Entwicklung des Mengengerüsts per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingegangene Strafanzeigen 419 709 890 +25,5 %

davon Bereich Cyberkriminalität 283 557 785 +40,9 %

Eröffnete Untersuchungen 286 550 718 +30,5 %

davon Bereich Cyberkriminalität 176 450 653 +45,1 %

Anklagevertretungen 14 10 9 –10,0 %

Anklagen, abgekürzte Verfahren, Einstellungen, 
übrige Verfahren per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingereichte Anklagen 18 22 25 +13,6 %

davon Bereich Cyberkriminalität 0 3 0 –100,0 %

Abgekürzte Verfahren (Eingang) 1 0 0 +0,0 %

Berufungsanmeldungen 7 16 16 +0,0 %

Nichtanhandnahmen (Eingang) 80 116 179 +54,3 %

Einstellungen 34 33 27 –18,2 %

davon Bereich Cyberkriminalität n.a. n.a. 8 n.a.

Rechtshilfeverfahren (Eingang) 3 3 0 –100,0 %

Selbständige nachträgliche Entscheide (Eingang) 0 1 0 –100,0 %

Pendenzen und überjährige Verfahren  
per Ende Jahr Total

pro Staatsanwalt
(100 IST–Stellen–%)

Hängige Untersuchungen 408 49

davon überjährige Verfahren 156 19

3.2 Staatsanwaltschaft  
für besondere Aufgaben

3.2.1 Ressourcen
Die Abteilung verfügt über folgende personelle 

Ressourcen (IST per 31.12.2019):
– Staatsanwältinnen und Staatsanwälte: 890 % 

(davon 10 % befristet)
– Juristisches Sekretariat: 100 %
– Assistenz: 700 % (davon 40 % für Projekt 

NeVo/Rialto)
– Übersetzer: 100 %
– Kanzlei: 100 %

3.2.2 Geschäftsentwicklung
Im Vergleich zum Vorjahr verzeichnet die Staats-

anwaltschaft für besondere Aufgaben beim Ein-
gang von Strafanzeigen eine Zunahme von 159, 
was rund 33 % ausmacht. Insbesondere im Be-

reich der Kinderpornografie ist eine Zunahme um 
rund 95 % festzustellen: Während im 2018 noch 
72 Neueingänge zu verzeichnen waren, sind es im 
Berichtsjahr bereits 141. Bei den Medizinalstrafver-
fahren gab es 18 Neueingänge, bei 15 Anzeigen 
musste eine Untersuchung eröffnet werden.

Bei den eröffneten Untersuchungen ist im Berichts-
jahr eine deutliche Zunahme um 107 zu verzeichnen, 
was einer Steigerung von rund 58 % entspricht.

Bei den abgekürzten Verfahren hat sich der rück-
läufige Trend des Vorjahres im Berichtsjahr fortge-
setzt. Die Bereitschaft einer beschuldigten Person, 
für ein abgekürztes Verfahren Hand zu bieten, 
sinkt, sobald sich die Frage der Landesverweisung 
stellt. Vermutlich erhofft sie sich, dass das Gericht 
im ordentlichen Verfahren von einer Landesver-
weisung absehen werde.

Die Anzahl Nichtanhandnahmen und Einstellun-
gen hängt bei der Staatsanwaltschaft für Beson-
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3.3 Jugendanwaltschaft

3.3.1 Ressourcen
Die Jugendanwaltschaft ist dezentral organisiert 

und auf die Dienststellen Bern-Mittelland  
(Standort Bern), Oberland (Standort Spiez), Em-
mental-Oberaargau (Standort Burgdorf) und Ber-
ner Jura-Seeland (Standort Biel, Aussenstelle in 
Moutier) aufgeteilt. Die Abteilung verfügt über fol-
gende personelle Ressourcen (IST per 31.12.2019):

Bern-Mittelland:
– Jugendanwältinnen und Jugendanwälte: 540 % 

(davon 50 % für Projekt NeVo/Rialto)
– Assistenz: 375 %
– Sozialarbeitende: 455 %
– Kanzlei: 480 % (davon 10 % befristet für 

Projekt NeVo/Rialto)

Berner Jura-Seeland:
– Jugendanwältinnen und Jugendanwälte: 300 %
– Assistenz: 230 %
– Sozialarbeitende: 390 %
– Kanzlei: 250 %

Entwicklung des Mengengerüsts per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingegangene Strafanzeigen 703 477 636 +33,3 %

Eröffnete Untersuchungen 232 185 292 +57,8 %

Anklagevertretungen 52 26 45 +73,1 %

Anklagen, abgekürzte Verfahren, Einstellungen, 
übrige Verfahren per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingereichte Anklagen 71 59 47 –20,3 %

Abgekürzte Verfahren (Eingang) 36 19 17 –10,5 %

Berufungsanmeldungen 5 14 14 +0,0 %

Nichtanhandnahmen (Eingang) 73 64 73 +14,1 %

Einstellungen 43 43 68 +58,1 %

Rechtshilfeverfahren (Eingang) 2 7 3 –57,1 %

Selbständige nachträgliche Entscheide (Eingang) 1 0 1 +100,0 %

Pendenzen und überjährige Verfahren  
per Ende Jahr Total

pro Staatsanwalt
(100 IST-Stellen-%)

Hängige Untersuchungen 342 41

davon überjährige Verfahren 142 17

dere Aufgaben zu einem wesentlichen Teil davon 
ab, wie viele Anzeigen gegen Behördenmitglieder 
eingereicht werden, da diese Verfahren mehrheit-
lich mit einer Nichtanhandnahme- oder Einstel-
lungsverfügung erledigt werden können.

Das Total der im Berichtsjahr erhobenen Ankla-
gen liegt unter demjenigen vom Vorjahr. Im Vorjahr 
konnten deshalb überdurchschnittliche viele Ankla-
gen erhoben werden, weil weniger Neueingänge 
zu verzeichnen waren und somit die Ressourcen 
für den Abschluss von Verfahren eingesetzt wer-
den konnten.
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Emmental-Oberaargau
– Jugendanwältinnen und Jugendanwälte: 180 % 
– Assistenz: 150 %
– Sozialarbeitende: 260 % (davon 10 % befristet)
– Kanzlei: 150 %

Oberland:
– Jugendanwältinnen und Jugendanwälte: 180 %
– Assistenz: 145 %
– Sozialarbeitende: 260 %
– Kanzlei: 190 %

3.3.2 Geschäftsentwicklung
Die rechtlichen Grundlagen für die Arbeit der Ju-

gendanwaltschaft (JugA) sind das Bundesgesetz 
über das Jugendstrafrecht sowie die Schweizeri-
sche Jugendstrafprozessordnung, die in vielen  
Teilen massgeblich vom Erwachsenenstrafrecht 
abweichen. Die personellen Ressourcen bei be-
währter dezentraler Struktur der kantonalen Ju-
gendanwaltschaft bleibt eine Mindestdotation. 
Den Herausforderungen in der Arbeit mit zwei 
Kleinsteinheiten (Dienststellen Emmental-Ober-
aargau und Oberland) muss laufend Rechnung ge-
tragen werden. 

Zahlenmässig ist nach einer längeren Phase der 
Stagnation wieder eine Steigerung zu verzeichnen: 
Gesamtkantonal ist die Anzahl neuer Verfahren im 
Vergleich zum Vorjahr merklich angestiegen. Der 
Jahresdurchschnitt der letzten fünf Jahre ergibt 
durchschnittliche Eingänge von 3’438 Verfahren. 
Der Verfahrenseingang (2019: 3'735) bewegt sich 
somit über dem fünfjährigen Durchschnitt. Eine 
Zunahme im Massengeschäft Strafbefehlsverfah-
ren hatten bis auf die Dienststelle Emmen- 
tal-Oberaargau und die Aussenstelle Berner Jura 
(Seeland f) alle Dienststellen zu verzeichnen. Die 
Zunahme dieses Massengeschäfts lässt sich am 
ehesten durch die Zunahme der Anzeigen wegen 
Widerhandlungen gegen das Personenbeförde-
rungsgesetz erklären (Vorjahr: 659 Verurteilungen; 
Berichtsjahr: 971 Verurteilungen). Gegenüber 2018 
erfolgten mehr Einsprachen gegen Strafbefehle 
(+11). Die Ein sprachequote liegt bei 1,9 %, was ge-
genüber dem Vorjahr einer leichteren Steigerung 
von 0,3 % entspricht. 

In den Regionen Bern-Mittelland, Oberland, See-
land (f) und Emmental-Oberaargau nahmen die er-
öffneten Untersuchungen zu, wohingegen in der 
Region Seeland (d) eine starke Abnahme zu ver-
zeichnen ist. Es wurden wesentlich mehr Nichtan-
handnahmen erlassen, als erwartet (+37,6 %), 

was in Zahlen ausgedrückt deren 91 entspricht. 
Die Anzahl von 333 Nichtanhandnahmen liegt über 
dem fünfjährigen Durchschnitt von 242 Fällen. 
Dies erklärt sich dadurch, dass mehr offensichtlich 
nicht erfüllte Straftatbestände sowie Kinder unter-
halb der Strafmündigkeitsgrenze (10-jährig) zur  
Anzeige gebracht wurden sowie mehr Unfälle im 
SVG-Bereich zur Anzeige kamen, welche wegen 
der unmittelbaren Betroffenheit durch die erlitte-
nen Verletzungen jegliche Strafe als unangemes-
sen erschienen liessen. Im Berichtsjahr wurden  
11 Einstellungen mehr erlassen als prognostiziert 
(+2,4 %). Gründe dafür sind einerseits erfolgreich 
durchgeführte Vergleichsverhandlungen, eine we-
sentliche Zunahme der erfolgten Wiedergutma-
chungen sowie die nachträgliche Bezahlung von 
ausstehenden Bussen im Umwandlungsverfahren 
zur Ersatzfreiheitsstrafe, womit das nachträgliche 
Verfahren mit Einstellung geschlossen werden 
konnte. Die Anzahl nachträglicher Verfahren liegt 
mit –2,5 % oder –22 Verfahren unter den prognos-
tizierten Erwartungen, was im Bereich der norma-
len Streuung liegt.

Nebst der Untersuchung und dem Strafbefehls-
verfahren ist die Jugendanwaltschaft auch für den 
Vollzug der ausgesprochenen Jugendstrafen und 
Schutzmassnahmen zuständig. Namentlich die 
Entwicklung folgender Themenfelder ist erwäh-
nenswert: Am Ende der Berichtsperiode sind 
266 Fälle in einem hängigen Vollzugsverfahren zur 
Erbringung der Strafe der persönlichen Leistung zu 
verzeichnen. Gegenüber dem Vorjahr mit 226 Fäl-
len ist eine erhebliche Mehrbelastung eingetreten. 
Eine Erklärung dafür sind mehr Verfahrensein-
gänge, demzufolge mussten entsprechend mehr 
erzieherisch wirkende Sanktionen im Sinne der 
persönlichen Leistung ausgesprochen werden. 
Auch nach dem Ausfällen eines Strafbefehls und 
seinem Eintritt in Rechtskraft bleibt – im Unter-
schied zum Erwachsenenstrafrecht – die Jugend-
anwaltschaft weiterhin im Vollzug mit dem Fall be-
fasst. Eine Erhöhung der Verfahrenseingänge führt 
somit nicht bloss im Vorverfahren und dem speziel-
len Strafbefehlsverfahren zu einem Mehraufwand, 
sondern auch zu einer Mehrbelastung im Vollzug in 
ähnlichem Umfang. Die Anzahl an Unterbringun-
gen liegt unter den Erwartungen (–13,5 % oder 7 
Unterbringungen weniger als im Vorjahr). Gleich-
zeitig haben gegenüber dem Vorjahr die vorsorgli-
chen Unterbringungen um 12 Fälle oder um 
+41,4 % zugenommen. Die Tendenz, dass im Be-
reich der Schutzmassnahmen generell ein Anstieg 
bzw. Verbleib der Anzahl angeordneter Schutz-
massnahmen auf hohem Niveau zu verzeichnen 
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Entwicklung des Mengengerüsts per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingegangene Strafanzeigen 3’396 3’441 3’735 +8,5 %

Strafbefehle ohne vorgängige Untersuchung (Eingang) 1’922 1’939 2’023 +4,3 %

Einsprachen gegen Strafbefehle 55 43 54 +25,6 %

Eröffnete Untersuchungen 1’016 1’045 1’140 +9,1 %

Anklagevertretungen 25 295 19 –34,5 %

Anklagen, Einstellungen, übrige Verfahren per 31.12.17 31.12.18 31.12.19 Differenz

Eingereichte Anklagen 27 24 28 +16,7 %

Berufungsanmeldungen 6 4 2 –50,0 %

Nichtanhandnahmen (Eingang) 227 242 333 +37,6 %

Einstellungen 434 457 468 +2,4 %

Selbständige nachträgliche Entscheide (Eingang) 744 871 874 +0,3 %

Pendenzen und überjährige Verfahren  
per Ende Jahr Total

pro Jugendanwalt
(100 IST–Stellen–%)

Hängige Untersuchungen 366 34

davon überjährige Verfahren 14 1

Strafbefehlsverfahren (ohne Untersuchung) Total in %

Anzahl in der Berichtsperiode erledigte Strafbefehle 2’038 101

davon nach Einsprache an die Gerichte zur Beurteilung 
weitergeleitet 7 0,3

ist, bleibt damit bestehen. Vermehrt ist festzustel-
len, dass die stationär untergebrachten Jugendli-
chen zudem einer gerichtlich angeordneten, paral-
lel dazu laufenden ambulanten psychologischen 
oder psychiatrischen Behandlung be dürfen, womit 
sich die normale Tagespauschale solcher stationä-
rer Einrichtungen mehr als verdoppeln kann. Die 
Jugendanwaltschaft ist im Bereich der Schutz-
massnahmen während des ganzen Jahres gefor-
dert. Grund dafür bildet die Möglichkeit, die Schutz-
massnahmen jederzeit den geänderten Situationen 
und Fortschritten der betroffenen Jugendlichen 
anzupassen. Um die Ziele mit den Jugendlichen zu 
erreichen, sind eine rollende Planung und ein un-
entwegtes Einschreiten bei Abweichungen sowie 
ein unterstützendes Begleiten bei positiver Ent-

wicklung durch persönliche Vorsprachen beim 
oder bei der Jugendlichen unumgänglich. Sind die 
Ziele erreicht und ist die Deliktsfreiheit gegeben, 
können die Schutzmassnahmen aufgehoben wer-
den oder eine Weiterführung in Form der ambulan-
ten Schutzmassnahmen ins Auge gefasst werden. 
Die absolute Sicherheit vor der Gefahr eines Rück-
falles oder neuer Ereignisse kann nicht gewährleis-
tet werden. Um dieses Risiko weiter zu diminuie-
ren, etabliert die Jugendanwaltschaft eine interne 
Kommission (allenfalls unter Beizug von auswärti-
gen Fachpersonen) zur Empfehlung von Rahmen-
bedingungen in schwierigen Einzelfällen bei der 
Frage der Vollzugslockerungen im Schutzmassnah-
menvollzug. Diese Arbeiten werden im kommen-
den Jahr abgeschlossen.

5 Im Tätigkeitsbericht 2018 wurde für das Jahr 2018 fälschlicherweise der Wert 33 ausgewiesen.
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4 FÜHRUNG UND  
ADMINISTRATION

4.1 Human Resources (HR)

Das Jahr 2019 stand auch für die Abteilung Hu-
man Resources im Zeichen des «Klima»-Wandels. 
Der Umzug von den engen Platzverhältnissen an 
der Maulbeerstrasse 10 in die neuen Büroräumlich-
keiten am Nordring 8 verbesserte das Klima und 
die Arbeitsabläufe nachhaltig. So konnte sich das 
Team unter optimalen Bedingungen auf die inter-
essanten, aber auch aufwändigen Projekt- und 
Ressourcenthemen fokussieren. Zu nennen ist bei-
spielsweise das Projekt NeVo/Rialto. In diesem Zu-
sammenhang mussten die Ressourcen laufend 
überprüft und unter Berücksichtigung einer für die 
effiziente Erledigung des Kerngeschäfts ausrei-
chenden Personaldotation dem Projektstand ange-
passt werden. Eine besondere Herausforderung 
stellt der krankheitsbedingte Ausfall des Projektlei-
ters ab Spätherbst dar, der kurzfristig in seinen ver-
schiedenen Funktionen durch andere Mitarbeiter 
ersetzt werden musste. Hinzu kam der Mutter-
schaftsurlaub der Stv. Leiterin Human Resources 
und die damit verbundene Übernahme dieser 
Funktion durch eine andere Mitarbeiterin der Hu-
man Resources sowie die Einarbeitung einer Per-
sonalfachfrau. Im Zuge dieser Neuorganisation 
wurde eine Co-Leitung geschaffen, welche nun 
von der bisherigen Leiterin und der bisherigen 
Stellvertreterin im Jobsharing wahrgenommen 
wird. Auf das Jahresende hin beschäftigte sich die 
Abteilung Human Resources zudem mit den admi-
nistrativen Arbeiten im Zusammenhang mit der per 
1. Januar 2020 in Kraft gesetzten Teilrevision des 
Personalgesetzes und der Personalverordnung, 
insbesondere mit der Einführung der Vertrauensar-
beitszeit (VAZ) für das oberste Kader.

In Umsetzung des Internen Kontrollsystems (IKS) 
wurden die finanzrelevanten Geschäftsprozesse 
für den Bereich Human Resources ermittelt und 
dokumentiert. Das IKS wird nicht zuletzt aufgrund 
der Veränderungen durch das Projekt NeVo/Rialto 
weiterentwickelt werden. Folgende wesentlichen 
finanzrelevanten HR-Geschäftsprozesse wurden 
ermittelt und im Prozessdokumentations tool QM-
Pilot aufgenommen: Personal gewinnung, -entwick-
lung, -erhaltung und -austritt. Um eine effiziente 
Aufnahme der Prozesse sicherzustellen, wurde 
eine erfahrene externe Fachperson der Firma AWK 

beigezogen. Diese war mit den Arbeitsmethoden 
im Bereich Projekt-/Prozessmanagement vertraut 
und bot Unterstützung nicht nur bei der Aufnahme 
der Prozesse, sondern coachte auch die verant-
wortlichen Mitarbeiterinnen der Abteilung Human 
Resources. Das Projekt startete Mitte Januar 2019 
und gelangte Ende Dezember erfolgreich zum Ab-
schluss. 

Per 1. Juli 2019 revidierte die Justizleitung die 
Weisung zum Auslagenersatz, was vor allem Än-
derungen bei der Handhabung der belegpflichtigen 
Spesenarten, Infrastrukturkosten und externen 
freiwilligen Weiterbildung mit sich brachte. Am 
umfangreichsten waren die Änderungen im Zu-
sammenhang mit der externen freiwilligen Weiter-
bildung. Um eine einheitliche Anwendung der ent-
sprechenden Bestimmungen in der gesamten 
Justiz zu gewährleisten, wurde ein detailliertes 
Merkblatt der Justizleitung verfasst. Die entspre-
chenden Arbeiten erfolgten im ersten Halbjahr in 
mehreren Workshops und waren sehr zeitintensiv.

Im Zuge der Teilrevision der Personalverordnung 
per 1. Januar 2016 wurden die Bestimmungen zum 
Langzeitkonto angepasst. Seither besteht für das 
Langzeitkonto ein Maximalsaldo von 50 Tagen. Die 
Abteilung Human Resources begleitete die Abbau-
massnahmen während vier Jahren. Im Juli des Be-
richtsjahres fanden die letzten Auszahlungen statt 
und per Ende Jahr waren die 50 Tage übersteigen-
den Saldi vollständig abgebaut. 

Einen positiven Trend weist die im Berichtsjahr 
vom Kanton durchgeführte repräsentative Perso-
nalbefragung aus, haben doch die Arbeitszufrie-
denheit und das Commitment der Mitarbeitenden 
gegenüber der letzten Befragung im Jahr 2015 
leicht zugenommen. Auch die Staatsanwaltschaft 
kann auf erfreuliche Zahlen zurückgreifen. Im Ver-
gleich zum Vorjahr konnte im Jahr 2019 eine Ab-
nahme der Austritte festgestellt werden. Insge-
samt waren 20 Kündigungen zu verzeichnen, somit 
sieben weniger als im Vorjahr. Bei zwei Austritten 
handelt es sich um Kündigungen, die von der Ge-
neralstaatsanwaltschaft verfügt wurden. Obwohl 
die Fluktuationsrate im Berichtsjahr mit 7,4 %  
tiefer ist als im Vorjahr (9,7 %), verzeichnete die 
Staatsanwaltschaft erstaunlich viele Stellenbeset-
zungen. Alleine in den Sommermonaten erfolgten 
50 Anstellungen (inkl. befristete). Die Gründe für 
diese hohe Zahl trotz abnehmender Fluktuation 
sind vielschichtig. Ein wesentlicher Grund für die-
ses Phänomen dürfte jedoch darin liegen, dass  
neben Eins-zu-eins-Stellenbesetzungen befristete 
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Anstellungen im Zusammenhang mit Entlastungen 
und Stellenverschiebungen für das Projekt NeVo/
Rialto vorgenommen wurden. Die Mutterschaften 
sind mit sechs Niederkünften im Vergleich zum 
Vorjahr (zehn) gesunken. In Bezug auf das Absen-
zenmanagement blieben die Zahlen relativ stabil. 
Im Vergleich zum Vorjahr (68) ist die Zahl der Mit-
arbeitenden, die mehr als vier Abwesenheitsereig-
nisse aufwiesen, auf 61 gesunken. Darunter sind 
per 31. Dezember 2019 vier Langzeitkrankheitsfälle  
zu verzeichnen. 

Die Abteilung Human Resources zieht für das 
Berichtsjahr bezüglich der per 1. Januar 2018 in 
Kraft gesetzten neuen Vorgaben zur Stellenbewirt-
schaftung eine positive Bilanz. Anders als im Jahr 
2018 konnte im 2019 die Zahl der Soll-Stellen er-
freulicherweise eingehalten werden. Dies war 
möglich, weil die Reserve der Staatsanwaltschaft 
im Berichtsjahr nach einer Teilabtretung durch die 
anderen Produktegruppen 2,84 % statt 2 % ge-
mäss der üblichen Direktionsreserve betrug. Für 
das laufende Jahr wurde die Stellenplanreserve 
um 0,18 % zugunsten der Zivil- und Strafgerichts-
barkeit reduziert. Demzufolge steht die Staatsan-
waltschaft vor einer neuen Ausgangslage, die sie 
vertieft beurteilen wird.

Nachdem der Grosse Rat in der November- 
Session die für die Spezialisierungsfunktionen  
be antragten Stellen genehmigt hat, wird es im  
Folgejahr darum gehen, die entsprechenden 
Stellen beschreibungen auszuarbeiten und das 
Ausschreibungs- und Anstellungsverfahren durch-
zuführen.

4.2 Finanz- und Rechnungswesen

Im Berichtsjahr war die Abteilung Finanzen der 
Generalstaatsanwaltschaft nebst dem Tagesge-
schäft und den gesamtstaatlichen Prozessen wie-
derum zu einem erheblichen Teil mit Projekt- und 
Organisationsaufgaben beschäftigt. Weiter hat die 
Abteilung ihre zweimonatlich stattfindenden Sit-
zungen mit den dezentral organisierten Rech-
nungsführenden durchgeführt. An den regelmäs-
sigen Austauschen der fachlich vorgesetzten 
Finanzdienste der Justiz war die Abteilung stets 
vertreten. Die Erstellung des Jahresabschlusses/
Geschäftsberichts 2018 erfolgte zum zweiten Mal 
nach den Vorgaben von HRM2/IPSAS und dem 
Handbuch Rechnungslegung (HBR). Der Planungs-
prozess 2019 (für das Voranschlagsjahr 2020 und 
die Finanzplanjahre 2021 bis 2023) wurde eben-

falls wiederum nach den neuen Vorgaben erarbei-
tet. Seit der Einführung von HRM2/IPSAS im Jahr 
2017 konnten notwendige Fähigkeiten aufgebaut 
und wertvolle Erfahrungen gesammelt werden, 
um den höheren fachlichen Anforderungen durch 
HRM2/IPSAS gerecht zu werden. Gestützt auf das 
Konzept Internes Kontrollsystem (IKS) der Justiz 
und dem jährlichen IKS-Regelkreislauf wurden in 
den Sommermonaten wiederum Prozesskontrol-
len in ausgewählten Organisationseinheiten durch-
geführt und in einem entsprechenden Bericht do-
kumentiert. Erstmals war im Zuge des erweiterten 
Monatsabschlusses per September 2019 ein annä-
hernd vollständiger Jahresabschluss zuhanden des 
Konzerns zu erstellen. Im Rahmen der Weiterent-
wicklung des IKS wurde im Berichtsjahr damit be-
gonnen, ein erweitertes Inventar der finanzrelevan-
ten Geschäftsprozesse zu erarbeiten und dieses in 
das Prozessdarstellungstool QM-Pilot zu überfüh-
ren. Im Berichtsjahr haben im Zusammenhang mit 
dem Projekt NeVo/Rialto mehrere Projektsitzun-
gen in der Realisierungsphase mit Funktionstests 
im Bereich des Fallkontos stattgefunden. Nebst 
den Mitarbeitenden der Abteilung sind auch Rech-
nungsführende aus den dezentralen Organisations-
einheiten sowie Personen aus weiteren Bereichen 
beteiligt. Über den Stand des kantonalen Projekts 
ERP (Ablösung FIS) wurde die Abteilung durch die 
fachlich vorgesetzte Stelle der Justiz regelmässig 
informiert. Ein stärkerer Einbezug in die Projektar-
beiten ist im Jahr 2020 zu erwarten.

4.3 Gebäude – Informatik

Gemäss Art. 6 GSOG sind die zuständigen Direk-
tionen der kantonalen Verwaltung für die Bereit-
stellung, die Bewirtschaftung und den Unterhalt 
der von den Gerichtsbehörden und der Staatsan-
waltschaft benötigten Grundstücke, Gebäude, In-
formatik- und Kommunikationssysteme verant-
wortlich. Die Justizleitung meldet den Bedarf 
früh  zeitig bei der zuständigen Direktion an.

4.3.1 Gebäude
Die den regionalen und kantonalen Staatsanwalt-

schaften zugeteilten Räumlichkeiten sind gut er-
reichbar und zweckmässig. Die Staatsanwalt-
schaft ist in den Betriebskommissionen gemischt 
genutzter Räumlichkeiten vertreten. Dort, wo die 
Staatsanwaltschaft in der Nähe von Polizei, Justiz-
vollzug und Gerichten untergebracht ist, profitiert 
sie von effizienten administrativen Abläufen und 
hoher Sicherheit.
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Die Generalstaatsanwaltschaft konnte im Früh-
sommer 2019 ihren neuen Standort am Nordring 8 
in Bern beziehen. Mit dem Umzug von der Maul-
beerstrasse ins Nordquartier konnten die drin-
gendsten räumlichen Problemstellungen der Gene-
ralstaatsanwaltschaft gelöst werden. Die neuen 
Räumlichkeiten sind funktional. Die Sicherheitsan-
forderungen werden erfüllt, was am bisherigen 
Standort nicht der Fall war. Die Nähe zum Oberge-
richt, zur Kantonspolizei und zu weiteren Teilen der 
Justiz, Verwaltung und Politik sind weiterhin gege-
ben.

Gegen Ende des Berichtsjahres sind die weite-
ren Projektarbeiten für die erforderliche Sanierung 
des Amthauses Bern unter der Federführung des 
AGG gestartet. Die Staatsanwaltschaft und die be-
troffenen Einheiten sind im Projekt eingebunden. 
Sowohl die Projektierungsphase (2020) als auch 
der Umbau (gemäss aktueller Planung ab 2022) 
werden herausfordernd sein, zumal nutzerseitig 
mehrere Organisationseinheiten betroffen sind.

Die Staatsanwaltschaft wird am Standort Bern 
ein neues Team zur Bekämpfung der Cyberkrimi-
nalität einsetzen. Der Grosse Rat hat im Berichts-
jahr die entsprechenden Personalressourcen be-
willigt. Die neue Einheit benötigt zur Auf - 
ga benerfüllung passende Räumlichkeiten. Eine Un-
terbringung im Amthaus, wo der Rest der Staats-
anwaltschaft mit Standort Bern untergebracht ist, 
ist nicht möglich, weil dort keine Freiflächen zur 
Verfügung stehen. Die Sanierung des Amthauses 
wird daran nichts ändern können. Die Staatsan-
waltschaft hat deshalb ein entsprechendes Raum-
begehren beim AGG eingereicht.

Der Jugendanwaltschaft, Dienststelle Biel, konnte 
am bestehenden Standort gestützt auf eine gute Zu-
sammenarbeit mit dem AGG und der örtlich zustän-
digen Leitung eine Erweiterung der zur Verfügung 
stehenden Räumlichkeiten zugesichert werden. Die 
Gelegenheit hierfür bot sich nach dem Standort-
wechsel einer Einheit der Kantonsverwaltung.

4.3.2 Informatik
Die Vorbereitungen für das justizweite «Ausrol-

len» des Kantonalen ICT-Arbeitsplatzes (KWP) im 
Jahr 2020 sind gestartet. Die damit einhergehende 
Ausrüstung des Standardarbeitsplatzes mit Note-
book und zwei Bildschirmen wurde am Standort 
Nordring bereits umgesetzt und erweist sich mit 
Blick auf die fortschreitende Digitalisierung und 
den festzustellenden Trend hin zum mobilen Arbei-
ten als zweckmässig. 

4.3.3 Projekt Neue Vorgangsbearbeitung 
(NeVo; Rialto)

Im Rahmen des Projekts NeVo wird die neue 
Vorgangsbearbeitung für die Kantonspolizei und 
die Staatsanwaltschaft des Kantons Bern be-
schafft, entwickelt und eingeführt. Die heute bei 
der Staatsanwaltschaft eingesetzten Fachapplikati-
onen Tribuna und Jugis werden durch eine mo-
derne und zukunftsgerichtete Geschäftsverwal-
tungssoftware abgelöst. Die neue Fachapplikation 
heisst Rialto. Der Grosse Rat hat am 1. Dezember 
2016 dem entsprechenden gemeinsamen Objekt-
kredit über CHF 12.95 Millionen zugestimmt.

In einem ersten Schritt erarbeiteten die Kantons-
polizei und die Staatsanwaltschaft ab 2017 die 
Grundlagen der gemeinsamen Vorgangsbearbei-
tung. In dieser Konzeptphase lag das Augenmerk 
auf der Dokumentation der Arbeitsprozesse, auf 
der Analyse der Schnittstellen zu Um- und Neben-
systemen und auf der Planung der Migration der 
Datenbestände.

Das Projekt befindet sich inzwischen in der 
Phase Realisierung, in deren Zentrum die Entwick-
lung der Geschäftsverwaltungssoftware und die 
Vorbereitung der Einführung stehen. Rialto basiert 
auf der Standardplattform SAP und auf der SAP-
Standardsoftware ICM (Investigative Case Ma-
nagement). Nebst der Anbindung interner und  
externer Drittapplikationen oder Datenbestände 
erlaubt Rialto den Einsatz auf Mobilgeräten sowie 
dereinst die Anbindung an die schweizweite Justiz-
plattform Justitia 4.0. Im Berichtsjahr hatte das 
Projekt verschiedene Herausforderungen zu ge-
genwärtigen, welche in einer Verschiebung der 
Einführung um ein Jahr und in einer Anpassung der 
Vorgehensweise sowie der Organisation münde-
ten. Der Grund liegt in der umfassenden Klärung 
und Umsetzung der Anforderungen der Polizei und 
der Staatsanwaltschaft gemäss Pflichtenheft so-
wie in der Realisierung zusätzlicher notwendiger 
Anforderungen an das System. Die Erstreckung 
der Umsetzungsfrist hat keine direkten Auswirkun-
gen auf die operativen Geschäftsprozesse der ber-
nischen Strafverfolgungsbehörden. Die heute ein-
gesetzten Applikationen stehen weiterhin zur Ver - 
fügung. Die Einführung von Rialto ist nunmehr für 
Oktober 2020 (Polizei) bzw. Dezember 2020 
(Staatsanwaltschaft) vorgesehen.

Mit dem Projekt NeVo wird Pionierarbeit geleis-
tet, indem zwei Organisationen auf dieselbe IT-
Plattform setzen. Es handelt sich insofern um ein 
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Innovationsprojekt, als eine entsprechende Appli-
kation auf dem Markt nicht erhältlich ist und des-
halb in Zusammenarbeit mit den Lieferanten reali-
siert wird. Im Zentrum dieses herausfordernden 
und zukunftsweisenden Vorhabens steht der elek-
tronische, medienbruchfreie Datenaustausch zwi-
schen zusammenarbeitenden Organisationen. Die 
damit einhergehenden Vorteile und Arbeitserleich-
terungen stehen im Zeichen der fortschreitenden 
Digitalisierung der Justiz.

 

4.4 Information der Öffentlichkeit

Wegen eines konkreten Verdachts auf Betäu-
bungsmittelwiderhandlungen hatte die Kantonspo-
lizei Bern Mitte Februar 2019 in Eriswil eine Haus-
durchsuchung durchgeführt, in deren Verlauf in 
einem Gebäude an der Hauptstrasse eine Indoor-
Anlage festgestellt und ausgehoben werden 
konnte. In mehreren Räumen konnten insgesamt 
2’200 Hanfpflanzen in verschiedenen Wachstums-
stadien sichergestellt werden. Es handelte sich da-
bei um 1’496 erntereife Pflanzen, 26 Mutterpflan-
zen und 678 Stecklinge. Des Weiteren wurden 
kleinere Mengen bereits geernteter Blüten und 
zahlreiche technische Geräte zum Hanfanbau auf-
gefunden. Die sichergestellten Pflanzen, Blüten 
und Gerätschaften wurden in der Folge abtrans-
portiert und vernichtet. Zur Unterstützung des Ein-
satzes waren nebst verschiedenen Diensten der 
Kantonspolizei Bern auch Angehörige der Feuer-
wehren Eriswil und Langenthal aufgeboten, um 
insbesondere die Räumlichkeiten zu beleuchten 
und zu belüften. Die drei im Zuge des Einsatzes 
angehaltenen Männer im Alter zwischen 51 und 62 
Jahren zeigten sich im Rahmen erster Einvernah-
men geständig, die Indoor-Hanfanlage betrieben 
zu haben bzw. an der Produktion beteiligt gewesen 
zu sein.

Am Samstag, 13. April 2019, hatten sich in und 
rund um die Aarbergergasse in Bern zahlreiche 
Personen versammelt, um den Meistertitel des 
BSC Young Boys zu feiern. Dabei wurden auch 
wiederholt verbotene Pyrotechnika und Feuerwerk 
abgefeuert. Die zur Unterstützung und Abklärung 
der Ereignisse ausgerückte Patrouille wurde zu-
nächst von einem Unbekannten und danach beim 
Versuch, diesen anzuhalten, von mehreren ver-
mummten Personen massiv angegriffen. Auch 
eine zweite eingetroffene Patrouille wurde umge-
hend mit Flaschen, Stühlen, Stangen und Körper-
gewalt attackiert. Zur Unterstützung der bei den 
Angriffen verletzten Mitarbeitenden wurden wei-
tere Einsatzkräfte aufgeboten. Um die Verletzten in 

Sicherheit zu bringen und die Angreifer zurückzu-
drängen, mussten Pfefferspray und der Einsatz-
stock eingesetzt werden. Insgesamt wurden sechs 
Polizisten und eine Polizistin verletzt, sechs davon 
mussten ins Spital gebracht werden. Im Zuge der 
umfangreichen polizeilichen Ermittlungen unter 
der Leitung der regionalen Staatsanwaltschaft 
Bern-Mitteland und der kantonalen Jugendanwalt-
schaft wurden Bildmaterial ausgewertet und zahl-
reiche Einvernahmen durchgeführt. Auch wurden 
Hinweise, die im Zusammenhang mit dem Zeu-
genaufruf eingingen, in die Ermittlungen miteinbe-
zogen. Schliesslich konnten fünf Personen im  
Alter zwischen 17 und 42 Jahren identifiziert wer-
den, welche unter dem dringenden Verdacht stan-
den, an den Angriffen auf die Einsatzkräfte be-
teiligt gewesen zu sein, und wegen Gewalt und 
Drohung gegen Beamte zur Anzeige gebracht 
werden.

Am Samstagabend des 11. Mai 2019 gingen bei 
der Kantonspolizei Bern mehrere Meldungen ein, 
wonach in Belp eine Auseinandersetzung unter 
mehreren Personen im Gang sei und Schüsse zu 
hören gewesen seien. Gemäss polizeilichen Er-
kenntnissen waren an der Steinbachstrasse  
mutmasslich Mitglieder mehrerer Motorradclubs  
aneinandergeraten. Dabei kam es auch zu einer 
Schussabgabe. Bei der Auseinandersetzung wur-
den fünf Männer verletzt und mussten in Spital-
pflege verbracht werden. In Belp wurden insge-
samt 19 Personen, 18 Männer und eine Frau, durch 
die Einsatzkräfte angehalten und daraufhin für Be-
fragungen in Polizeiräumlichkeiten gebracht. Zwölf 
weitere Männer wurden im Zuge des Polizeieinsat-
zes an anderen Örtlichkeiten im Kanton Bern ange-
halten und für weitere Abklärungen auf eine Poli-
zeiwache gebracht. Wie die weiteren Ermittlungen 
ergaben, dürften mutmassliche Mitglieder mindes-
tens dreier Motorradclubs in die Auseinanderset-
zung involviert gewesen sein. Aufgrund der kom-
plexen Ausgangslage waren Polizeimitarbeitende 
verschiedenster Bereiche mit den aufwändigen 
Ermittlungstätigkeiten betraut. Zum einen galt es 
die Aussagen von rund einem Dutzend Personen 
aufzunehmen, die sich auf den Zeugenaufruf ge-
meldet hatten. Zum anderen wurden umfangrei-
che Arbeiten im Zusammenhang mit der Spuren-
sicherung und -auswertung durchgeführt. So 
konnten noch am selben Wochenende u.a. meh-
rere Waffen, darunter auch Faustfeuerwaffen, 
Fahrzeuge sowie knapp zwei Dutzend Mobiltele-
fone sichergestellt werden.

Am Sonntag, 19. Mai 2019, kurz nach Mitter-
nacht, wurde der Kantonspolizei Bern gemeldet, 
dass im Raum Schützenmatte in Bern mehrere 
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Personen im Begriff seien, sich zu vermummen 
und Barrikaden zu errichten. Die ausgerückten Ein-
satzkräfte stellten im Bereich Vorplatz Reitschule, 
bei der Eisenbahnbrücke und auf der Seite Neu-
brückstrasse mehrere Vermummte, Strassenbarri-
kaden sowie brennende Holzpaletten und Contai-
ner auf den Strassen fest. Als in der Folge auf dem 
nahen Parkplatz des Bahnareals, Seite Neubrück-
strasse, auch noch mehrere Fahrzeuge in Brand 
gesteckt wurden, entschieden sich die Einsatz-
kräfte vorzurücken. Umgehend wurden sie massiv 
mittels Flaschen- und Steinwürfen, Lasern und 
Feuerwerkskörpern angegriffen. Ein Löscheinsatz 
der Berufsfeuerwehr Bern bei den brennenden 
Fahrzeugen sowie Barrikaden wurde durch die 
massiven Angriffe verhindert. Zum Eigenschutz 
mussten Reizstoff und Gummigeschosse einge-
setzt sowie weitere Polizeikräfte zusammengezo-
gen werden. Auch ein Wasserwerfer wurde beige-
zogen. Die Lorrainebrücke, die Hodlerstrasse, die 
Neubrückstrasse und das Bollwerk mussten für 
mehrere Stunden gesperrt werden.

Im Zuge der Ermittlungen zu diesen Angriffen, 
bei denen sich zehn Polizistinnen und Polizisten 
Verletzungen zugezogen hatten, wurden Zeugen 
und Bildmaterial gesucht und zu diesem Zweck ein 
Upload-Portal eingerichtet.

Ein grosses mediales Interesse hat der Fall eines 
tödlich verlaufenen Dienstwaffeneinsatzes eines 
Polizisten hervorgerufen. Die Kantonspolizei Bern 
war Mitte Juli 2019 über die Entweichung eines 
polizeilich bereits bekannten Mannes aus einer 
psychiatrischen Institution informiert worden. An-
lässlich der Nachschau nach dem Mann konnte ihn 
eine Patrouille in einer Liegenschaft im Osten 
Berns antreffen und in der Folge auch ansprechen. 
Ersten Erkenntnissen zufolge stellte sich dabei 
eine für die Polizisten akut bedrohliche Situation 
ein, als der Mann unvermittelt eine Schusswaffe 
behändigte. Beim anschliessenden Dienstwaffen-
einsatz wurde der Mann getroffen und schwer ver-
letzt. Trotz sofortiger Rettungsmassnahmen ver-
starb der 36-Jährige wenig später im Spital. Mit 
den polizeilichen Abklärungen wurde die Kantons-
polizei Zürich betraut.

Die Bundesanwaltschaft und die Jugendanwalt-
schaften Bern und Winterthur haben Ende Okto-
ber 2019 in einer gemeinsamen und koordinierten 
Aktion in verschiedenen Kantonen elf Hausdurch-
suchungen durchgeführt. Dies im Rahmen von 
Strafverfahren der beteiligten Behörden gegen ins-
gesamt elf Beschuldigte, welche insbesondere un-
ter dem dringenden Verdacht standen, gegen das 
Bundesgesetz über das Verbot der Gruppierungen 
«Al-Qaida» und «Islamischer Staat» sowie ver-

wandter Organisationen verstossen zu haben. Im 
Einsatz standen nebst Vertretern der Jugendan-
waltschaften und der Bundesanwaltschaft rund 
100 Beamte von fedpol und Kantonspolizeien. Die 
Kantonale Jugendanwaltschaft Bern hat in diesem 
Zusammenhang eine Strafuntersuchung gegen ei-
nen minderjährigen Beschuldigten eröffnet, der im 
Kanton Bern wohnhaft ist.

Die kantonale Staatsanwaltschaft für die Verfol-
gung von Wirtschaftsdelikten hat Mitte Dezember 
2019 die Strafuntersuchung gegen einen ehemali-
gen, 66-jährigen Reeder abgeschlossen. Aufgrund 
einer Strafanzeige des Eidgenössischen Departe-
ments für Wirtschaft, Bildung und Forschung vom 
März 2018 stand der Beschuldigten im Verdacht, 
bei der Einreichung von Bürgschaftsgesuchen für 
die Finanzierung von Hochseeschiffen überhöhte 
Bau- und Erwerbspreise geltend gemacht zu ha-
ben, um widerrechtlich in den Genuss von Bürg-
schaften des Bundes zu gelangen. Die gestützt 
darauf in den Jahren 2005 und 2013 gewährten 
Bürgschaften belaufen sich auf insgesamt rund 
CHF 130 Mio. Die Staatsanwaltschaft hat den Ver-
dacht im Zuge ihrer komplexen Untersuchung er-
härten können und beim Wirtschaftsstrafgericht 
des Kantons Bern Anklage erhoben.

Am 5./6. Dezember 2019 fand die 7. Generalver-
sammlung der Schweizerischen Konferenz der In-
formationsbeauftragten der Staatsanwaltschaften 
(SKIS) in Delsberg statt. Das Programm startete 
mit dem geschäftlichen Teil gemäss Traktanden-
liste. Eines der zentralen Traktanden bildete die 
Diskussion über den Umgang der Strafverfol-
gungsbehörden mit Social Media. Am zweiten Tag 
kamen die Teilnehmenden in den Genuss folgen-
der zwei Referate: «Medienrechtliche Strategien in 
komplexen Fällen – Der Fall «Jolanda Spiess-Hegg-
lin» von Rechtsanwältin Dr. iur. Rena Zulauf sowie 
«Die Sicht einer Betroffenen – wie es sich anfühlt 
und was Medienopfern zu empfehlen ist» von  
Jolanda Spiess-Hegglin.

Auch im Berichtsjahr wurde der regelmässige 
Austausch zwischen dem Informationsbeauftrag-
ten der Staatsanwaltschaft und seinen drei Stell-
vertretern einerseits und der Leiterin der Medien-
stelle der Kantonspolizei sowie deren Stellvertreter 
andererseits im sog. «Steuerungsgremium» ge-
pflegt. In dessen Rahmen wurden Rück- und Aus-
schau auf die jeweils aktuelle Fall-Kommunikation 
gehalten und grundsätzliche Fragen erörtert, wie 
beispielsweise die Beeinflussung der Justiz durch 
die Medien.
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5 ASPEKTE DER  
KRIMINALITÄTSENTWICKLUNG 

5.1 In den Regionen

Zur allgemeinen Kriminalitätsentwicklung in den 
Regionen können keine besonderen bzw. spezifi-
schen Aussagen gemacht werden. Grosse Verän-
derungen gegenüber der früheren Delinquenz sind 
nicht auszumachen. Entsprechende Statistiken 
dazu werden von der Staatsanwaltschaft nicht ge-
führt. Für verlässliche Tendenzen muss deshalb 
wiederum auf die entsprechenden Auswertungen 
der Kantonspolizei und des Bundes verwiesen 
werden.

5.2 Kantonale Staatsanwaltschaft für die 
Verfolgung von Wirtschaftsdelikten

Innert Rekordzeit erhob die Staatsanwaltschaft 
für die Verfolgung von Wirtschaftsdelikten im De-
zember 2019 i.S. Bundesbürgschaften für die 
Schweizer Hochseeflotte Anklage gegen einen 
ehemaligen Reeder beim Wirtschaftsstrafgericht. 
Diesem wird nach sehr aufwändiger Untersuchung 
vorgeworfen, zu hohe Bau- und Erwerbspreise für 
Hochseeschiffe arglistig vorgetäuscht zu haben, 
um Bundesbürgschaften über insgesamt rund 
CHF 130 Mio. betrügerisch zu erlangen. Die Straf-
anzeige des Eidgenössischen Departements für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung erfolgte im 
März 2018. Die für dermassen komplexe Verfahren 
rekordverdächtige Untersuchungsdauer von bloss 
20 Monaten hätte ohne mehrere rechtsmiss-
bräuchliche Beschwerden zwecks Verzögerung 
bzw. Verjährenlassens sogar nur 14 Monate betra-
gen – dies auch dank temporärer Nichtzuteilung 
neuer Verfahren.

Die Untersuchung i. S. Meyer Burger Technology 
AG, eines Weltmarktführers in der Photovoltaik-In-
dustrie, ist ein typisches Beispiel des immer stär-
ker zunehmenden «Missbrauchs» der Strafverfol-
gungsbehörden für rein zivilrechtliche Streitigkeiten, 
die mit enormen Kostenfolgen grundsätzlich vor 
Handelsgericht ausgetragen werden müssten. Vor-
liegend geht es um einen erbitterten Machtkampf 
zweier ausländischer Aktionärsgruppen gegen den 
Verwaltungsrat. Ihm wird ungetreue Geschäfts-
besorgung im Rahmen einer höchst komplizierten 
Aktienkapitalerhöhung und Aktientransaktion vor-

geworfen, durch die den Aktionären angeblich ein 
Schaden von rund CHF 5 Mio. verursacht worden 
sei.

5.3 Besondere Kriminalitätsformen

Die Kriminalitätsform des Enkeltricks und des 
Betrugs durch falsche Polizisten, von der mehrere 
Kantone betroffen sind, hat im Kanton Bern trotz 
zentralisiert-forcierter Vorgehensweise – zuständig 
ist die kantonale Staatsanwaltschaft für die Verfol-
gung von Wirtschaftsdelikten – und der internatio-
nalen Zusammenarbeit im Rahmen der Joint In-
vestigation-Verträge mit Polen und deutschen 
Bundesländern (JIT) nicht an Aktualität eingebüsst.

5.3.1 Falscher Weinhändler
Als Teil einer von Deutschland aus arbeitsteilig 

agierenden Bande fuhr der Beschuldigte in der Zeit 
zwischen dem 27. Mai 2019 bis zu seiner Verhaf-
tung am 17. Juli 2019 mehrfach in die Schweiz 
(Kantone Bern, Basel und Zürich), um hier jeweils 
von älteren und/oder gebrechlichen Personen für 
angeblich gelieferten oder bestellten Wein Bargeld 
einzukassieren.

Dabei gab sich zunächst ein sog. Keiler gegen-
über den gezielt kontaktierten Personen als Vertre-
ter einer deutschen Weinfirma oder als Bankmitar-
beiter aus und täuschte diese über den angeblichen 
Bestand fälliger Forderungen oder anderer Aus-
stände aus angeblichen Bestellungen und übte 
durch stetige Intensivierung der telefonischen Kon-
taktaufnahme auf diese bewusst psychischen und 
zeitlichen Druck aus. Der Beschuldigte begab sich 
anschliessend jeweils an das Domizil der Geschä-
digten. Dort gab er diesen gegenüber an, im Auf-
trag der Weinfirma zu kommen und die geschulde-
ten Gelder – teilweise gegen Aushändigung einer 
vorgefertigten oder selber erstellten Quittung – in 
bar abzuholen, wobei er sich teilweise unter einem 
falschen Namen vorstellte und die Quittung mit fal-
schem Namen unterzeichnete.

Die Bande errichtete gegenüber den gezielt kon-
taktierten älteren Personen ein komplexes Lügen-
gebäude, in das mehrere Mittäter der Bande in 
unterschiedlichen Rollen involviert waren. Im Irr-
tum über die wahre Sachlage, die tatsächlichen 
Absichten der Bande sowie deren fehlenden Rück-
zahlungswillen hoben die Geschädigten den zuvor 
telefonisch geforderten Geldbetrag von ihren  
Konten ab und übergaben diesen letztlich dem  
Beschuldigten in der falschen Annahme, damit  
angeblich noch bestehende Ausstände aus vergan-
genen Weinlieferungen oder getätigten Bestellun-



121STAATSANWALTSCHAFT

gen zu begleichen. Das Kantonale Wirtschafts-
strafgericht sprach den Beschuldigten des 
mehrfachen Betruges im Gesamtdeliktsbetrag von 
mindestens CHF 14’500.00, teilweise versucht be-
gangen, sowie der Geldwäscherei schuldig und 
bestrafte ihn mit zehn Monaten Freiheitsstrafe  
sowie drei Jahren Landesverweis

5.3.2 Internationale- und interkantonale   
 Zusammenarbeit

Die Beschuldigte wurde mit Urteil vom 27. No-
vember 2018 durch das Bezirksgericht Zürich erst-
instanzlich des mehrfachen versuchten Betruges 
(Enkeltrick) schuldig gesprochen. Rund zwei Wo-
chen vor der obergerichtlichen Berufungsverhand-
lung erhielt die Staatsanwaltschaft Zürich via Joint 
Investigation-Verträge mit Polen und deutschen 
Bundesländern (JIT) von der Staatsanwaltschaft 
Warschau neue Unterlagen, welche auf weitere 
Tathandlungen der beschuldigten Person unter an-
derem im Kanton Bern hinwiesen. Via JIT wurden 
diese Unterlagen in der Folge auch der Staatsan-

waltschaft Bern zugestellt. Nach Prüfung dersel-
ben liess die Staatsanwaltschaft Bern die Beschul-
digte unmittelbar im Anschluss an die oberge- 
richtliche Urteilsverhandlung und deren Entlassung 
am 13. Juni 2019 verhaften und zuführen. In der 
anschliessenden Strafunter suchung konnten der 
Beschuldigten dank der Unterlagen aus Polen so-
wie eines durch die Staats an waltschaft Bern in 
Auftrag gegebenen Schriften vergleichs zwei wei-
tere vollendete Taten in den Kantonen Bern und 
Aargau im Deliktsbetrag von CHF 55’000.00 aus 
dem Jahr 2017 nachgewiesen werden. Die Be-
schuldigte wurde durch das kantonale Wirtschafts-
strafgericht als Zusatzstrafe zum Urteil des Ober-
gerichts des Kantons Zürich des gewerbsmässigen 
Betruges (Enkeltrick) sowie der qualifizierten Geld-
wäscherei schuldig gesprochen und zu einer unbe-
dingten Freiheitsstrafe von 11 Monaten sowie ei-
ner Geldstrafe verurteilt. Die Beschuldigte wurde 
ferner (bereits durch das Obergericht des Kantons 
Zürich) für zehn Jahre des Landes verwiesen. 
Beide Urteile sind rechtskräftig.

Stv. Generalstaatsanwalt

Christof Scheurer

Stv. Generalstaatsanwalt

Markus Schmutz

Generalstaatsanwalt

Michel-André Fels
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